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A 
EINLEITUNG. 


Der Zeitraum, welcher die Internationalen Kongresse 
zu Amsterdam und zu Stuttgart trennt, war für Russ- 
land wichtiger Ereignisse voll. Der Russisch-Japani- 
sche Feldzug, welcher im Portsmouther Frieden seinen 
Abschluss gefunden hat, hat einerseits alles Faule des 
zaristischen Regimes und seine gänzliche Unhaltbarkeit 
zu Tage gefördert und andererseits den stromartigen 
Erguss neuer Kräfte, welche längst aufgespeichert, 
jedoch von der bewaffneten Faust der Gewaltherrscher 
niedergehalten waren, ermöglicht. Er fiel ferner mit 
dem terroristischen Akte zusammen, welchen das Mit- 
glied der Soz.-Rev. Kampfesorganisation Sasonofl aus- 
geführt hat. Der auf diese Weise von aussen und von 
innen getroffene Zarismus nahm zu seinen üblichen 
Kunstgriffen Zuflucht. Während weniger Monate spielte 
er = Beschwichtigung » und liess die Periode der libe- 
ralen Bankete und Kongresse und die Bildung der 
Konstitutionell-Demokratischen Partei in ihrer « Sem- 
stwophase » zu. Als aber auch das Proletariat sich zu 
regen begann, war es mit den berühmten « Beschwich- 
tigungsversuchen » zu Ende und die blutigen Tage des 
Januars 1905 bedeuteten den festen Eintschluss des alten 
Regimes, seine Stellung nicht ohne verzweifelten Kampf 
aufzugeben. Der Beitritt des Proletariats drückte der 
russischen Revolution den Stempel sozialer Forderungen 
der arbeitenden Massen auf. Die Arbeiterstreiks, welche 
in ganz Russland auf die blutigen Tage gefolgt sind, die 
Revolten des « Potemkin » und der Flotte von Kron- 
stadt, welche die rote Fahne und die politischen und 
«ekonomischen Forderungen der sozialistischen Parteien 
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hochhielten, oflenbarten den tiefgehenden und kompli- 
zierten Character der revolutionären Krisis und besei- 
tigten jede Möglichkeit, dass Letztere friedlich, durch 
blosse Kompromisse zwischen den verschiedenen 
Schichten der besitzenden Klassen beigelegt werden 
könnte. i 

Der Generalstreik der Eisenbahnarbeiter und Eisen- 
bahnbeamien, einer Reihe von Professionalverbänden 
und des gesamten Proletariats hat im Oktober 1905 
dem Zarismus die erste entscheidende Konzession abge- 
rungen. Aber in demselben Augenblicke, als er seine 
eigene Vernichtung anerkannte, grifft der Zarismus mit 
Hilfe der blinden Kraft des Heeres und der « schwarzen 
Banden » zur Gegenrevolution. Die besitzenden Klassen 
sahen sich in ihren oeekonomischen Interessen bedroht 
und scharten sich ebenfalls im Lager der Gegenrevo- 
lution und so sehen wir seitdem einen typischen Klassen- 
kampf, in welchem auf der einen Seite die Grossgrund- 
besitzer, die Grosskapitalisten, die Bureaukratie und 
der kaiserliche Hof mit dem Zaren an der Spitze stehen 
und, ihnen gegenüber, die Arbeiter in ihren sämtlichen 
Erscheinungen, wie städtisches und ländliches Proleta- 
riat, Kleinbauer, intellektuelles Proletariat, welche 
unter Leitung der bestehenden sozialistischen Parteien 
einen Ausweg suchen. 

Während nun auf der einen Seite die furchtbare 
Reaktion und ihre Helfershelfer : die Bureaukratie, das 
Heer und die schwarzen Hunderte ihre Taktik des 
Meuchelmords en gros und en detail entwickeln, orga- 
nisiert sich auf der anderen Seite die Macht des Arbeits- 
volkes. « Korporationen der Arbeiterdeputierten » 
Bauernbunde, in demokratische Republiken verwandelte 
Städte, Syndikate, Verbände der Arbeitslosen, Arbei- 
terstreiks in Stadt und Land — das sind die Formen, 
in welchen die bewegende Kraft der beginnenden 
Revolution sich äusserte. i 

Wir wollen hier nicht die Geschichte dieser drei 
Jahre schreiben. Wir befinden uns noch mitten im 
Kampfe drin und müssen der Zukunft die ruhige und 
objektive Begutachtung der Ereignisse überlassen. Was 
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wir in diesem kurzen Berichte, welcher im Anfange des 
voraussichtlich äusserst stürmischen Jahres 1907 
abgefasst wird, entwerfen wollen, das sind die Haupt- 
momente im Leben unserer Partei während des 
Zeitraumes- zwischen dem Amsterdamer Kongress 
und dem Anfange des Jahres 1907, in welchem 


‚die Ereignisse des’ Jahres 1905 einen Wendepunkt 


bilden. 

Die Partei, welche bis dahin ihr Hauptorgan und zum 
Teil auch ihre Organisation im Auslande gehabt hatte, 
verlogte nunmehr alles auf den eigentlichen Boden des 
Schlachtfeldes. Sie beteiligte sich tätig an allen Ereig- 


nissen der Revolution. Ihre Presse erfreute sich 


während der kurzen Freiheitsperiode eines legalen oder 
halblegalen Daseins. Ihre Redner konnten überall im 
Reiche in Versammlungen und Meetings das arbeitende 
Volk, ob städtische Arbeiter oder Bauern, anreden und 
Tausenden und Abertausenden das gierig aufgenom- 
mene sozialrevolutionäre Wort bieten. 

Allerdings zwang die Gegenrevolution gar bald die 
Partei wieder in die versteckte Geheimbündelei hinein, 
aber nichtsdestoweniger blieb ihr Charakter gründlich 
verändert : aus einer Gruppe von Verschwöreren hatte 
sie sich in die Partei breiter Arbeitermassen verwandelt, 
deren Rahmen Zehntausende organisierter Mitglieder 
umfassten und deren Wirkungskreis sich über Hun- 


‚derttausende von sympathisierenden Anhängern aus- 
‚dehnte. 


Was das innere Leben der Partei — welches den 
wesentlichtsten Bestandteil des vorliegenden Berichtes 
ausmachen soll — betrifft, so bilden die Daten der 
Parteikongresse zweifellos seine Hauptmomente. Der 
erste Parteitag im Jahre 1906 lieferte das definitive 
Programm und provisorische Statuten. Der zweite 
ausserordentliche Kongress zu Beginn des Jahres 1907 
befasste sich ausschliesslich mit taktischen Fragen, 
welche durch den Sieg der Sozial-Revolutionäre bei 


‚den Wahlen zur zweiten Duma gestellt waren. Immer- 


hin konnte diese Versammlung die Parteistärke ermes- 


‚sen und nicht nur die Tätigkeit des Parteivorstandes, 
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sondern auch die der Bezirks-bezw. Lokalkomitees einer 
Beurteilung unterziehen. 

Aus diesem Grunde geben wir im folgenden ausser 
der üblichen Berichterstattung des Parteivorstandes 
auch die Berichte über unsere Parteitage, sowie eine 
kurze Zusammenfassung der Meldungen unserer Be- 
zirkskomitees, welche unseren Genossen in den übrigen 
Ländern ein getreues Bild des innern Lebens unserer 
Partei geben werden. Wir bitten unsere Genossen im 
voraus, die Lücken dieser in der Aufregung des täglichen 
Kampfes eilig verfertigten Arbeitebensowohl, wie etwa 
unwillkürlich unterlaufene Irrtümer, zu entschuldigen. , 
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Bericht des Parteivorstandes 
ii 
Bis zum Oktober 1905. 


Russland bedurfte quasi eines letzten kräftigen An 
pralls, um den verzauberten Kreis, welcher seine Kräfte 
solange zuzammengepresst hatte, zu durchbrechen. Das 
Prestige der Kraft, welche dem autokratischen Regime 
immerhin nicht abgehe, schwebte noch über dem Lande, 
als die von Sasonoff geschleuderte Bombe plötzlich die 
Feste der allgemeinen Vorurteile durchbrach. Die auto- 
kratische Burg erwies sich für Angriffe und sogar für 
Stürmungsehr wohl zugänglich. Die Regierung selbst gab 
das zu, indem sie in der Person des Fürsten Swiatopolk- 
Mirski sich bei Seite schieben liess, um dem Strome des 
Denkens und Wollens im Volke Platz zu machen. Von 
allen Seiten her und in allen möglichen Tonarten erschol- 
len Forderungen und Wünsche, welchelautverkündeten, 
dass in den Tiefen des russischen Volkes reichlicher 
Unmut wegen alles Vorhergegangenen, klare Auffas- 
sung der Volksrechte und lebhafte Hoffnungen auf eine 
glänzende Zukunft aufgespeichert sind. Aber alles 
sprach durcheinander, allerlei Wünsche wurden chao- 
tisch vermengt, verschiedenartige Kräfte vermischten 
sich und in gemeinsamem Andrange vor der schmalen 
Mündung ins Freie standen auf einem und demselben 
Boden Leute von verschiedener Parteiangehörigkeit, 
gesonderten Ueberzeugungen und entgegengesetzten 
Interessen, welche jedoch im Hasse zur Regierung 
vereint waren und alle ein und dasselbe Volk nach sich 
zogen. 


Die Sozial-Revolutionäre Partei sah ein, dass ein 
solches Zusammenwirken verschiedenartiger Kräfte 
nicht von langer Dauer sein kann und dass beim ersten 
Versuche, von Worten zu Taten überzugehen, sich 
klassenantagonistische Motive, Gegensätze der Taktik 
und sogar der angestrebten Ziele äussern werden. 
Sie war überzeugt, dass die im Lande vorhandenen 
Kräfte nur dann zu voller Geltung kommen können, 
wenn jede oppositionelle Partei als organisiertes Ganzes 
auftritt, alle zusammen aber nur gemeinsame und 
gleichzeitige Angrifte vornehmen. Diese Ueberzeugung 
veranlasste sie, sich an zwei Versammlungen zu betei- 
ligen, deren erste in Paris in Dezember 1904 die Ver- 
treter der sozialistischen, revolutionären und oppositio- 
nellen Parteien (1) vereinigte, während in der zweiten 
zu Genf im April 1905 nur sözialistische und revolu- 
tionäre Parteien vertreten waren (2). Es war zum 
grossen Teile die Folge der in diesen Konferenzen er- 
reichten Verständigungen, dass dierussische Befreiungs- 
bewegung im Frühjahr desselben Jahres aus dem Sta- 
dium der Meetings und der friedlichen Demonstrationen 
auf den Weg der offenen revolutionären Kämpfe über- 
gegangen ist, welche sich nicht nur in den Grenzpro- 
vinzen (Kaukasus, Polen, ÖOstseeprovinzen und Finn- 
land), sondern auch uberall im Innern Russlands 
abgespielt haben. Iede revolutionäre Partei wusste 
jetzt, dass sie auf die gleichzeitige Mitwirkung aller 
anderen rechnen konnte, und grift deswegen mit grös- 
serer Sicherheit zu den Waflen. 

Auf dem Boden der ungeheueren Unzufriedenheit 
wegen des japanischen Krieges, welcher dem russischen 


(1) Die Pariser Konferenz war von einigen Mitgliedern der 
Finnländischen Opposition angeregt und von folgenden 8 Orga- 
nisationen besucht: Soz.-Revolut. Partei, Polnische Sozialisti- 
sche Partei (P. P. S.), Lettische Soz.-Dem. Arbeiterpartei, Gru- 
sische Sozial.-Federat.-Revol. Partei, Armenische Revolut. 
Federation, Polnisch-Nationale Liga, Finnländische Partei des 
aktiven Widerstandes und der Verband « Oswobosdenie ». 

(2) An der Genfer Konferenz nahmen Teil : Soz.-Rev. Partei, 
P.- P. S., Armenische Revolut. Federation, Finnl. Partei des 
aktiven Widerst., Grusische Soz.-Fed. Rev. Partei, Lettische 
Soz.-Dem. Partei, Weissrussischer Sozial. Verband (« Gromada »). 
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Volke nicht nur unermesslichen materiellen Schaden, 
sondern auch eine unendliche Reihe von Demütigungen 
und die völlige Ueberzeugung von der Machtlosigkeit 
seines Heeres gebracht hatte; auf dem Boden der unsäg- 
lichen Not im ganzen Reiche und des tatsächlichen 
Hungers in 23 Gouvernements hat die Sozial-Revolu- 
tionäre Saat, welche uberall im Lande und namentlich 
in bestimmten Bezirken(an der Wolga, unter den Bauern 
des Südens und dem Proletariate der grossen Industrie- 
zentren) weit ausgestreut war, plötzlich reiche Blüten 
gezeitigt, welche in der Hitze der heftig entwickelten 
Parteitätigkeit schnell emporschossen. 

Der Rausch, welcher der Volksbewegung vorausge- 
gangen war, hatte bereits den Zaren am 6/19-ten August 
zur Veröftentlichung der « Bulyginschen Verfassung » 
gezwungen. Als aber dem Rausche der Stimmen das 
Geklirr der Watlen gefolgt ist, blies es den armseligen 
Fetzen ‘der ersten Verfassung bei Seite und der 
schauerige Ausdruck der Volkswut diktierte dem 
Zaren das Manifest vom 17/30-ten Oktober, welches 
das früher « übersehene » Wahlrecht der Abeiter 
brachte. Da wir hier nicht die allgemeine Geschichte 
der russischen Revolution in dieser Phase schreiben, 
sondern die Beteiligung der Soz-Rev. Partei zu schil- 
dern haben, müssen wir die merkwürdige Tatsache 
hervorheben, dass die Bewegung überall da mit beson- 
derer Nachdringlichkeit, Ausdehnung und Ausdauer 
verlaufen ist, wo die Soz.-Rev. Partei am meisten 
Kraft und Arbeit zu ihrer Vorbereitung verwendet 
hatte. 

Schon damals, als die Partei noch im Stadium der 
versteckten Tätigkeit war, galt ihre besondere Auf- 
merksamkeit denjenigen Punkten, welche für die 
Unterstützung der gesamtrussischen Volksbewegung 
besonders wichtig werden konnten. Unter den russi- 
schen Städten standen in dieser Beziehung Petersburg 
und Moskau obenan; unter den Provinzen waren es die 
10 Gouvernements längs der Wolga und die zentralen 
Gouvernements, welche bis dahin sozialrevolutionär 
stark zurückgeblieben waren, ferner die Ukraina und 
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die südlichen Gouvernements, welche besonders rege 
Elemente boten und schon früher hervorragende revo- 
lutionäre Bearbeitung erfahren hatten. Im Laufe der 
Jahre 1903 und 1904 wurden diese Gegenden nach- 
drücklich mit revolutionärer Litteratur versehen. 
Parteigenossen, welche in Bezug auf organisatorische 
Arbeit bei den gegebenen konspirativen Bedingungen 
_ besonders geschult waren, leiteten allerorten als Mit- 
glieder der lokalen Komitees die. Bildung und den 
Werdegang der neu hinzukommenden Organisationen 
— stets das eine Ziel im Auge, über die vorgemerkte 
Gegend ein immer dichteres und dichteres Netz zu 
spannen. Da aber, unabhängig von der direkten Tätig- 
keit der Partei, welcher nicht immer genügende Kräfte 
und Mittel zu Gebote standen, in den entferntsten Ecken 
des Reiches selbstgebildete Organisationen die soz.-rev. 
Grundsätze verbreiteten und der Partei neue Anhänger 
warben, konnte die zentrale Parteileitung nicht umhin, 
den neuen Gebieten einige Aufmerksamkeit zuzuwenden 
und im Interesse der Ausdehnung in neuen Gegenden 
die Intensität in den alten gewissermassen zu beein- 
trächtigen. 

Der Augenblick des offenen Kampfes im Oktober 1905 
fand die Parteikräfte in folgendem Zustande : 

An der Spitze sämtlicher Parteiorganisationen steht 
das Zentralkomitee, welches gleichzeitig leitendes und 
exekutives Organ ist. Seine Aufgabe besteht darin, über 
die Reinerhaltung der Grundlagen des Parteiprogramms 
zu wachen, ohne jedoch den Theoretikern, welche der 
Partei angehören, die Möglichkeit zu nehmen, in Wort 
und Schrift ihre Gedanken und Ansichten zu äussern, 
wenn es gilt, ungenügend bearbeitete Fragen aufzu- 
klären oder theoretische sowohl wie praktische Bahnen 
zu vertiefen und dadurch der Parteitätigkeit neue Wir- 
kungsgebiete zugänglichzu machen. DasZentralkomitee 
hat : die gesamte Parteilitteratur zu verfolgen, für ihre 
Ergänzung durch nötigwerdende Neuauflagen zu sorgen 
und ihre möglichst gleichmässige Verteilung zwischen 
den einzeluen Provinzen zu veranlassen. Mit Hilfe 
‚seiner Bevollmächtigten wacht es über die neu ent- 
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stehenden Sektionen und billigt ihre Aufnahme in 
die Partei. Es dirigiert die verfügbaren Parteikämpfer 
dorthin, wo sic erforderlich sind, und hilft den lokalen 
Organisationen bei der Einrichtung von Druckereien, 
Büchereien u. dgl. Es.befragt alle Parteiorganisationen, 
wenn es sich um die Entscheidung einer Frage von 
allgemeinem Interesse handelt, und erlässt dann auf 
Grund der Mehrheit aller geäusserten Ansichten 
Anweisungen zur weiteren Tätigkeit. Solange die 
Parleiarbeit ausschliesslich konspirativer Natur war, 
wurde der Vorstand vielfach vom «Ausländischen Ko- 
mitee » unterstützt, in welchem er stets einen Vertreter 
hatte. Die Aufgabe des Ausl. Kom. bestand hauptsäch- 
lich darin, der Parteitätigkeit innerhalb Russlands 
jeglichen Vorschub zu leisten, äusserte sich aber auch 
vielfach in der Gründung von Parteiorganisationen in 
denjenigen europäischen Zentren, in welchen russische 
politischen Auswanderer sowohl wie Studierenden im- 
mer zu finden sind. 

Dem Zentralkomitee ist bis zu einem gewissen Grade 
auch die Kampfesorganisation unterstellt, welche, in 
ihren inneren Angelegenheiten zwar autonom, in ihrer 
öffentlichen Tätigkeit jedoch vom Parteivorstande ab- 
hängt. Diese Organisation bildet eine notwendige 
Erscheinung, und zwar seit dem ersten Uebergange der 
russischen revolutionären Bewegung aus dem Stadium 
der intelligenten Geheimbündelei zur breiten Berührung 
mit dem arbeitenden Volke, d. h. seit den 70er Jahren 
des vorigen Jahrhunderts, als die Autokratie ihre 
Stellung gefährdet sah und jeder progressiven Aeusse- 
rung des Volkes den offenen Krieg erklärte. 

Die Partei besitzt ferner in den beiden Hauptstädten 
Komitees, welche sich dureh Quantität und Qualitätihrer 
Mitglieder hervortun und eine erfolgreiche Tätigkeit 
in den Petersburger und Moskauer Fabrikdistrikten 
entfalten. Hierbei stehen ihnen eine grosse Anzahl 
fachmässiger Parteiagitatoren und ferner viele Studie- 
renden beiderlei Geschlechtes zur Seite, indem fast in 
jeder höheren Lehranstalt Mengen organisierter jungen 
Leute, welche auf dem Standpunkte des Parteipro- 
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gramms stehen, zu finden sind. Diese beiden Komitees 
veröffentlichten Hunderttausende von Flugschritten, 
besassen eigene Zeitungen, sowie Massenverläge von 
Broschüren über Programm- und Agitationsfragen — 
und alles das im nicht legalen Zustande. 

In allen Universitätsstädten und in fast allen russi- 
schen Gouvernementsstädten hatte die Partei ihre Komi- 
tees, aber auch an verschiedenen kleineren Plätzen von 
administrativem oder industriellem Werte waren schon 
selbstätige Parteigebilde da. 

Die Gouvernements-Komitees sind für die Partei- 
tätigkeit in ihren gesamten Gouvernements verantwort- 
lich und deswegen stehen ihnen nicht nur exekutive, 
sondern auch administrative Funktionen in Bezug auf 
die ihnen untergeordneten Parteigebilde zu. Ihnen 
liegt die Fürsorge ob, dass in jedem Bezirke ihrer 
Gouvernements ein Komitee zur Bedienung der Kreise 
(= Volost ») existiere. Diese sorgen tunlichst dafür, 
dass in jedem Kreise ein eigenes Komitee oder eine 
« Gruppe » gebildet werde, um die entsprechenden 
Dörfer mit Bibliotheken, Zeitungen und Parteilitte- 
ratur zu versehen, die Errichtung von Kassen zu. för- 
dern, namentlich aber, um jedesmal an der Spitze der . 
Bewegungen zu gehen, wenn die Bevölkerung in die 
Lage kommt, ihre Interessen durch aktive Proteste zu 
schützen. Die Kreiskomitees und Gruppen haben ihrer- 
seits, die ihnen unterstehenden 'Dörfer zur Verbreitung 
des Parteiprogramms anzuhalten und Leute auszuer- 
sehen, welche für die organisatorische Parteitätigkeit 
geeignet sind. Diejenigen Stellen, welche ia permanen- 
ten Beziehungen zur Partei stehen und in welchen eine 
grössere oder geringere Anzalıl von Leuten sich bereit 
erklärt hat, Aufträge der Parteiorgane auszuführen, 
werden « Punkte » genannt. 

Die Schnelligkeit, mit welcher die Anzahl neuer 
Organisationen im Lande wächst, und andererseits die 
beständigen Personalveränderungen in den Gouverne- 
ments-Komitees, welche durch die repressiven Massregel 
der Regierung verursacht werden, ermöglichten nicht 
einmal angenähert, die Anzahl existirender « Punkte » 
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und destoweniger die Anzahl der Mitglieder, welche 
die Partei in der ländlichen Bevölkerung gefunden hat, 
festzustellen. 

Für die Organisationen der Frabrik-und Stadtarbeiter 
bestelt dasselbe Schema. Jede Stadt, jedes industrielle 
Etablissement hat ein eigenes Komitce; die Vertreter 
dieser Komitees bilden eine gemeinsame Organisation, 
welche dem für den betreffenden Punkt zuständigen — 
ob haupıstädtischen oder gouvernementalen- — Komitee 
untersteht. — In den grossen Industriezentren wird die 
Parieiarbeit nach Rayonen difterenziert, von denen 
jedes einige Fabriken umfasst; handelt es sieh um Hand- 
werker oder Handelsgehilfen, so geschieht die Differen- 
zierung nach Kategorien der Beschäftigung. 

In Bezug auf Streiks, Boyeotte, Demonstrationen 
u. dgl. strebt die Soz.-Rev. Partei stets Verständigun- 
gen mit anderen sozialistischen Parteien an. Dieses 
vermehrt einerseits die Aussichten auf Erfolg und ver- 
mindert andererseits Zwiespalt zwischen den Arbeitern, 
welche in den weitans meisten Fällen aktive Auftritte 
gemeinsam ohne Unterschied nach Parteien ausführen 
wollen. Leider sind die Soz.-Demokratischen Parteifüh- 
rer für solche Verständigungen fast nie zuhaben. (Ueber 
vorgekommene Streiks, Manifestierugen ete. ist jedes- 
mal in der Parteilitteratur berichtet worden, eine: 
Statistik darüber liegt jedoch nock nicht vor). 

Die Heimsuchungen der Partei lassen sich nieht schit- 
dern und konnten nicht einmal in der periodischen 
Parteipresse erschöpfend berichtet werden, denn von 
allen Seiten wurden mit ungeheuerer Schnelligkeit Hun- 
derte und Tausende von Verhaftungen und Verbannun- 
gen gemeldet, namentlich seitdem Soz.-Revolutionäre 
Organsiationen der Landbevölkerung entstanden. 

Bis zum Oktober 1905 hatte der Parteiverlag mehr als 
100 Broschüren (mehr als eine Million Exemplare), 
deren Inhalt gemeinverständlich und für die weitesten 
Massen bestimmt war, veröffentlicht. Was Flugblätter, 
Aufrufe und Zeitungen betrifft, so waren sogar in 
den Jahren vor dem oflenen Auftritte derartige Mengen 
davon geliefert worden, dass die zerstreuten Archive 
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der Partei schwerlich den zehnten Teil davon aufwei- 
sen. Der Verlag der Parteilitteratur fand bis zum Okto- 
ber 1905 zum grossen Teile im Auslande statt, während 
er seitdem ganz nach Russland verlegt ist. Das bis dahin 
im Auslande erschienene Zentralorgan der Partei «Das 
Revolutionäre Russland » wurde nach fast vierjährigem 
Bestehen (seit dem 1. Januar 1902) mit dem Blatte 
N. 77 aufgegeben. 

Die Beschaffung und Einführung von Waffen in 
grossen Mengen fand namentlich in den Jahren 1904 
und 1905 statt und kostete ungefähr 400.000 Rubel. 


II. 
Seit Oktober 1905. 


Die Gründnng von Vereinen an der ganzen Front der 
amtlichen, industriellen und professionellen Interessen 
hat innerhalb jeder Profession die zerstreuten Kräfte 
konzentriert und infolgedessen konnten jeder Beruf 
für sich und alle zusammen, ihre organisierte Macht 
offenbaren, als es galt, die Autokratie im Augenblicke 
ihres Ueberganges von Offensive zur Defensive anzug- 
reifen. Der Drang, sich in Vereinen zu gruppieren, 
erfasste nicht nur die Stadtbevölkerung, sondern sogar 
das ungegliederte Landvolk. Da zeigten sich nun in 
ihrem vollen Glanze die Resultate der vorhergegan- 
genen Tätigkeit der Sozialrevolutionären Partei, der 
einzigen, welche bis dahin dem bäuerlichen Arbeiter- 
stande eine ernste Aufmerksamkeit gewidmet hatte und 
welcher es, Dank ihrer jahrelangen, beharrlichen . 
Arbeit, gelungen war, feste Beziehungen zur Dorfbe- 
völkerung der meisten russischen Gouvernements her- 
zustellen. Bei den gegebenen Verhältnissen hatten die 
bäuerliehen Sektionen der Soz.-Rev. Partei bis dahin 
geheim bleiben müssen, was sie naturgemäss gehindert 
hatte, breite Volksmassen heranzuziehen. Mit dem 
Beginne der Grossen Russischen Revolution {rat auch 
diese Bewegung in die Oeffentlichkeit und nun schlossen 
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sich immer grössere und grössere Massen den genannten 
Organisationen an. Im Interesse einer Erweiterung der 
Organisation suchte die Soz.-Rev. Partei den Versuch 
einer demokratisch gesinnten Gruppe von Intellek- 
tuellen zu fördern, welcher dahin ging, einen Allrus- 
sischen Bauernbund zu gründen und ihm ein Programm 
zu geben, dessen politischer Teil durchaus demokratisch 
sein und dessen ökonomischer Teil für die Abschaffung 
des privaten Grundbesitzes und die Uebergabe der 
Nutzniessung des Bodens an die arbeitende Bevölkerung 
eintreten sollte. Diesem Bunde, welcher in August 1905 
gegründet wurde, schlossen sich, unter voller Aufrecht- 
erhaltung ihrer Parteiangehörigkeit, verschiedene 
sozialrevolutionären Gruppen an. Unter der neuen 
Fahne schritt die Organisierung des Bauernvolkes 
riesig fort, indem binnen kurzer Zeitdauer sich ganze 
Dörfer, ja ganze Kreise und vielfach ganze Bezirke 
dem Bunde anschlossen. 

Dis Regierung, welcher die Schnelligkeit der Volks- 
bewegung unerwartet kam, musste mit allen aufkom- 
menden Organisationen rechnen, da sie nicht nur durch 
die Tatsache ihrer Existenz und durch ihre direkte 
Tätigkeit, sondern auch durch die Mengen von Zei- 
tungen und sonstiger Litteratur, welche sie heraufbe- 
schworen, einen grossen Einfluss auf das Land ausübten. 
Eine hervorragende Bedeutung erwarb der Allrussische ` 
Eisenbahnverband, welcher ganz unter dem Einflusse 
der Soz.-Rev. Partei stand. Der von ihm ausgeführte 
Streik der russischen Eisenbahnen gab das Zeichen 
zum politischen Generalstreike und versetzte der Auto- 
kratie einen tötlichen Schlag. Vor dem mächtigen An- 
grifte des Proletariats und dem energischen Auftritt 
des Bauernvolkes zog sich der Zarismus zurück und 
Nicolaus II hisste als Zeichen seiner Kapitulation das 
Manifest vom 17/30 Oktober. 

Die von Pobedonoszefl' und Plehve geschulte Hofkama- 
rilla bereitete unterdessen im Stillen die Gegenrevolution 
in der Form von Pogroms der « Schwarzen Hunderte » 
vor. Ihre Inszenierung wurde derartig geheim gehalten 
und war so weit von der Gesinnung der Volksmassen 
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entfernt, dass sie überall in den 70 von ihnen heimge- 
suchten Städten völlige Verblüffung der Bevölkerung 
hervorriefen. Dieses kam allerdings den Söldnern der 
Romanoffschen Dynastie insofern zu statten, als da- 
durch die ungeheuren Mengen von Mörd- und Schand- 
taten möglich wurden, aber ihre Leistungen riefen 
sofort eine Bewegung zur Gegenwehr hervor und gar 
bald hatte man überall im Reiche Gruppen bewaffneter 
Arbeiter und Bürger, welche es mit den Meuchelmör- 
dern aufnehmen konnten. Obwohl diese Gruppen sich 
dureh ihre durchans angemessene Haltug überall das 
Vertrauen der Bevölkerung zuzogen, schützte die Re- 
gierung Gefahr für das Land vor und schritt zu ihrer 
gewaltsamen Entwaflnung und zum Ueberfalle friedli- 
cher Bürger, wodurch sie das Volk endgültig auf- 
brachte und vielfach unzweideutige bewaflnete Wider- 
stände hervorrief. Zur Ueberraschung der Regierung, 
welche an die Ergebenheit der Massen und an die 
Leichtigkeit, Wallungen zu unterdrücken, gewöhnt 
war, zeigten sich diese Widerstände derartig organi- 
siert, dass sie feste Positionen einnehmen und den 
örtlichen Garnisonen regelrechte Schlachten liefern 
konnten. Verschiedene Städte und Eisenbahnstationen 
wurden von den Aufständischen besetzt und konnten 
nur mit Hilfe von Kanonen zurückerobert werden. 
Ohne von Polen, dem Kaukasus und den Ostseepro- 
vinzen zu sprechen, spielten’ sich selbst in Petersburg 
und Moskau, ebenso wie in Jekaterinodar, Sebastopol, 
Kowno und an den Verzweigungsstationen der Eisen- 
bahnen im Osten und Süden blutige Kämpfe gegen die 
Aufständischen, welche sich derZeughäuser und der Re- 
gierungsbehörden bemächtigt hatten, ab. Beiallenderar- 
tigen Ereignissen spielten die Kampfesorganisationen 
der S.-R. Partei eine hervorragende Rolle, indem sie 
durch ihre frühere Tätigkeit besser als sonst jemand 
dazu vorbereiteit waren. Der revolutionäre Charakter 
der Propaganda und die Schulung der Kamfesorgani- 
sationen der Partei bewährten sich überall da, wo 
die vorbereitende Arbeit von einigermassen beträcht- 
licher Dauer gewesen war. Dieses war der Grund, 
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warum das Wolgagebiet und die Gouvernements Tam- 
boff, Pensa, Woronesh, Kursk u. a. sich kampfbereit 
dem allgemeinen Aufstande anschlossen und während 
der beiden Monate November und Dezember in fort- 
dauernder Oftensive blieben. Sie verheerten Landsitze 
der Grundeigentümer und Schnapsbuden der Krone, 
verjagten die Kreisregenten (« Semskije Naczalniki »), 
und sonstige Regierungsbeamten, verhafteten Polizei- 
agenten und beseitigten zeitweilig das verhasste alte 
Regime, welches viele Millionen in ewig hungernde 
Parias verwandelt hatte. Hier ist noelı zu bemerken, 
dass die Poltawa-Charkower Agrarbewegung ebenso 
wie der Aufstand 'von mehr als 20 Gouvernements im 
Jahre 1905 die bestehenden Vorurteile in Bezug auf 
die Natur des russischen Bauers glänzend Lügen ge- 
straft haben. Die Soz.-Rev. Partei ist in der Lage zu 
beteuern, dass, während dieser beiden Perioden, seitens 
der aufständischen Bauern nicht ein einziger Fall 
von Mord, keine einzige bewusste Verletzung der 
menschlichen Würde, nichts von Gewaltiat oder Quä- 
lerei vorgekommen ist. Die Volksmassen, tür Herstel- 
lung von Recht un Gesetzlichkeit begeistert, hatten nur 
das Gemeinwohl im Auge, während Rache und Wut 
gänzlich in den Hintergrund traten. 

Auf die Bauernaufstände antwortete die Regierung 
durch eine Reihe abscheulicher Bestialitäten. In die 
Hauptpunkte der Bewegung, welche eben die Haupt- 
sphären der Soz.-Rev. Parteitätigkeit waren, u. zw. 
in die Gouvernements Saratofl, Czernigoft und Tam- 
bofi, wurden kaiserliche Generaladjutanten mit den 
weitgehendsten Vollmachten entsandt. Die revolu- 
tionären Dörfer wurden erbarmungslos exekutiert und 
die dabei angewandten Grausamkeiten dürfen den 
türkischen Leistungen in Armenien würdig an die 
Seite gestellt werden. Die Soz.-Rev. Partei durfte, 
wenn sie ihren Traditionen treu bleiben wollte, diese 
schändlichen Misshandlungen ihrer bäuerlichen Genos- 
sen nicht unbeantwortet lassen und veranstaltete daher 
eine Reihe von terroristischen Angriften gegen die auto 
kratischen Bestien. Genossin Anastasia Bitzenko erlegte 


Of 


den früheren Kriegsminister, General-Adjutant Sacha- 
rofl, welcher im Gouvernement Saratoft wütete; die 
Genossen Fabrikarbeiter Kusnetzoft und Katin führten 
die Hinrichtung des Vizegouverneurs von Tamboft, 
General Bogdanowitz, aus, während Genossin Marie 
Spiridonowa dessen Handlanger, den Schöpfer der 
« schwarzen Hunderte », Lusanowski, traf; Genossin 
Manja Skolnik und Genosse Spaisman verwundeten 
mittelst einer Bombe den Gouverneur von Czernigoft, 
Chwostoff, Auf diese Weise erreichten die fliegenden 
Kampfesorganisationen der Soz.-Rey. Partei alle Haupt- 
delegierten des Zarismus. Während derselben Zeitpe- 
riode, d. h. zu Ende des Jahres 1905 und zu Beginn des 
Jahres 1906, ist die Partei auch gegen eine ganze Reihe 
kleinerer Regierungsagenten terroristisch vorgegan- 
gen, 

Ungeachtet der Pogroms und sonstigen Misshand- 
lungen wird die Zeit vom 30 Oktober bis Ende Dezember 
mit Recht als die « Epoche der Freiheiten » in die 
Geschichte übergehen, denn tatsächlich eignete sieh das 
Volk damals die Freiheiten der Rede, der Presse, der 
Versammlungen und der Vereine an. Ueberall fanden 
unter dem Schutz bewaffneter Revolutionäre Meetings 
statt, in welchen sozialistische Redner vor Tausenden 
von Zuhöreren auftraten, die gesamte periodische 
Presse — mit Ausnahme von wenigen reaktionären oder 
Regierungsorganen — begann, uniter völliger Besei- 
tigung der Zensur zu erscheinen; professionelle und 
sonstige Vereinigungen sprossen in fabelhafter Menge. 
Die sozialistischen Parteien und speziell die Soz.-Rev. 
Partei nutzten diese Zeit in weiltestem Masse für ihre 
Agitation aus und der S.-R. P. ist es auch damals 
gelungen, in den Kreisen des industriellen Proletariats 
und des bäuerlichen Arbeiterstandes Sympathien zu 
finden, deren Gediegenheit sich später sehr bewährt 
hat. 

Das städtische Proletariat hat vielfach auf revolu- 
tionärem Wege seine Selbstverwaltung zu verwirk- 
lichen gesucht. In Petersburg, Moskau und anderen 
industriellen Zentren errichtete die Arbeiterschaft die 


sogen. «Korporationen der Arbeiterdeputierten». Ausser 
den eigentlichen Deputierten, welche übrigens zum 
grössten Teile Mitglieder sozialistischer Parteien waren, 
wohnten den Sitzungen auch offizielle Vertreter der 
beiden bedeutendsten Parteien — Soz.-Rev. und Soz.- 
Dem. — mit beratenden Stimmen bei. Gleichzeitig 
geht die Entwickelung des schon einmal erwähnten 
Allrussischen Bauernbundes mächtig vor sich und im 
November 1905 findet in Moskau sein imposanter 
Parteitag statt, der eine Reihe von revolutionären 
Beschlüssen fasst. Am Parteitage taten sich die Soz.- 
Rev. Parteimitglieder hervor, welche direkt vom 
Schlachtfelde der Bauernbewegung an der Wolga 
gekommen waren. 

Der weitere Verlauf der Ereignisse ist bekannt. Die 
Regierung, welche einerseits Reformen versprach und 
andererseits Pogroms organisierte, verlor das Ver- 
trauen des Volkes vollständig und stürzte sich nach 
kurzer Unentschlossenheit Hals über Kopf in die 
stumpfsinnigste Reaktion. Die Korporationen der Arbei- 
terdeputierten (1), die Leiter des Eisenbahn- und des 
Bauernbundes u. dgl. m. wurden verhaftet, die militä- 
rischen Exekutionen vermehrt. Dieses rief den zweiten 
Streik im Monate Dezember hervor, welcher in Moskau, 
Rostoft und einigen anderen Orten in bewafincte Wi- 
derstände überging.. Die Soz.-Rev. Partei mobilisierte 
ihre gesamten Kräfte, und ihrerote Fahne mit der Devise 
« Land und Freiheit » wehte an allen Barrikaden und 
wurde nocheinmal mit dem Blute der Kämpfer geweiht. 


LEN, 
Der erste Parteitag (1906). 


In dieser kritischen Zeit hielten die Sozial-Revolu- 
tionäre ihren ersten Parteitag ab, welcher eine scharfe 
Grenze zwischen der Vergangenheit und der Zukunft 


(1) Gleichzeitig mit den Arbeiterdeputierten wurden auch 
unsere Parteigenossen Nicolaus Awksentjeff und Andreas Feith, 
welche der Petersburger Korporation als Delegierte der Soz.-Rev. 
Partei angehörten, verhaftet und später nach Sibirien verbannt. 


9. 


im Leben der Partei bildete und eine neue Phase in 
ihrer Geschichte einleitete. 

Der Kongress, welcher gewissermassen die konsti- 
tuierende Versammlung der Partei werden sollte, 
wurde unter ganz aussergewöhnlichen Verhältnissen 
einberufen. Verschiedene Gegenden Russlands waren 
durch den Eisenbahnstreik und durch den Bürgerkrieg 
völlig isoliert und eine Zeit lang bestand die Gefahr, 
dass es weder möglich sein wird, den Parteitag abzuhal- 
ten, noch ihn rechtzeitig abzusagen. Sein Zustandekom- 
men entsprach aber einem so weitgehenden wirklichen 
Bedürfnisse und namentlich machten die augenblick- 
lichen hochwichtigen politischen Ereignisse ihn so 
sehr wünschenswert, dass die meisten lokalen Organi- 
salionen alle Hindernisse zu überwinden und ihre Dele- 
gierten zu entsenden verstanden, so dass sie schliesslich 
fast alle haben vertreten sein können. Es wohnten dem 
Kongresse die Vertreter von 51 Organisationen mit 
67 entscheidenden Stimmen — was mehr als 2/3 sämt- 
licher berechtigten Stimmen ausmachte — und ferner 
auf Einladung des Parteivorstandes 19 Personen mit 
beratenden Stimmen bei. Hier ist noch hervorzu- 
heben, dass nach den lebhaftesien Auseinanderset- 
zungen fast alle Fragen dureli dermassen geschlossene 
Mehrheiten angenommen wurden, dass die Enischei- 
dungen ohne jeden Zweifel als der richtige Ausdruck 
der Parteiwünsche gelten können. 

Auf diese Weise ist nun die organisierte Partei zum 
Worte gekommen. Die Summe der Ideen und Ziele, 
welche uns bis -dahin in unserer Tätigkeit zusammen- 
gehalten und welche der Entwurf des Programms zu 
formulieren versucht hatte, ist nunmehr dem offiziell 
anerkannten Parteiprogramme klar zu Grunde gelegt. 
Von jenem Entwurfe, welchen wir dem Kongresse zu 
Amsterdam s. Zt. vorgelgt haben, unterscheidet sieh 
das definitive Programm nur durch die schärfere Her- 
vorhebung einiger Punkte, welche unserer Sozial- 
Revolutionären Anschauung ihre Eigenart verleihen 
und sie von den anderen gleichgerichteten Strömungen 
unterscheiden. 
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Einen weiteren Fortschritt bilden die vom Parteitage 
ausgearbeiteten Organisationsstatuten, deren Mangel 
sich sehr fühlbar gemacht hatte und deren Schaflung 
von äusserster Dringlichkeit geworden war. Indem 
ersich auf den Standpunkt der Realität gestellt und 
indem er anerkannt hat, dass die Vorzüge von Organi- 
sationsformen nicht davon abhängen, inwiefern sie den 
abstrakten Grundsätzen der Zentralisation oder Demo- 
kratie entsprechen, sondern davon, inwiefern sie den 
praktischen Arbeitsbedingungen genügen, welche zu 
verschiedenen Zeiten und unter verschiedenen Verhält- 
nissen in verschiedenem Masse Zentralisierung der 
Kräfte und Demokratisierung des Parteiorganismus 
erforderlich machen, hat der Kongress einen neuen 
Schritt vollbracht, welcher die Anpassung der Organi- 
sation an den numerischen Wuchs der Partei und an 
die freiere Tätigkeit fördern wird. 

Die Partei tritt nunmehr in die Oeffentlichkeit unter 
der Oberleitung gewählter zentraler Körperschaften 
und eines Netzes regelrecht gewählter Provinzial- 
Komitees, mit einem festen Modus für Kooptative Auf- 
nahmen, welche jedoch tunlichst durch Wahlen vermie- 
den werden sollen. 

In den beiden nächsten Kapiteln geben wir das Pro- 
gramm und die Statuten, welche von dem I. Parteitage 
angenommen worden sind. ` 


IV. 


Programm der Sozial-Revolutionären Partei 
Russlands. 


Das gegenwärtige Russland tritt in seiner historischen 
Entwickelung immer mehr und melır inenge Verbindung 
mit den vorgeschritteneren Ländern der zivilisierten 
Welt; dabei behält aber Russland eine Reihe von Eigen- 
tümlichkeiten, die durch seine bisherige Geschichte, 
seine örtlichen Verhältnisse und seine interuationale 
Lage bedingt werden. 

Der soziale Fortschritt der Menschheit, der sich im 
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Kampfe um die Verwirklichung der gesellschaftlichen 
Solidarität und um die allseitige harmonische Entwicke- 
lung der menschlichen Individualität offenbart, wird 
nicht nur durch das Umsichgreifen des unpersönlichen 
Klassenkampfes, sondern auch durch das bewusste Ein- 
greifen der Kämpfer für Gerechtigkeit und Wahrheit 
bedingt. Als besimmte Bedingung des sozialen Fort- 
schritts erscheint die Macht des Menschen über die 
Naturkräfte, die in demselben Verhältnis wächst, wie 
die Bevölkerung und deren Bedürfnisse. 

Aber in der gegenwärtigen bürgerlichen Gesellschaft 
findet dieses Wachstum nicht auf dem Boden einer plan- 
mässig organisierten Volkswirtschaft statt, sondern auf 
demjenigen der wirtschaftlichen Anarchie, der Konkur- 
renz der individuellen Unternehmungen, ihrer Um- 
wandlung in Kapital und einer immer wachsenden 
Trennung der eigentlichen Produzenten von den Pro- 
duktionsmitteln. 

Insofern diese bürgerlieh-kapitalistischen Formen die 
Entwickelung kollektiver Arbeits- und Produktions- 
formen in grossem gesellschaftlichem Umfang hemmen 
und entstellen — insofern zeigt die gegenwärtige wirt- 
schaftliche Entwickelung ihre negativen, destruktiven 
Seiten: die Anarchie der Warenproduktion, die sich 
endgültig in Krisen offenbart, zwecklose Verschwen- 
dung der wirtschaftlichen Kräfte, materielle Unvorteil- 
haftigkeit der‘ höheren Produktionsformen bei der 
Billigkeit der Arbeitshände und Leichtigkeit einer in- 
direkten Ausbeutung der selbständigen Produzenten; 
Elend und Unsicherheit der Lage der Arbeitermassen, 
der selbstsüchtige Existenzkampf aller gegen alle, die 
privilegierte Stellung und die alle moralischen Grund- 
sätze des Gesellschaftslebens untergrabende Macht des 
Geldes. 

Insofern andererseits im engen Rahmen der bürger- 
lich-kapitalistischen Verhältnisse trotz alledem cine, 
wenn auch einseitige und unvollständige Entwickelung 
der kollektiven Arbeits- und Produktionsformen im. 
grossen gesellschaftlichen Umfange vor sich geht — 
insofern offenbart diese wirtschaftliche Entwickelung 


ihre positiven, schöpferischen Seiten, indem sie gewisse- 
materielle Elemente für eine künftige sozialistische 
Gesellschaftsordnung vorbereitet und die Organisierung 
der industriellen Lohnarbeitermassen zu einer festen 
sozialen Macht fördert. 

Das gegenseitige Verhältnis zwischen diesen posi- 
tiven und negativen Seiten des Kapitalismus, günstiger 
in höheren Branchen der Industrie und in Ländern des 
klassischen Kapitalismus, erweist sich als immer 
weniger günstig, übertragen auf verschiedene Betriebe 
der Kleinindustrie, insbesondere aber auf die Landwirt- 
schaft und auf ganze Länder, die eine ungünstigere 
Lage im internationalen wirtschaftlichen Kampfe 
einnehmen. 

Je günstiger dieses Verhältnis, um so umfassender 
ist die Entwickelung des gegenwärtigen industriellen 
Proletariats und um so grösser seine Bedeutung im 
Vergleich zu der übrigen Masse der arbeitenden und 
ausgebeuteten Bevölkerung. Je voller und konsequenter 
sich in der Gesellschaft die Grundsätze der bürgerlichen 
Eigentumsverhältnisse und der bürgerlichen Wirtschaft 
entwickeln, um so schroffer zerfällt die Gesellschaft in 
die Klasse der ausgebenteten Arbeiter, die einen immer 
geringeren Teil der von ihnen produzierten Güter er- 
halten, und in die Klasse der Ausbeuter, die in ihren 
Händen den Besitz an den Naturkräften, den Produk- 
tions- und Tauschmitteln konzentrieren. 

Indem Masse, als dieser Klassengegensatz in das 
soziale Bewusstsein dringt und durch dasselbe be- 
leuchtet wird, verwandelt er sich in einen organisierten 
politischen Klassenkampf, der im Zusammenstoss mit 
den Ueberbleibseln der alten Stänue-, Rassen-, Reli- 
gions-und Nationalkämpfe immer mehr und mehr in den 
naturnotwendigen Entwickelungsgang der Ereignisse 
ein planmässiges kollektives Einwirken bewusster 
sozialer Kräfte hineinbringt. Die Klassen der Aus- 
beuter streben, ihre Lage zu behaupten, indem sie sich 
durch Syndikate und Trusts der Produktions- und Ab- 
satzbedingungen bemächtigen, indem sie die Organe der 
Staatsverwaltungen in Werkzeuge ilırer Klassenherr- 
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schaft verwandeln und sich Wissenschaft, Kunst und 
Litteraiur geistig und materiell unterwerfen. 

Ohnmächtig, durch andere Mittel zu siegen, greifen 
sie zu Verbindungen mit klerikalen, ständischen und 
anarchistischen Ueberbleibseln der Vergangenheit, 
suchen die dunklen Instinkte des Rassen- und Religions- 
hasses, des Chauvinismusund Nationalismus zu wecken, 

Ihren ehemaligen fortschrittlichen Inhalt immer mehr 
überlebend, führt die bürgerliche Gesellschaftsordnung 
zu einer völligen Entartung der in ihr herrschenden 
Klassen, indem sie dabei immer mehr die besten geistigen 
Kräfte der Nation von sich stösst und sie nach dem 
entgegengesetzten Lager der unterdrückten und ausge- 
beuteten Klassen drängt. 

Die Klassen der Ausgebeuteten, in natürlichem 
Drange nach Selbstverteidigung, suchen, dem Wachs- 
tum ihres Klassenbewusstseins entsprechend, ihre 
Kampfkräfte zu einigen und richten sie gegen die 
Grundstützen der Kneehtung und Ausbeutung im Namen 
ihrer vollen ökonomischen, politischen und geistigen 
Befreiung. 

Als konsequentester Ausdruck, als wissenschaftliche 
Auffassung und Verallgemeinerung dieser Bewegung 
‚erscheint der internationale, revolutionäre Sozialismus. 

Ursprünglich Weltanschauung einer bewussten revo- 
lutianären Minorität, dringt der Sozialismus immer 
mehr in das Bewusstsein der Massen und dieses be- 
wirkt, dass alle Schichten der arbeitenden und aus- 
gebeuteten Bevölkerung, vom industriellen Proletariat 
bis zu der arbeitenden Bauernschaft, sich bewusst 
werden, dass sie dieselbe Arbeiterklasse bilden, in ihrer 
Klasseneinheit die Sicherung ihrer Befreiung sehen 
und alleihre privaten, örtlichen und zeitlichen Interessen 
der grossen Aufgabe des sozialrevolutionären Um- 
sturzes unterordnen. 

Das Programm (dieses Umsturzes besteht in der Ver- 
gesellschaftlichung des Privateigentums, der Arbeit und 
der Wirtschaft; in der Aufhebung des Privateigentums 
an den Produktionsmitteln und der Beseitigung der 
Teilung der Gesellsenaft nach Klassen; in der Aufhebung 
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des Klassen- und Zwangscharakiers der gesellschaft- 
lichen Einrichtungen, wobei ihre normalen kulturellen 
Funktionen, nämlich eine planmässige Organisation der 
allgemeinen Arbeit für das allgemeine Wohl, erhalten 
bleiben sollen. 

Nur die Verwirklichung dieses Programms wird das 
Anwachsen des nationalen Reichtums aus einer Quelle 
der Abhängigkeit und der Kneehtung der Arbeiterklasse 
in eine Quelle ihres Wohlstandes und ihrer Freiheit 
umwandeln; nur sie wird eine ununterbrochene Ent- 
wiekelung aller geistigen und materiellen Kräfte der 
Menschheit ermöglichen, indem sie der Entartung, 
welcher die einen Schichten durch Müssiggang und 
Ucbersättigung, die anderen durch Ueberarbeit und 
Mangel verfallen, ein Ende machen wird. Nur sie allein 
garantiert auf dem Boden der sozialen Solidarität eine 
vollkommene und harmonische Entwickelung der 
menschlichen Individualität. 

In diesem Sinne ist die Aufgabe des revolutionären 
Sozialismus die Befreiung der ganzen Menschheit, die 
Beseitigung aller Formen des eigensüchtigen Existenz- 
kampfes unter den Menschen, aller Formen der Unter- 
drückung und Ausbeutung eines Menschen: dureh den 
andern. Für die Verwirklichung dieser Aufgabe sucht 
der revolutionäre Sozialismus, alle positiven Seiten der 
in den kapitalistischen Formen sich vollziehenden wirt- 
schaftlichen Eniwickelung, und vor allem die Fähig- 
keit der proletarisierten und auch nichtproletarisierten 
Arbeitermassen zu selbständigem wirtschaftlichen 
Schaffen zu benutzen. 

Die Soz.-Rev. Partei in Russland betrachtet sich 
als einen Teil der grossen Armee des internatio- 
nalen Sozialismus und führt ihre Tätigkeit im Geiste 
der allgemeinen Interessen seines Kampfes in Formen, 
welche den besonderen Bedingungen der russischen Ver- 


hältnisse entsprechen. 


Die Entwickelung des Kapitalismus in Russland wird 
durch ein höchst ungünstiges Verhältnis zwischen den 
ihm eigenen schöpferischen und historisch-fortschritt- 
liehen und seinen reaktionären, räuberisch-destruktiven 
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Tendenzen gekennzeichnet. Alle mit dieser Entwicke- 
lung verbundenen Krisen erlebt Russland in konzen- 
triertem Zustande und kurzer Zeitperiode bei einem 
niedrigen Kulturstande der Nation, aber bei einer zahl- 
reichen sozialistischen Intelligenz, die reich an Erfah- 
rungen der sozialistischen Parteien anderer Länder ist. 
Die gegenseitige Anpassung der primitivsten Formen 
der Ausbeutung der Volksarbeit und der sich nur lang- 
sam ändernden Formen des patriarchalischen Zarismus 
verschärft die soziale Frage. Der enorm entwickelte 
Mechanismus des bureaukratischen Staates im Zu- 
sammenhang mit der Aufhebung der Leibeigenschaft 
und dem Aufblühen des Wuchers und der Bauernaus- 
beutung in allen ihren Formen und Arten lähmt immer 
mehr das Wachstum der Produktivkräfte der Land- 
wirtschaft. Die arbeitende Bauernschaft wird in immer 
steigendem Maasse gezwungen, sich Nebenerwerb oder 
Lohnarbeit zu suchen und zu guter Letzt entspricht ihr 
Einkommen kaum dem bettelhaften Arbeitslohn des 
städtischen Proletariers. Dadurch gerade wird der 
innere Absatzmarkt für die Industrie, die an äusseren 
Absatzmärkten genügend emfindlichen Mangel leidet, 
verengert und untergraben. Progressiv wächst der 
Ueberschuss der Bevölkerung oder, was dasselbe ist, 
die kapitalistisch-überschüssige Arbeiterreservearmee, 
welche durch ihre Konkurrenz das Lebensniveau des 
städtischen Arbeiters erniedrigt. 

Die Arbeiterbewegung entsteht mit ihren zeit- 
gemässen Aufgaben innerhalb der patriarchalisch-poli- 
zeilichen Staatsordnung, die auf einer systematischen 
Unterdrückung jeglicher persönlichen und gesellschaft- 
lichen Initiative basiert. Reaktionärer als irgendwo, 
sucht die Klasse der Grossindustriellen und Gross- 
händler, in enge Verbindung mit der Monarchie gegen 
das Proletariat zu treten. Der Landadel und die länd- 
lichen Ausbeuter bedürfen ebenfalls dieser Verbindung 
im Kampfe mit der arbeitenden Bauernschaft, die sich 
für Land und Freiheit erhebt. Im Interesse der Selbst- 
erhaltung greift die Monarchie mit ihren Anhängern 
zu einer schonungslosen Unterdrückung der durch das 
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zaristische Russland unterjochten Nationalitäten, indem 
sie den National-, Rassen- und Religionshass in den 
Massen weckt und damit das Wachstum des Selbst- 
bewusstseins der Arbeitermassen hemmt. Das Bestehen 
eines solchen Regimes ‘gerät in schroflen und stets 
schärfer werdenden Gegensatz zu dem ganzen ökono- 
mischen, sozialpolitischen und kulturellen Wachstum 
der Nation. Erscheint der russische Zarismus als 
sicherste Stütze der parasitischen Klassen im Innlande, 
so ist er in Momenten seiner Macht stets die Hauptstütze 
der Reaktion und das stärkste Hemmnis für den 
Befreiungskampf der Arbeiterparteien anderer Länder, 
weshalb die Beseitigung des Zarismus als ein sehr 
wichtiger Faktor des internationalen Fortschritts 
erscheint. 

Trotzdem eine liberal-demokratische Opposition vor- 
handen ist, die hauptsächlich die gesellschaftlichen 
Zwischenschichten der »gebildeten« Elemente umfasst, 
fällt die Last des Kampfes mit dem Zarismus fast 
gänzlich auf das Proletariat, die arbeitende Bauern- 
schaft und die revolutionär-sozialistische Intelligenz. 
Infolge eines solehen Machtverhältnisses und auch eines 
untrennbaren Zusammenhanges der politischen und 
ökonomischen Krise erscheint es als Aufgabe der Partei, 
im revolutionären Momente diejenigen sozialen und 
eigentumsrechtlichen Umwälzungen anzustreben und 
zu vertiefen, mitdenen die Beseitigung des Absolutismus 
verbunden sein muss. 

Die Verwirklichung des Programms der Sozial- 
revolutionären Partei, nämlich die Entäusserung des 
kapitalistischen Eigentums und die Umgestaltung der 
Produktion und der ganzen gesellschaftlichen Ordnung 
auf sozialistischen Grundlagen, erfordert einen voll- 
ständigen Sieg der in einer sozialrevolutionären Partei 
organisierten Arbeiterklasse und im gegebenen Falle 
zeitweise die Herstellung einer revolutionären Diktatur. 

Solange aber die organisierte Arbeiterklasse als 
revolutionäre Minorität nur teilweisen Einfluss auf die 
Umänderung der gesellschaftlichen Ordnung und die 
Entwickelung der Gesetzgebung auszuüben vermag, 
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wird die Soz.-Rev. Partei dahin streben, dass 
die Politik der teilweisen Eroberungen die Arbeiter- 
klasse nicht von ihrem endgültigen Hauptziel ablenko ; 
dass sie in ihrem Revolutionskampf in dieser Periode 
nur nach solchen ‘Reformen strebe, die ihre Einigung 
und Fähigkeit zum Emanzipationskampfe entwickeln 
und fördern, indem sie zur Hebung ihrer intellektuellen 
Entwickelung und kulturellen Bedürfnisse beitragen, 
ihre Kampfpositionen befestigen und die Hindernisse 
für cine breite Organisation der Arbeitermassen 
beseitigen. 

Von den oben entwickelten Anschauungen ausgehend, 
wird die Soz.-Rev. Partei in der nächsten Zeitperiode 
folgende Massregel fordern, anstreben oder durch 
revolutionären Kampf zu erobern suchen : 


A. Auf politischem und juridischem Gebiet. 


1. Die Anerkennung der folgenden unantastbaren per- 
sönlichen und bürgerlichen Rechte : Volle Gewissens- 
freiheit, Rede-, Press-, Versammlungs- und Verbin- 
dungsfreiheit, Gewerbefreiheit und Freizügigkeit, Frei- 
heit der kollektiven Arbeitsverweigerung (Streikfrei- 
heit), Unantastbarkeit der Person und des Wohnsitzes. 

2. Das allgemeine und gleiche Wahlrecht für jeden 
Bürger, der nicht jünger als 20 Jahre ist, ohne Unter- 
schied des Geschlechtes, der Religion und der Natio- 
nalität, mit direkter und geheimer Stimmabgabe. 

3. Eine auf diesen Grundlagen konstituierte demo- 
kratische Republik mit einer weitgehenden Selbstver- 
waltung der Provinzen und Gemeinden in Stadt und 
Land. 

4. Eine möglichst weitgehende Anwendung der 
föderativen Beziehungen zwischen den einzelnen Natio- 
nalitäten. 

5. Proportionalwahlsystem, direkte Gesetzgebung 
durch das Volk (Referendum und Initiative); Wahl, Ab- 
setzbarkeit zu jeder Zeit und gerichtliche Verantwort- 
lichkeit aller Staatsbeamten, Volksvertreter und Rich- 
ter; unentgeltliche Rechtspflege. 
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6. Einführung der Muttersprache in allen örtlichen, 
öffentlichen und staatlichen Instituten, Einführung 
eines gleichen, allgemeinen obligatorischen Schulunter- 
richtes auf Staatskosten. 

7. In Provinzen mit gemischter Bevölkerung das 
Recht jeder Nationalität auf einen der Zahl ihrer Mit- 
glieder entsprechenden Anteil an dem zu Kultur- und 
Aufklärungszwecken bestimmten Budget; die Ver- 
fügung über diese Geldmittel gesenieht auf Grundlage 
der Selbstverwaltung. 

8. Vollständige Trennung der Kirche vom Staate; 
Erklärung der Religion als Privatsache. 

9. Abschaffung der stehenden Heere und Einführung 
einer Volkswehr. 


B. Auf volkswirtschaftlichem Gebiet 


1. In Fragen der Staatswirtschaft und der Finanz- 
politik wird die Partei für die Einführung von stufen- 
weise steigenden Einkommens-, Vermögens- und Erb- 
schaftsstener, bei völliger Steuerfreiheit aller kleinen 
Einkommen, für die Abschaflung aller indirekten 
- Steuern (ausgenommen Steuern auf Luxusgegenstände), 
Schutzzölle und überhaupt aller Steuern, welche die 
Arbeitermassen belasten, eintreten. 

2. In Fragen der Arbeiterschutzgesetzgebung stellt 
sich die Partei zur Aufgabe,die geistigen und pliysischen 
Krfäte der Arbeiterklasse in der Stadi und auf dem 
Lande zu schützen und diese dadurch zum weiteren 
Kampfe für den Sozialismus zu befähigen, dessen Ge- 
samtinteressen über alle beschränkt-praktischen, ört- 
lichen und beruflichen Interessen einzelner Arbeiter- 
gruppen gestellt werden müssen. Zu diesem Zwecke 
fordert die Partei : Eine möglichst grosse Verkürzung 
der Arbeitszeit, Festsetzung einer gesetzlich bestimmten 
maximalen Arbeitszeit gemäss den von der Hygiene ge- 
gebenen Normen (zunächst den Achtstundentag für die 
meisten Betriebe und einen entsprechend kürzern in 
gefährlicheren und gesundheitschädlicheren Betrieben), 
Festsetzung eines Minimalarbeitslohnes nach Vereinba 
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rung zwischen den Selbstverwaliungsorganen und den 
professionellen Arbeiterverbänden, Arbeiterversiche- 
rung in allen ihren Formen (gegen Unfälle, Arbeits- 
losigkeit, Erkrankung, Alter, usw.) durch den Staat 
und auf Kosten des Staates und der Unternehmer auf 
Grundlage der Selbstverwaltung der Versicherten. 
Gesetzlicher Arbeiterschutz in allen Zweigen der Indus- 
trie und des Handels nach den Forderungen der Hy- 
giene unter Aufsicht einer von den Arbeitern gewählten 
Fabrikinspektion (normale Arbeitsverhältnisse, der 
Hygiene entsprechende Einrichtung der Arbeitsräume, 
Verbot der Nachtarbeit und der Erwerbsarbeit für 
Kinder unter 16 Jahren, Beschränkung der Arbeitszeit 
für Minderjährige, Verbot der Frauen- und Kinderarbeit 
in gewissen Betrieben und zu gewissen Perioden ; genü- 
gende ununterbrochene wöchentliche Ruhepause usw.), 
berufliche Organisation der Arbeiter und ihre progressiv 
wachsende Mitwirkung an der Festsetzung der inneren 
Arbeitsbedingungen in den Betrieben. 

3. In Fragen der Reform der Grund- und Bodenver- 
hältnisse sucht die Soz.-Rev. Partei im Interesse des 
‚Sozialismus und des Kampfes gegen die auf Schaflung 
von Privateigentum gerichteten bourgeoisen Tendenzen, 
sich auf die Anschauungen, Traditionen und Existenz- 
formen der russischen Bauernschaft in Bezug auf Land- 
besitz und Landarbeit, insbesondere auf die unter ihr 
herrschende Ueberzeugung, dass niemand Arbeitsland 
als Eigentum besitzen und dass nur Arbeit das Recht 
auf die Erzeugnisse des Bodens gewähren könne, zu 
stützen. In Uebereinstimmung mit ihren Gesamtanschau- 
ungen über die Aufgaben der Revolution auf dem Lande, 
fordert die Partei die Sozialisierung des Grund und 
Bodens, das heisst das Ausscheiden des Grund und 
Bodens aus dem Warenumsatze und seine Umwandluug 
aus Privateigentum einzelner Personen oder Gruppen in 
allgemeines Nationaleigentum auf folgenden Grund- 
lagen : Der gesamte Grund und Boden (Ansiedlung, 
Uebersiedlung, Verwaltung des Bodenreservefonds u. 
sw.) wird der Disposition der zentralen und örtlichen 
Organe der Selbstverwaltung (von den demokratisch 
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-organisierten städtischen und ländlichen Gemeinden bis 
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zu den provinziellen und zentralen Instituten ‘überge- 
ben, Die Nutzniessung des Bodens muss auf den Grund- 
sätzen der Gleichmässigkeit und der eigenen Bearbeitung 
basieren, das heisst sie muss auf Grundlage der eigen- 
händigen, einzelpersönlichen oder kooperativen Arbeit 
jedem das Mindestmaass des Bedarfes sichern; die 
Grundrente muss in eine spezielle Steuer zur Deckung 
der gemeinschaftlichen Ausgaben verwandelt werden; 
die Nutzniessung des Grund und Bodens, welcher nicht 
speziell örtliche Bedeutung hat (Gemeindewälder, Fisch- 
fang usw.) wird durch die entsprechend höheren Organe 
der Selbstverwaltung geregelt; Grund- und Bergwerke 
bleiben im Besitz des Staates; die Erklärung des Grund 
und Bodens als Nationaleigentum erfolgt ohne Entschä- 
digung der Besitzer; die bei dieser eigentumsrechtlichen 
Umwälzung Geschädigten haben während der Zeit, 
welche zu ihrer Anpassung an die neuen Bedingungen 
des persönlichen Erwerbs notwendig ist, das Recht auf 
Staatsunterstützung. 

4. In Fragen der Gemeinde-, Munizipal- und Semstwo- 
wirtschaft wird die Partei für die Entwickelung aller 
Artöffentlicher Dienste und Unternehmungen kämpfen. 
Dieses sind u. a. : Volksverpflegung und Hebung der 
Landwirtschaft durch die Zemstwos (Unengeltliche 
ärztliche Hilfeleistung; Organisationen zur Schaffung 
und Förderung von Arbeiten hauptsächlich auf 
kooperativen Grundlagen durch die örtlichen und 
provinziellen Selbstverwaltungsorgane mit Hilfe eines 
weitgehenden Staatskredits; Kommunalisierung der 
Wasserleitungen, der Beleuchtungsmittel, der Ver- 
kehrsmittel, Wege usw.; Anerkennung des Rechtes 
der städtischen und ländlichen Gemeinden auf Be- 
steuerung der Immobilien und auf deren zwangsweise 
Enteignung, besonders zur Aufhebung der Wohnungs- 
not «der arbeitenden Bevölkerung; eine Politik der 
Gemeinden, Semstwos, und des Staates, die die Ent- 
wickelung der Kooperationen auf streng demokra- 
tischen Grundlagen begünstigt. 

5. Gegenüber allen Massregeln überhaupt, die noch 
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im Rahmen des bürgerlichen Staates eine Vergesell-- 
schaftlichung dieser oder jener Betriebe der Volks- 
wirtschaft zum Ziele haben, wird die Partei sich in- 
sofern bejahend verhalten, als sie ihrem Charakter 

. nach, sowie in Anbetracht der derzeitigen gesellschaft- 
lichen Machtverhältnisse und der fortgeschrittenen 
Demokratisierung des politischen Regimes genügende 
Garantien gegen eine Vermehrung der Abhängigkeit 
der Arbeiterklasse von der regierenden Bureaukratie 
geben werden. Die Soz.-Rev. Partei warnt die Arbeiter- + 
klasse vor dem »Staatssozialismus«, der einerseits durch 
ein System von Halbreformen sie einschläfern will und 
andererseits als eigentümliche Form des Staatskapita- 
lismus erscheint, indem er verschiedene Zweige der 
Produktion und des Handels in den Händen der regie- 
renden Bureaukratie zu deren fiskalischen und politi- 
schen Interessen konzentriert. 

Die Soz.-Rey. Partei, führt einen Revolutionskampf 
gegen den Absolutismus, agitiert für die Einberufung 
einer konstituierenden Versammlung auf den oben an- 
geführten demokratischen Grundlagen zum Zwecke der 
Liquidierung des absoluten Regimes, der Umwandlung 
aller bestehenden politischen Verhältnisse und ihres 
Ersatzes durch eine freie Volksherrschaft unter Siche- 
rung der notwendigen politischen Freiheiten und des 
Schutzes der Arbeiterinteressen. Ihr Programm wird 
die Partei in der konstituierenden Versammlung ver- 
treten und in der Revolutionsperiode direkt durchzu-- 
setzen suchen. 


V 


Provisorische Statuten der Russischen Sozial-- 
Revolutionären Partei 


I. Als Mitglied der Partei gilt jede Person (Bürger 
oder Bürgerin) welche sich zum Programm und sämt- 
lichen Beschlüssen der Partei bekennt und irgend einer- 
Parteiorganisation als Mitglied angehört. 


II. Die Grundsätze, welche allen Parteiorganisatio 
nen als gemeinsame Basis dienen, sind folgende : 

1) Durchgängige Wahlen, neben welchen nur zeit- 
weilig und nur insofern sie im Interesse der konspirati- 
ven Tätigkeit notwendig wird die Kooptation bestehen 
bleibt. 

2) Tätiger Zusammenschluss sämtlicher Parteige- 
nossen durch fortwährende Benachrichtigung über die 


‚Lage der Partei und ihrer einzelnen Zweige; gegensei- 


tige Kontrolle von oben nach unten und von unten nach 
oben. 

III. Die Keimzellen des gesamten Körpers bilden die 
städtischen und ländlichen Gruppen, welche sich terri- 
torial zusammenschliessen und auf diese Weise die 
Kreis-, Bezirks-, Gouvernements- und Provinzialorga- 
nisationen bilden, deren Gesamtheit die Partei aus- 
macht. 

Anmerkung. Das Recht, die Regelmässigkeit der 
Bildung einer Gruppe anzuerkennen, steht der nächst 
höheren Organisation zu. 

IV. Die gesamte lokale Tätigkeit konzentriert sich in 
den verantwortlichen Komitees und Gruppen. 

Anmerkung. Bei den gegenwärtigen Verhältnissen 
ist ein gleichförmiger Typus für lokale Organisationen 
nicht möglich. Die Bildung von Komitees und Gruppen 
erfolgt, in Gemässheit der örtlichen Verhältnisse und 
der Aufgaben der Partei, durch die zuständigen höheren 
Organisationen auf Grund dieser = Statuten » unter 
Kontrolle und Genehmigung des Parteivorstandes. 

V. Zum Zwecke der Leitung und Vereinheitlichung 
der Parteitätigkeit in der betreffenden Gegend werden 
Provinzialorganisationen (Verbände) gebildet. Die 
Ausdehnung jeder Provinz wird vom Parleitage 
festgesetzt. An der Spitze dieser Organisationen stehen 
Provinzialkomitees, welche durch die Provinzialtage 
aus den städtischen und den mit ihnen gleichberech- 
tigten Bezirksdelegierten mit Kooptationsberechtigung 
gewählt werden. 

VI. Das Zentralkomitee leitet die ideelle und prak- 
tische Tätigkeit der Partei auf Grund der Direktive der ` 
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Parteikongresse. Es fördert die Bestrebungen der 
Lokal- und Provinzialkomitees, neue Gruppen zu bilden; 
dort, wo derartige Komitees nicht bestehen, übernimmt 
der Parteivorstand selbst diese Gründungstätigkeit; 
er hat die Oberleitung über sämtliche Parteiorgani- 
sationen, legt Zwistigkeiten zwischen ihnen bei, ernennt 
verantwortliche Redakteure für das Zentralorgan und 
Vertreter für das Inernationale Sozialistische Bureau, 
organisiert und leitet alle Unternehmungen, welche 
für die gesamte Partei von Wichtigkeit sind, sorgt für 
gleichmässige Verteilung der Kräfte, verwaltet die 
zentrale Kasse und vertritt die Partei in ihren Be- 
ziehungen zu anderen Parteien und Organisationen. 
Dem Zentralkomitee stehen spezielle Burcaux und 
Kommissionen, wie die Bauern-, Arbeiter-, Militär-, 
Litteratur- und Verlags-Kommissionen, Technisches 
Bureau usw., und ferner Reiseagenten bei. Das Zentral- 
komitee ist berechtigt, lokale Komitees aufzulösen, 
wenn sie sich wesentliche Verletzungen der Partei- 
disziplin zu Schulden kommen lassen oder vom Partei- 
programm abweichen. Billigen sämtliche lokalen Orga- 
nisationen das Verfahren des angeschuldigten Komitees, 
so beruft das Zentralkomitee den Parteiausschuss. 
Ist dieser mit dem Zentralkomitee gleich gesinnt, so 
verfallen jene Organisationen samt und sonders dem 
Ausschluss aus der Partei, wobei diejenigen Mitglieder 
derselben, welche der Partei in Bezug auf Programm 
und Disziplin treu geblieben sind, aufgefordert werden, 
neue Organisationen und Komite>s zum Ersatz der 
aufgehobenen zu bilden. 

Das Zentralkomitee wird in Höhe von 5 Mitgliedern 
gewählt und dureh Kooptation vergrössert, darf aber 
im ganzen nicht mehr als 10 Mitglieder zählen. 

VII. Der Parteiausschuss besteht aus 5 Mitgliedern 
des Zentralkomilees, aus Delegierten aller Provinzen 
und aus Vertretern der städtischen Komitees von Peters- 
burg und Moskau. 

Er wird je nach Bedarf zur Beurteilung und Be- 
schlussfassung über dringende Fragen der Taktik und 
Organisation, welche vom Parteikongress vorgemerkt 


sind oder durch Aenderungen in den Zeitverhältnis- 
sen gestellt werden, und ferner zur Entscheidung über 
Ausschluss von Parteiorganisationen (vergl. VI) einbe- 
rufen. 

Die Einberufung erfolgt auf Anregung des Zentral- 
komitees oder der Hälfte der im Ausschusse vertretenen 
Provinzialorganisationen. 

Die Beschlüsse des Ausschusses sind für alle Organi- 
sationen der Partei bindend und können nur durch den 
allgemeinen Parteitag geändert werden. 

VIII. Der Kongress bildet die oberste Instanz in der 
Partei. Er wird durch das Zontralkomitee mindestens 
einmal jährlich einberufen. Ausserordentliche Parteitage 
werden auf Wunsch der Hälfte aller im Ausschusse 
vertretenen Provinzialorganisationen oder 1/3 aller 
Gouvernements- und der ihnen gleichwertigen Bezirks- 
und Lokalorganisisationen einberufen. 

Im Kongresse werden vertreten : der Parteivorstand, 
alle provinzialen Komitees und sämtliche vollberceehtig- 
ten lokalen Organisationen. Ueber die Bereehtigung 
eines jeden Parteigebildes zu dieser Vertretung ent- 
scheidet der Parleiausschuss. 

Der Kongress gilt als beschlussfähig, wenn mehr als 
die Hälfte der entscheidenden Stimmen zugegen sind. 

Es dürfen am Kongresse Leute mit beratender Stimme 
teilnehmen, welche vom Parteivorstande dazu eingela- 
den sind. 


v1. 


Das Verhältnis zur ersten Duma. 


In der Ueberzeugung, dass bei den Grundgesetzen, 
welche der russischen Verfassung aufgedrängt sind, 
eine produktive Arbeit in der Reichsduma unmöglich 
ist; in Anbetracht der unglaublichen Greuel, welche 
das bureaurkatische Regime Tag aus Tag ein vollführte; 
in Anbetracht der repressiven Massregel, welche für die 
Wahlperiode ins Werk gesetzt waren — beschloss die 
‚Soz.-Rev. Partei, von jeder Beteiligung an den Wahlen 
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abzusehen und das Volk energisch über den ihm wider- 
fahrenen Betrug aufzuklären. Fern von der Wahltä- 
tigkeit, welche die ganze Aufmerksamkeit der Regie- 
rung auf sich konzentrierte, konnte die Partei ihre 
Kräfte sammeln und zur Vermehrung ihrer Agitations- 
litteratur verwenden, welche auch tatsächlich in der er- 
sten Hälfte des Jahres 1906 einen vorher nie gekannten 
Aufschwung genommen hat. In einer Reihe von Städien 
besass die Partei mehr als 20 Tageszeitungen und 
mehrere Wochenschriften. Etwa zehn Verlagsanstalten 
widmeten sich ausschliesslich der Litteratur, welche 
dem Parteiprogramm entsprach, und verbreiteten sie 
in allen bedeutenderen Städ«en. Abgesehen von Neu- 
auflagen in der Provinz, haben allein die beiden Haupt- 
städte während dieser Zeit — ausser Uebersetzungen 
fremdsprachiger Schriften — fast 200 Broschüren und 
Büeher in etwa 4,000,000 Exemplaren geliefert. Zwei 
Drittel davon wurde unmittelbar durch Parteikämpfer 
abgesetzt, welche trotzdem immer über Mangel an Partei- 
litteratur zu klagen hatten. Im Laufe dieses Halbjahres 
wurden ferner alle Komitees ergänzt, welche während 
der kriegerischen Zeitperiode gelitten hatten, und, wie- 
wohl die Verfolgungen bei weitem nicht aufhörten, 
war die revolutionäre Arbeit während der Einberufung 
und der Session der Duma etwas leichter. Die Zeit- 
verhältnisse selbst übten auf viele eine revolutioni- 
sierende Wirkung aus und schoben sie in die Reihen 
der Partei ein. Namentlich aber wirkten die Parteiagi- 
tatoren beiderlei Geschlechts und verschiedenen Alters, 
welche von Dorf zu Dorf gingen und dem Volke die 
Bedeutung einer richtigen Volksvertretung einerseits 
und deren Verfälschung durch den Zaren bei der Schaf- 
fung einer rechtlosen Duma andererseits klar machten. 
Sie sagten den Bauern den Zusammenbruch der Duma 
voraus und machten ihnen verständlich, dass die Partei 
die Wahlen hatte ignorieren müssen, um die Bevölke- 
rung nicht irrezuführen. Sie wiesen auch darauf hin, 
dass die Duma ohne Mitwirkung des Volkes ohamäch- 
tig wäre, und riefen dadurch die Flut von Direktiven 
(« Nakasi ») an die erste Duma hervor, in welchen die 
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‘Sympathien des Volkes für die Verteidiger seiner Inte- 
ressen und späterhin auch Drohungen an die Adresse 
-der Regierung zum Ausdruck kamen. 

Trotz allen Kunstgriflen der Regierung wählte die 
Bevölkerung meistens entschieden oppositionelle und 
vielfach auch geradezu revolutionäre Vertreter. Dieses 
‚machte sich besonders in der Bauernkurie bemerkbar, 
welche mehrere Deputierten direkt aus Gefängnis und 
Verbannung heraus wählte. Auf diese Weise konnte 
‚die Duma neben den friedlich oppositionellen « K.-D. » 
‘eine gehörige Reihe wirklicher Vertreter des arbei- 
tenden Volkes und unter ihnen eine ganze Anzahl 
solcher, welche im grossen und ganzen auf dem Stand- 
punkte des Soz.-Rev. Parteiprogramms standen, auf- 
weisen. Mehr als 100 Deputierte dieser Art bildeten die 
sogenannte « Arbeitsgruppe ». Das Zentralkomitee der 
'Soz.-Rev. Partei wandte dieser Gruppe seine Aufmerk- 
‚samkeit in hervorragendem-Masse zu und suchte, sie 
zum Dienste des Sozialismus und der Revolution anzu- 
halten. Dieses gelang ihm auch, indem die Gruppe 
während der Session der ersten Duma einen immer 
‚deutlicheren sozial-revolutionären Anstrich annahm, 
stets die Interessen der Bauernschaft und des städti- 
schen Proletariats vertrat und sich als unversöhnlicher 
Gegner der Regierung zeigte. Mit der Zeit bildete sich 
innerhalb der Gruppe sogar ein regelrechter sozial- 
revolutionärer Kern, welcher sich entschieden zum 
Parteiprogramm bekannte und der Duma einen von 33 
Deputierten unterzeichneten Entwurf eines Agrarge- 
setzes im Sinne des Letzteren untebreitete. 

Auf diese Weise gelang es der Partei trotz. allen 
ungünstigen Umständen die Parlamentstribüne für ihre 
Agitationszwecke auszunützen, aber von ebensolcher, 
wenn nieht von noch grösserer Tragweite war während 
-derselben Periode die Rolle der zentralen Parteipresse. 
Durch Aufwand ungeheuerer Geldmittel und persönlicher 
Anstrengung gelang es dem Zentralkomitee, eine grosse 
Tageszeitung zu schaflen, welehe sogar von den politi- 
schen Gegnern als die bei weitem bedeutendste unter 
‚der gesamten Petersburger Presse anerkannt wurde. 
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Während des 90-lägigen Bestehens der ersten Duma 
musste das Parteiorgan viermal seine Benennung än- 
dern (= Delo Naroda », « Narodni Westnik », + Goloss » 
und « Mysl »), von den 55 erschienen Nummern wurden 
30 beschlagnahmt, aber trotz allen Hindernissen fanden 
selbst die beschlagnahmten Nummern eine weitgehendste 
Verbreitung. Die Auflage betrug 43,000 Exemplare 
täglich. Die hervorragendsten Schriftsteller der Partei 
unterzogen da die Politik der Regierung einer vernich- 
tenden Kritik, brandmarkten schon damals die zweideu- 
tige Haltung der « kadetischen » Majorität, und, indem 
sie den bevorstehenden Verrat seitens der Regierung 
voraussagten, riefen sie das Volk zur Einigung und 
Organisierung für die kommenden Kämpfe. Die Zeitung 
war in der Lage, eine Reihe streng geheimer Doku- 
mente bekannt zu geben, welche die verschleierte Tä- 
tigkeit der Bureaukratie enthüllten und die direkte 
Beteiligung der obersten Regierung an der Organisie- 
rung der « schwarzen Hunderte » und der Pogrome 
ans Tageslicht förderten. Die politische Prognose des 
Parteiorgans bewahrheitete sich : am 6/19% Juli 
wurde seine Redaktion gestürmt und dieses diente als 
Präludium zu der ebenso ungenierten Vergewaltigung 
der Duma drei Tage später. 

Nun beginnt das scheuerliche Intervall zwischen den 
beiden Dumas — dio Zeit des grenzenlosen « weissen 
Terrorismus », der Pogroms, Feldgerichte und Todes- 
strafen. 


VII 
Nach der Aufiösung der ersten Duma. 


Den wohl vorausgesehenen furchtbaren Ereignissen 
suchte die Partei durch eine angestrengte Organisierung 
des Militärs für den Fall eines Volksaufstandes zuvor- 
zukommen. Ohne ihr Dazutun, ergab sich jedoch eine 
Verflechtung der Verhältnisse, welche durch die vor- 
zeitigen Aufstände zu Sweaborg und Kronstadt einen 
organisierten Eingriff der bewafineten Macht verhin- 
derte, und, indem die besten Kräfte dem Tode oder 
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der Verbannung verfielen, wurden dem wehrlosen 
Volke seine Beschützer genommen. Nichtsdestoweniger- 
konnte das Zentralkomitee nieht umhin, das Proletariat 
und namentlich die Bauernschaft — welchen die Duma 
Hofinungen eiegetlösst hatte und die sich nun umso- 
mehr durch die Regierung betrogen sahen — zum: 
Proteste gegen die Vergewaltigung der Volksvertre- 
tung aufzufordern und ihnen alle zugänglichen Mittel, 
einschliesslich des bewaflneten Widerstandes, zu em- 
- pfehlen. In seinem eigenen Namen und gemeinsam mit 
anderen politischen Parteien und Vereinigungen (1) 
verkündete das Zentralkomitee, dass diesmal der Auf- 
stand von der Bauernschaft ausgehen müsse, dass die 
Arbeiter-, Militär-, Eisenbahn- und sonstigen Organisa- 
tionen ihn gegebenen Falles unterstützen würden, 
selbst aber zu sehr erschöpft seien, um ohne die Bauern- 
schaft in Erscheinung treten zu können. Es stellte sich 
jedoch heraus, dass die Landbevölkerung vom Ver- 
trauen, welches sie in die Tätigkeit ihrer Deputierten 
aus der « Arbeitsgruppe » setzte, nicht rasch genug zur 
kriegerischen Stimmung übergehen konnte und dass 
sie, durch die unerwartet gekommene Auflösung der 
Duma überrascht und dazu mit dringendsten Feldar- 
beiten — es war im Monat Juli — beschäftigt, sich 
überrumpelt sah und in diesem Bewusstsein gewisser- 
massen. versteinert blieb. Aber aus allen Dörfern und 
Kreisen, welche Beziehungen zur Partei hatten, liefen 
Nachfragen nach Waften und Organisatoren ein. Diese 
Nachfragen dauern fort, obwohl die Regierung die 
Vorbereitungen zur zweiten Duma ins Werk gesetzt 
hat. Alle verständigen Bauern sind zur Ueberzeugung 
gelangt, dass es notwendig ist, einen zieloewussten und 
gleichzeitigen Kampf gegen den gemeinsamen Feind — 
dass autokratische Regime — vorzubereiten. 

Die Regierung wollte diese zufällige Stille als Beweis 


(1) Das Manifest an die Bauernschaft Russlands trug folgende 
Unterschriften : Komitee der « Arbeitsgruppe » der lea Duma, 
Komitee der Soz. Dem. Fraktion der Duma, Bauernbund, Zentral- 
komitee der Soz. Rev. Partei, Zentralrat der Soz. Dem. Partei und 
Eisenbahnverband (Vergl. «Tribune Russe», vom 25, VIH, 1906.) 
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darstellen, dass die « Unordnungen » und « Wirren » 
in Russland nicht von der Unzufriedenheit des arbei- 
tenden Volkes herrührten, sondern künstlich von 
Revolutionären, angeblich zu eigennützigen Zwecken, 
angezettelt würden. Unter Vorschutz dieser Behaup- 
tungen, welchen allerdings niemand Vertrauen schenk- 
te, verstärkte sie mit jedem Tage die Verfolgungen 
alles dessen, was im Lande ehrlich denkt und fühlt. 
Zum Januar 1907 brachte sie es so weit, dass die 
Hälfteder Semstwoschulen geschlossen werden mussten, 
weil die besten Lehrer verbannt waren, die Bekösti- 
gungsstationen in den vom Hunger heimgesuchten 
Gouvernements geschlossen und ihre Leiter verhaftet 
waren, alles medizinische und sonstige Personal der 
Semstwos, welches noch einige Menschenähnlichkeit 
aufwies und deswegen Aussichten auf die Wahl als 
Wahlmänner hatte, nach anderen Gouvernements 
‘oder nach dem weiten Norden dirigiert wurde und alle 
Bauern und Arbeiter, welche sich, nach Wissen der 
Polizei, des Vertrauens ihrer Mitbürger erfreuten, 
ohne Angabe des Vergehens zur Verfügung der Justiz 
‚gestellt (1) oder aus dem Bereiche ihrer Wahlbezirke 
verwiesen waren. Noch nie hatte Russland eine 
derartige wild verwegene Jagd auf seine Bürger und 
eine derartige Hin-und Herschiebung der Letzieren 
erfahren. Gefängnisse und Polizeistationen waren so 
weit überfüllt, dass neue Verhaftete nicht unter- 
gebracht werden konnten; sie gingen deswegen, ganze 
Wagen voll, nach den Verbannungsgebieten und 
erhielten nicht einmal Zeit genug, um von ihren 
Familien Abschied zu nehmen und das Nötige für die 
Reise zu besorgen. Die ersten 7 Monate der Diktatur 
Stolypins und seiner Helfershelfer : der Gendarme, der 
Polizei und der Spione, deren Armee an Zahl bereits 
‚dem aktiven Heere gleichkommt, rissen 300.000 der 
besten Staatsbürger aus ihrem Milieu. Die von der 
Regierung bezahlten = schwarzen Hunderte » überflu- 
teten die Hauptstädte, ebenso wie die Provinzen, mit 


(1) Was in Russland des Wahlrechtes verlustig macht. 


ihrer verbrecherischen Litteratur und leisteten ihren 
wahlverwandten Polizeispitzeln und Spionen Liebes- 
dienste. 

Dieses waren die Bedingungen, unter welchen die 
von der Regierung mit besonderer Wut verfolgten 
‚Sozial-Revolutionären Organisationen in dieser zeit 
periode ihre Tätigkeit zu entwickeln hatten. Bei den 
massenhaften Untersuchungen und Verhaftungen in 
den Häusern, sowohl wie auf den Strassen, war es 
nicht mehr als natürlich, dass ganze Organisationen in 
-die Hände der Regierung fielen. Nur Dank der Unmenge 
« Illegaler », welche besiändig ihre Aufenthaltsorte und 
Pässe wechselten, war er möglich, mit den Stadt- und 
Landarbeitern in Berührung zu bleiben und ihren 
beharrlichen Forderungen nach Parteiagitatoren ge- 
recht zu werden. Auch verhinderte alles das die Partei 
nicht, auf die Grausamkeiten der Regierung, auf die 
Verletzung der elemenlarsien Gesetze und Rechte des 
Volkes von neuem mit Erfolg terroristisch zu reagie- 
‘ren (1). Ferner konnte der Parteivorstand, trotz alledem, 
den Parteiausschuss einberufen und sogar eine ganze 
Reihe von Konferenzen in Angelegenheiten der Bauern-, 
Arbeiter-, Militär-, Eisenbahn- und anderer Organi- 
sationen veranstalten. Während derselben Zeit fanden 
in fast allen Provinzen Parteitage statt, welche nicht 
nur für grössere Einheiten, sondern sogar für die 
Bezirke, ja Kreise ein Bedürfnis geworden sind. Dieses 
Bedürfnis wird nieht nur von den fachmässigen Partei- 
kämpfern, sondern auch von den anhängenden Massen 
so selır verspürt, dass, ungeachtet der grossen Opfer 
an Leuten und Mitteln, ungeachtet der Gefahr und 
-Schwierigkeit ihres Zustandekommens, die Parteitage 
überall immer häufiger und häufiger werden. 


(1) Es wurden auf diese Weise ihrer verbrecherischen Tätig- 
keit entrissen : das geistige Oberhaupt der Kamarilla, Graf lgnat- 
jeff, der Erfinder und Oberleiter der Standgerichte, erster 
Staatsanwalt am obersten Kriegsgerichte, General Pawloff, der 
Petersburger Stadthauptmann von-der-Launitz, eine Anzahl 
Gouverneure, welche sich als Henker hervorgetan hatten, Leiter 

der Strafexpeditinnen, Direktoren von Gefüngnissen, in welchen 
Misshandlungen politischer Verhäfteten vorgekommen waren, 
u.a. m. 
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EN. Up 


Dasselbe gilt von der Parteipresse. Seit der Auflösung 
der Duma musste sie in ihr altes, nicht legales Dasein 
zurückkehren und, wenn ihre Produktion und Verbrei- 
tung sowohl seitens des Zentralkomitees, wie seitens der 
Provinzial- und Gouvernementskomitees nach wie vor 
ununterbrochen vor sich geht, so geschieht es erstens, 
weil das Programm und die Taktik der Soz.-Rev. 
Partei vom Volke zum grössten Teile erkannt und 
gebilligt, ferner, weil die eigentlichen Parteiorga- 
nisationen ausreichend verbreitet und solid geworden 
und endlich, ‚weil, Dank den früher verbreiteten 
riesigen Quantitäten, die Parteischriften überall in 
Russland zur üblichen Erscheinung geworden sind. Die 
Anzahl der geheimen Druckereien und Büchereien 
wächst in demselben Masse, als die legalen Verlage und 
Buchhandlungen unterdrückt werden. Momentan lässt 
der Parteivorstand folgende Zeitschriften erscheinen : 
eine Zeitung, welche offizielles Organ der Partei ist und 
fast mit jeder Nummer ihre: Benennung ändern muss; 
eine ebenfalls offizielle Monatsschrift, welche gleichfalls 
ihre Titel wechselt, und endlich 3 nicht legale Halb- 
monatsschriften spezieller Natur, u. zw. : eine Zeitung 
für Bauern, eine für das Militär und einen allgemeinen 
Parteianzeiger. Die Arbeiterzeitung « Trud » wird vom 
Petersburger Komitee veröffentlicht und in 20-25.000 
Exemplaren verbreitet. Was die Provinz anbetrifft, so 
sind die dortigen Parteiorgane, trotz den häufigen 
Autlindungen der Druckereien, dermassen zahlreich 
und andererseits müssen sie so häufig ihre Namen und 
Aussehen ändern, dass es schwer wird, ihre Anzahl 
festzustellen. Der Verlag von Broschüren wird fortige- 
setzt, wenn auch in beträchtlich geringerem Masse, als 
voriges Jahr. 

Nachdem sich herausgestellt hat, dass die erste Duma 
nicht ohne Einfluss auf das arbeitende Volk geblieben, 
dass die verräterische Taktik der Regierung ihm oflen- 
sichtlich geworden und dass alles, was die Soz.-Rev. 
für die erste Duma vorausgesagt hatten, in allen Ein- 
zelheiten Tatsache geworden war, konnte die Partei 
ihre Beteiligung an den Wahlen verkünden, ohne das 
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russische Volk dem Trugschlusse auszusetzen, dass sie 
an eine Möglichkeit denke, irgend etwas durch die 
Duma zu erreichen, solange das jetzige Regime besteht. 


‘Sie erklärte auch offenkundig, dass ihre Deputierten 


nur zu dem Zwecke in die Duma gehen werden, um die 
Parteigrundsätze von dort aus lauter zu verkünden. 


VIII 


Die Ausdehnung der Partei. 


Die sozialistischen Parteien derjenigen Länder, in 
welchen politische Freiheit herrscht und deren Gebiete 
dieht bevölkert und verhältnismässig nicht schr gross 
sind, können sich kein Bild von der komplizierten und 
schwierigen Arbeit machen, welche die Soz.-Rev. 
Partei in Russland zu bewältigen hat. Diese Arbeit — 
oder richtiger Kriegsführung — erfordert nicht nur im 
walıren Sinne des Wortes übermenschliche Anstren- 
gungen, nicht nur eine ununterbrochene Anspannung 
der gesamten Energie, nicht nur eine im Kampfe 
gestählte Widerstandskraft, sondern ausser alledem 


noch ein beständiges Aufgebot immer neuer und neuer 


Kämpfer aus den Tiefen des erwachenden Volkes heraus. 

Seit mehr als zwei Jahren saugt die russische Revo- 
lution, wie eine Pumpe von ungeheuerer Kraft, die 
besien Bestandteile aus dem Volke heraus, um sie auf 
den Galgen, in Sibirien oder in den Festungen umkom- 
men zu lassen. Reihe auf Reihe folgen die jungen 
Kämpfer, welehe sich kaum genügend haben entwickeln 
können. Sie fallen nicht nur in blutigen Zusammen- 
stössen — sie fallen auch an der Druckerpresse, am 
Zahltisch der Buchhandlung, bei der Verteilung von 
Zeitungen und Flugblättern, auf der Rednertribüne, in 
Volksversammlungen, bei der Abhaltung von Vorle- 
sungen, bei der Aufklärung von Arbeitern, Bauern und 
wissbegieriger Jungend. Ob Demonstrationen, Streiks 
oder Boycotte — nichts läuft ohne Menschenopfer ab. 
Die mittlere Existenzfähigkeit eines Komitees beträgt 


‚einen bis zwei Monaten; die einer Zeitung — eine bis 
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zwei Nummern. Alles verfällt der Verhaftung oder der- 
Beschlagnahme und muss durch neue Kräfte und Mittel 
ersetzt werden. Seit den sogenannten « Freiheiten » 
liegt sogar die « Kulturarbeit » in den Arbeiterkreisen. 
den Sozialisten ob, indem die gebildete Bourgeoisie, teils 
durch « das rote Gespenst » verscheucht, teils Kompro- 
missen mit der Regierung entgegenlaufend, sogar ihre 
frühere kulturträgerische Tätigkeit aufgegeben hat. 
Soziale und politische Litteratur sind ganz Sache der 
sozialistischen Parteien geworden. Die Soz.-Rev. Partei 
allein hat mehr als hundert populäre Originalschriften 
in mehr als 4 Millionen Exemplaren veröflentlicht, 
wozu noch Programmschriften in Hunderttausenden 
von Exemplaren kommen. Verschiedene davon erlebten 
vier- und fünflache Neuauflagen, obwohl Drucklage, 
Verkauf oder kostenlose Verteilung jeglicher Partei- 
litteratur von der Regierung aufs äusserste verfolgt- 
wurde. Jede Neuauflage, jeder Versuch, eine Schrift 
an den Leser zu bringen, erforderte unendliche Kunst- 
griffe und vielfach auch Anwendung von Gewalt. Die 
Parteizeitungen, welche an allen Ecken und Enden 
auftauchten, mussten 8-10 Mal ihre Namen, sowohl 
wieihre Redakteure, wechseln, um nach ein-, zwei-, 
oder, wenn viel, dreimonatlichem Bestehen endgültig 
unterdrückt zu werden, ihre Druckereien einzubüssen 
und eine ganze Reihe von Mitarbeitern, ebenso wie die 
Redakteure, in administrative Verbannung nach Sibi- 
rien oder, wenn das den Machthabern besser passte, 
nach dem äussersten Norden zu bringen. Von neuem 
hiess es dann, Geldmittel, Druckereien und Leute für 
die Herausgabe neuer Zeitungen besorgen. 

Wenn .nun diese, im Lichte des Manifestes vom 
17/30 Oktober 1905 und der darin prokiamierten Press- 
freiheit legal erscheinende Tätigkeit derartig erschwert 
wurde, wird noch was über die Parteiarbeit zu 
sagen sein, welche auf die Orzanisierung der Arbeiter 
in den Städten und der Bauern im Dorfes gerichtet ist? 
Die revolutionäre Bewegung, welche ganz Russland 
ergrift, brachte jedoch ungehauere Kräfte zum Vor- 
schein. Ganze Regimenter revolutionärer Sozialisten 
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zwei Nummern. Alles verfällt der Verhaftung oder der- 
Beschlagnahme und muss durch neue Kräfte und Mittel 
ersetzt werden. Seit den sogenannten « Freiheiten » 
liegt sogar die « Kulturarbeit » in den Arbeiterkreisen. 
den Sozialisten ob, indem die gebildete Bourgeoisie, teils 
durch « das rote Gespenst » verscheucht, teils Kompro- 
missen mit der Regierung entgegenlaufend, sogar ihre 
frühere kulturträgerische Tätigkeit aufgegeben hat. 
Soziale und politische Litteratur sind ganz Sache der 
sozialistischen Parteien geworden. Die Soz.-Rev. Partei 
allein hat mehr als hundert populäre Originalschriften 
in mehr als 4 Millionen Exemplaren veröflentlicht, 
wozu noch Programmschriften in Hunderttausenden 
von Exemplaren kommen. Verschiedene davon erlebten 
vier- und fünflache Neuauflagen, obwohl Drucklage, 
Verkauf oder kostenlose Verteilung jeglicher Partei- 
litteratur von der Regierung aufs äusserste verfolgt- 
wurde. Jede Neuauflage, jeder Versuch, eine Schrift 
an den Leser zu bringen, erforderte unendliche Kunst- 
griffe und vielfach auch Anwendung von Gewalt. Die 
Parteizeitungen, welche an allen Eeken und Enden 
auftauchten, mussten 8-10 Mal ihre Namen, sowohl 
wie ihre Redakteure, wechseln, um nach ein-, zwei-, 
oder, wenn viel, dreimonatlichem Bestehen endgültig 
unterdrückt zu werden, ihre Druckereien einzubüssen 
und eine ganze Reihe von Mitarbeitern, ebenso wie die 
Redakteure, in administrative Verbannung nach Sibi- 
rien oder, wenn das den Machthabern besser passte, 
nach dem äussersten Norden zu bringen. Von neuem 
hiess es dann, Geldmittel, Druckereien und Leute für 
die Herausgabe neuer Zeitungen besorgen. 

Wenn nun diese, im Lichte des Manifestes vom 
17/30 Oktober 1905 und der darin prokiamierten Press- 
freiheit legal erscheinende Tätigkeit derartig erschwert 
wurde, wird noch was über die Parteiarbeit zu 
sagen sein, welche auf die Organisierung der Arbeiter 
in den Städten und der Bauern im Dorfes gerichtet ist? 
Die revolutionäre Bewegung, welche ganz Russland 
ergrift, brachte jedoch ungehauere Kräfte zum Vor- 
schein. Ganze Regimenter revolutionärer Sozialisten 
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folgten aufeinander, Hunderte von Parteikämpfern 
beriefen in allen Städten Meetings ein, welche zwei, 
drei, vier und oft noch mehr Tausende von Zuhörern 
anzogen. Zur Zeit der Streiks und der bewaftneten 
Aufstände hatte man sogar Versammlungen von 
10,000 Zuhörern und überall, wo die Redner die 
Regierung brandmarkten und die Grundsätze des 
Parteiprogramms auseinandersetzten, fanden sie nicht 
nur den Beifall der Massen, sondern zogen auch Jünger 
an, welche das Programm weiter trugen. Tausende 


. solcher Jünger zogen in die Dörfer und «och waren sie 
: überall zu knapp, denn so gross war der Drang der 


Bauernschaft, die wirkliche Sachlage zu begreifen und 
die sozialistischen Lehren, welche ihr schr wohl 
zugänglich sind, zu erfassen. Aber auch die Früchte 
der früheren vorbereitenden Tätigkeit der Partei 
sind bereits zu erkennen. Die Bauernschaft liefert 
bereits aus ihren eigenen Kreisen Parteikämpfer, 
organisiert Kongresse und beratschlägt nicht nur über 
die Vorbereitung von Aufständen, sondern auch über 


_ die produktive Arbeit, welche nach der Befreinung vom 


Zarismus nötig werden wird. Die äusserste Verheim- 
liehung der Parteiarbeıt, welche die Repressalien der 
letzten Monate notwendig gemacht haben, zwang die 
Partei sich enger zusammenzuschliessen und die 
«unterirdische» Existenz mit allen ihren Gefahren 
und Schwierigkeiten wieder aufzunehmen. Aber alles, 
was Russland erlebt hat, hat die Verhältnisse so 
sehr verändert, dass selbst bei einer solehen Existenz 
eine Intensität und eine Ausdehnung erlangt werden, 
welche vor den zeitweilig eroberten Freiheiten un- 
möglich gewesen wären. Alle Gouvernementskomitees 
und selbst manche Bezirkskomitees besitzen beständige 
geheime Druckereien. Trotz deren häufiger Beschlag- 
nahme und Verhaftung der Arbeiter, werden diese 
wie jene jedesmal schnell ersetzt und geben den 
Komitees die Möglichkeit, die Bevölkerung über 
alles, was vorgeht und was vorzunehmen ist, auf 
dem Laufenden zu halten. Die Bauern fordern immer- 
während Waffen zur Selbstwehr und, ungeachtet 
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häufiger Misserfolge, wird keine Anstrengung zur 
Befriedigung dieser Forderungen gespart, sodass esnur 
durch die übermässige Gutmütigkeit des russischen 
Bauers zu erklären ist, wenn er sich nicht von Fall zu 
Fall an seinen blutgierigen Feinden in allen zaristischen 
Rängen und Würden rächt. 

Die Anzahl der Bauern, welche der Partei ange- 
hören, sowie derjenigen, welche noch nicht als 
Mitglieder aufgenommen, aber mit der Partei eng 
verknüpft sind, lässt sieh schwer feststellen, indem 
einerseits die Notizen der Komitees jedesmal vernichtet 
werden, wenn Spionage droht, und andererseits 
Bauerngruppen sich häufig ganz selbständig bilden 
und erst später durch Zufall der Partei bekannt wer- 
den. Momentan kann bezüglich der Wirkungssphäre 
-der Soz.-Rev. Partei folgendermassen geschlossen wer- 
den. Die Wahlen zur zweiten Duma, welche bei den 
unerhörtesten Repressalien und Wahlschwindel seitens 
der Behörden verlaufen sind, gaben unter den 500 Depu- 
tierten eine Regierungsmajorität von 300 (einschliess- 
lich « K.-D. », polnisches Kolo, Mahomedaner und 
Kosaken) welche im allgemeinen die Grundsätze des 
Manifestes vom 17/30 Oktober billigen, den Forderungen 
der sozialistischen Parteien dagegen feindlich gegen- 
überstehen. Die linke Minorität besteht aus 200 Mit- 
gliedern und zählt : 60 Sozialdemokraten, 40 Sozial- 
revolutionäre, 40 Sozialistische-Volksparteiler und 60 
Arbeitsgruppler mitsamt radikalen Wilden. Als in 
diesen Tagen die Soz.-Rev. Fraktion der Duma ihren 
agrarischen Gesetzentwurf einbrachte, welcher unbe- 
dingte und unentgeltliche Sozialisierung des gesamten 
Arbeitslandes und dessen allgemeine und gleichmässige 
Nutzniessung forderte, konnte sie 104 Unterschriften 
zusammenfinden, von denen drei Viertel von Bauern 
waren. Berücksichtigt man, dass die Soz.-Dem. Frak- 
tion ihre Unterschriften verweigert hat, ferner, dass die 
Soz.-Rev. nur 12 und die Sozialistische Volkspartei nur 
2-3 Bauern in ihren Fraktionen zählen, so kommt man 
zur Ueberzeugung, dass alle Bauern aus den verschie- 
denen fortschrittlichen politischen Fraktionen das 
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Agrarprogramm der Soz.-Rev. Partei gerecht und 
verwirklichbar finden. In der ersten Duma hatte die 
gleichartige Vorlage der « Arbeitsgruppe », welche 
dem soz.-rev. Programm nahestand, 33 Unterschiften 
gefunden, in der zweiten fand die echt und recht 
:sozial-revolutionäre Vorlage schon 104. Nun machen 
104 Deputierte den fünften Teil der Volksvertreter aus, 
so dass auf sie von den 135 Millionen der Bevölkerung 
27.000.000 kommen würden. Drei Viertel der Unterfer- 
tigten sind aber russische Bauern und auch das letzie 
Viertel enthält nur 5-6 Deputierte fremder Nationalität; 
-also wird es offensichtlich, dass die gesamte russische 
Bauernschaft sich zum Agrarprogramm der Soz.-Rev. 
Partei bekannt und dieses trotz allen unmöglichen 
Bedingungen, welche für sie während der. Wahlkam- 
pagne geschaften waren, zum Ausdruck gebracht hat. 

Die Tatsache, dass gerade die russische .landarbei- 
tende Bevölkerung sich für die soz.-rev. Lehren so sehr 
‚empfänglich gezeigt hat,.erklärt sieh erstens dadurch, 
dass sie in den meisten Gouvernements noch das System 
des kommunalen Grundbesitzes aufrecht erhalten hat; 
zweitens wurde die Agitation zu Gunsten der Soziali- 
sierung des Arbeitslandes in den Bauernkreisen viel 
länger und wesentlich nachdrücklicher, als sonst wo, 
‚betrieben; drittens, endlich, weil bei den übrigen 
‚Nationalitäten die Befreiung vom Joche der russischen 
Bureaukratie und die nationale Autonomie vor der 
Hand in erster Reihe stehen, so dass sogar ihre sozia- 
listischen Parteien, der Not gehorchend, der Propa- 
‚gandierung dieser Volkswünsche einen grossen Teil 
ihrer Arbeit widmen müssen. Aber auch unter den 
nichtrussischen Bauern hat das soz.-rev. Agrarpro- 
gramm am meisten dort Anklang gefunden, wo der 
‚kommunale Grundbesitz noch in Kraft ist, wie-z. B. 
im Kaukasus und an der Wolga bei den Tataren, 
Tsuwaschen u. s. w. Diese Völkerschaften haben bereits 
‚sozialrevolutionäre organisierte Gruppen und Partei- 
Komitees. Sogar der Lettische Sozialdemokratische Ver- 
‚band bekennt sich jetzt zum soz.-rev. agrarischen Pro- 
‚gramm, nachdem die letzten Jahre ihn überzeugt haben, 
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dass auch die lettischen Bauern für dessen Durchfüh- 
rung kämpfen wollen, trotzdem sie längst von der 
landwirtschaftlichen Kommune zur Hufenwirtschaft 
übergegangen sind. 

Nicht mindern Anklang findet dieses Programm bei 
den russischen städtischen Arbeitern, welehe überall, 
wo die Soz.-Rev. Partei eine permanente Sektion 
hat, sich ihr, ungeachtet der Verfolgungen seitens der 
Regierung, nach Tausenden anschliessen. Die beiden 
letzten Jahre ihrer Tätigkeit in und um Petersburg 
lieferten der Partei weit verbreilete Organisationen 
des Proletariats, welche ihre eigenen Zeitungen und 
Kassen haben und ihrerseits Genossen nach anderen 
Stellen zur Propaganda und Organisierung entsenden. 
Eine Folge dieser Sachlage war es auch, dass weit 
mehr als die Hälfte aller Fabrikarbeiter in Petersburg 
sozial-revolutionär gewählt haben und dass nur, Dank 
dem missgestalteten Wahlgesetze, welches nieht die 
Stimmzahlen der Wähler, sondern die Anzalıl der 
wahlberechtigenden Fabriken berücksichtigt, Peters- 
burg sozialdemokratisch und nicht sozialrevolutionär 
vertreten war. Mit dem Dorfe durch verwandschaft- 
liche und materielle Bande verknüpft, fast durchweg 
selbst aus dem Dorfe zugezogen, haben die russischen 
Fabrikarbeiter einen Heisshunger für sozialrevolutionäre 
Litteratur und dieses erklärt zum Teil deren ununter- 
brochene Zirkulation in «den Städten, trotz der Be- 
schlagnahme ganzer Bücherlager und Buchhandlungen. 
Abber nicht überall stehen genügende organisatorischen 
Kräfte zur Verfügung, ausserdem sind die Fabriken 
in Russland weitaus verschieden verteilt und deswegen 
bilden solche Pateiorganisationen,wiediein Petersburg, 
Moskau, Baku, Sebastopol, Nikolajeft, Brjansk und 
Jekaterinoslaff, noch keine durchgängige Regel für 
alle Städte, wiewohl jedem Gouvernementskomitee, ohne 
Ausnahme, eine kleinere oder grössere Anzahl Fabrik- 
arbeiter anhängt. Die Soz.-Rev. Partei hegt keinen 
Zweifel darüber, dass, bei der ersten Möglichkeit einer 
oflenen Tätigkeit ohne Opfer an Leuten und Mitteln, 
ihr Einfluss auf die Stadtarbeiter sich ebenso rasch 
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entwickeln wird, wie das bei der arbeitenden Dorfbevöl- 
kerung der Fall war, wo man es in den ersten Stadien 
mit einer quantitativ und qualitativ weniger gefähr- 
lichen Polizei zu tun hatte. 

In den Armee- und Marinekreisen hat das soz.-rev. 
Programm, Dank den agrarischen Bewegungen und 
Arbeiterstreiks, zu deren blutigen Unterdrückungen 
die Regierung das Heer benutzte, grosse Eroberungen 
gemacht. Soldaten aller Waflengattungen und letztens 
sogar Kosaken kamen zur Erkenntnis ihrer gemeinen 
und verbrecherischen Rolle in dem allgemeinen Befrei- 
ungskriege. Aufdem Boden dieser Schwankungen und 
Zweifel konnten die Sozialrevolutionäre Zehntausende 
Militärs aufklären und in den zentralen Organisationen 
aller Heeresteile, welche bei Aufständen zu Land und 
See, wie in Sebastopol, Kronstadt, Sweaborg, Kieff 
und Moskau, sich weigerten, gegen die Aufständischen 
vorzugehen, waren unsere Parteikämpfer zu finden, 
welchen die Propaganda beim Militär speziell oblag. Der 
Allrussische Militärverband mit seiner weitgehenden 
Verbreitung über ganz Russland, seinen selbständigen 
Zentralrat, Presse, Kassen und Organisatoren ist ein 
Kind der Soz.-Rev. Partei und wird von ihr genährt. 
Wegen der often Hin-und Herschiebungen der Truppen 
ist es jedoch nicht möglich, einigermassen genau anzu- 
geben, wieviel Parteigenossen und wieviel Anhänger 
die Partei unter ihnen gefunden hat. 

Von grossem Interesse ist die im Jahre 1906 gebildete 
Soz.-Rev. Parteiorganisation der Kauffahrteiarbeiter, 
welche sich in allen bedeutenderen Städten und 
Häfen des Wolgagebietes festgesetzt hat, ihre eigenen 
Komitees, Zeitung, Kassen und zahlreiche Bibliotheken 
besitzt, Hunderte organisierter Genossen zählt und auf 
Tausende von Arbeitern und Matrosen, welche die. 
Schifffahrt dieser wichtigen Wasserstrasse beschäftigt, 
einen Einfluss ausübt. Diese Organisation konnte schon 
bei dem kürzlich beigelegten Streik zu Baku ihre Kraft 
demonstrieren und den Matrosen eine wesentliche Auf- 
besserung ihrer Lebensbedingungen verschaften. 

Dass auch der Hauptheld des Generalstreiks vom 
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Oktober 1905 — der hochwichtige Eisenbahnverband 
— sich im Wirkungskreise der Soz.-Rev. Partei 
befindet, war schon erwhänt. Gegen ihn geht die Regie- 
rung mit besonderer Wut vor und sucht namentlich, 
zum Eisenbahndienste ausschliesslich erklärte Anhänger 
der « schwarzen Hunderte » zuzulassen. Unter diesen 
Umständen kann der Verband naturgemäss schwierig 
an Grösse und Festigkeit gewinnen, aber allein die Tat- 
sache seines Bestehens beweist, mit welcher unerschüt- 
terlichen Energie die revolutionären Kräfte in Russ- 
land wirken. Nach den berüchtigten Niederschiessungen 
der Eisenbahnarbeiter in Russland und Sibirien, welche 
auf den Generalstreik im Oktober 1905 gefolgt sind, hat 
die Regierung 30.000 Mann aus dem Personal aller 
Eisenbahnen ausgestossen und Zehntausende von Fami- 
lien dem Hungertode preisgegeben ; die ehrlichen Arbei- 
ter wurden durch käufliche Spione ersetzt — und trotz 
alledem und alledem hat das Eisenbahnpersonal bereits 
neue Organisationsknoten an allen bedeutenderen Sta- 
tionen gebildet, sie durch einen Zentralrat verknüpft 
und durch ein eigenes Organ und eigene Verbands- 
kassen befestigt. 


IX 


Schlusswort. 


An dem folgenden Berichte der einzelnen Parteiele- 
mente wird jeder aufmerksame Leser vor allen Dingen 
Unvollständigkeit, fragmentarische Beschaffenheit, viel- 
fach aber auch gänzlichen Mangel an Material wahr- 
nehmen. So fehlen -beispielsweise die Parteiorganisa- 
tionen ganzer vier Gouvernements (Tamboft, Poltawa, 
Wolhynien und Podol) und fast aller bedeutenderen 
industriellen Punkte (Petersburg, Moskau, Perm, 
Odessa, Nikolajefl, Jekaterinoslaff, Kiefl u. a. m.) 

Aber auch jeder von den vorliegenden Berichten an 
sich enthält viele Lücken und Unvollständigkeiten und 
namentlich fällt die knappe Angabe von Ziffern auf, 
derzufolge nicht einmal der hundertste Teil der Wirk- 


liehkeit zum Vorschein kommt (1). Aber bei derselben 
Aufmerksamkeit wird der Leser nieht umhin können, 
wahrzunehmen, welche weite Ausdehnung die Partei- 
arbeit gewonnen hat und wie tief sie, selbst in den ent- 
legendsten Ecken des Riesenreiches, gedrungen ist. 
Vielleicht ist es auch durch die grössere oder geringere 
Entfernung von den politischen Zentren zu erklären, 
dass wir genügend ausführliche Berichte aus solchen 
Gouvernements, wie Cherson, Pskofl, Simbirsk, Wjatka 
u. dgl., besitzen, nicht aber aus Petersburg, Moskau, 
Odessa u. s. w., wo ununterbrochen gekämpft wird, 
d. h. wo selbst die friedliche Bevölkerung unaufhörlich 
Ueberfälle seitens der polizeilichen Regierung, wie sei- 
tens einer Meute toll gewordenener Hunde, zu parieren 
hat. Das Material aus 15 Stellen für den folgenden 
Bericht ist unterwegs umgekommen, das aus Peters- 
burg sogar zweimal. Das Uebrige, welches dem Fol- 
genden zu Grunde gelegt ist, bildet nur einen Teil des 
ausführlichen Materials für die Geschichte einer jeden 
Organisation. Jeder wird begreifen, dass man auf dem 
Schlachtfelde schwer Ordnung in Bureauarbeiten hält 
und dass die fallenden Kämpfer es den nächsten Genera- 
tionen überlassen dürfen. zahlenmässige Statistik zu 
treiben. Wie wenig die gegenwärtige Generation die 
Möglichkeit dazu hat, kann aus der Tatsache ersehen 
werden, dass kaum zwei oder «drei Berichte auf die 
schwierige Lage der sozialrevolutionären Arbeit bei den 
unaufhörlichen Verfolgungen scitens der Regierung 
hinweisen, während alle übrigen nichts von den aufein- 
anderfolgenden Vernichtungen der Komitees erzählen, 
keine Angaben über die Anzahl der Verhafteten und der 
Verbannten machen. Nicht etwa deswegen sprechen sie 
nicht davon, weil es keine Solchen gäbe, oder weil sie 
eine quantité negligable ausmachten, — durchans nieht, 
denn es giebt ihrer mehr als 300.000 und die grössere 
Hälftedavon kommt auf Rechnung der Soz.-Rev., indem 
eine Menge « Agrarischer » sich unter ihnen befindet — 


(1) Wir sprechen hier selbst von der vollständigern franzö- 
sischen Ausgabe. (Vergl. Einleitung zum nächsten Kapitel C.) 


auch nicht deswegen, weil man für die nützlichen und 
treuen Genossen kein Interesse hätte. Nichts von alle- 
dem. Von den Verlusten kann der Kämpfer jedoch nicht 
sprechen, wenn er dem Siege entgegengeht : er sieht. 
stets vor sich hin, er richtet seinen Blick auf die 
Hindernisse, welche sich auf seinem Wege befinden; 
zurückzublicken, hat er weder Zeit noch Lust. Er ge- 
hört ganz der Zukunft — und die Zukunft gehört ihm! 
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Bericht der Provinzialkomitees. 


Verschiedene Hindernisse zwingen uns, das folgende 
interessante Kapitel in der deutschen Ausgabe bis aufs 
Äusserste zu verkürzen und unsere Genossen aller 
Länder, welche den Details unserer Tätigkeit ein 
Interesse schenken, auf die französische Ausgabe zu 
verweisen, wo ihm 138 Druckseiten eingeräumt sind. 
Hier können wir nur einen Entwurf davon geben, 
was dort eingehend abgebildet ist. 


I. Das zentrale Russland. — Moskau-Stadi.. 
1300—1500 völlig organisierte Arbeiter, während für 
die sozialrevolutionären Kandidaten bei den Wahlen 
in die «Körperschaft der Arbeiterdeputierten« 11000 
Stimmen abgegeben wurden. Die Partei befasst sich 
mit der Arbeiterschaft, dem Militär und der Studenten- 
schaft, bewaffnet « fliegende Scharen » zum Kampfe 
mit den schwarzen Banden u. s. w. Es wurden während 
der Berichtsperiode hingerichtet : der Generalgouver- 
neur, Grossfürst Sergius, und der Polizeipräsident 
Schuwalofi. Die Partei beteiligte sich an den Kon- 
gressen des Bauernbundes und der Schullehrer. 

Das Moskauer Gouvernement. 4250 organisierte 
Bauern und 3800 organisierte Arbeiter, während der 
gesamte Anhang auf 10000 geschätzt werden darf. 

Gouvernement Nishny-Nowgorod. In der Haupt- 
stadt des Gouvernements ist es um die Arbeit gut 
bestellt. Im industriellen Punkte Sormowo gab es im 
Februar 1907 etwa 200-210 organisierte Arbeiter. Unter 
der Bauernschaft agitieren 35 Genossen; sie hielten 
voriges Jahr 50 Versammlungen ab, und hatten jedes- 
mal 100-150 Hörer. Zwei Professionalverbände der 
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Stadt, darunter der Verband der Handelsgehilfen mit 
600 Mitgliedern, neigen zu unserer Partei. Fünf Genos- 
sen agitieren im Heere. Das Stadtkomitce veröffentlichte 
300,000 Flugschriften, ferner 4 Nummern einer « solda- 
tischen Zeitung » und 3 Nummern eine « Zeitschrift für 
Handelsgehilfen ». Von terroristischen Akten war nur 
die Hinrichtung des Präsidenten der Detektivpolizei, 
Herkner, durch Genossen Nikiforoft im Sommer 1905 
zu vermerken. 

Im Gouvernement giebt es 500 organisierte Arbeiter 
und in den Dörfern 80 organisierte Bauerngruppen. Im 
Oktober v. J. fand ein Parteitag des Gouvernements, 
welches damals nur 48 Organisationen zählte, statt, 
Berichte waren von 8 Organisationen eingegangen und 
gaben sie 1200 Mitglieder an, während die übrigen auf 
700 Mitglieder geschätzt wurden. Ausserdem zählen die 
stätische Gruppe in Nishny und die Nishner Abteilung 
des Verbandes der Kauffahrteiarbeiter je100 Mitglieder. 

Gouvernement Wladimir. — Die Parteitätigkeit 
datiert nur seit Oktober 1905, wird erst im Jahre 1906- 
beträchtlich, scheint aber überall Erfolg zu haben, wie- 
wohl grosser Mangel an Agitatoren besteht. Wegen 
der grossen Anzalıl von Fabriken im Gouvernement 
hängt die Parteiarbeit unter der Bauernschaft und unter 
den Fabrikarbeitern eng zusammen und gruppieren 
sich die Bauernorganisationen um die grossen indus- 
triellen Mittelpunkte, wie Wladimir, Iwanowo-Wos- 
nesensk, Orechoff-Sujefi, ete. Ju dem Berichte an den 
letzten Parteitag waren 2028 Parteigenossen erwähnt. 
In den Monaten Juni und Juli 1906 sind an Flug- 
schriften 30.000 Exemplare verbreitet worden. 

Gouvernement Kostroma. — Die Kostromaer 
Gruppe wurde erst im März 1906 anerkannt und agi- 
tiert seitdem tätig unter allen Klassen der Bevölkerung. 
Während der Wahlen zur zweiten Duma waren bereits 
unter den 65 Wahlmännern 8 Sozialrevolutionäre. Im 
Bezirke Kostroma besteht sowohl bäuerlicher wie 
stadtproletarischer Anhang, der Bezirk Kineschma 
befasst sich vorwiegend mit Fabrikarbeitern, Makar- 
jeff dagegen ausschliesslich mit der Bauernschaft. 
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Gouvernement Jaroslaf}. — Die Partei hat in fünf 
Bezirken Anhang, die Organisation beginnt jedoch erst 
jetzt. 

Gouvernement Twer. — Im Bezirke Twer konn- 
ten von Mai bis Juli 1906 in den Dörfern 55 Biblio- 
theken eröffnet werden. Im Bezirke Rse/f wurde die 
Bevölkeruug erst nach der Auflösung der ersten Duma 
revolutiönär. Die Mitgliederzal im gesamten Gouverne- 
ment beträgt etwa 700. An terroristischen Erfolgen ist 
die Hinrichtung des Gouverneurs Sleptsoff zu erwähnen. 
Zur Zweiten Duma wurde unser Genosse Kusnetsof} 
gewählt. 

Gouvernement Kaluga. — Die Agitation wird viel- 


- fach durch Soldaten, welche der Partei angehören, be- 


sorgt. Die gesamte Parteiarbeit befindet sich jedoch 
noch im Anfangsstadium. Im Jahre 1906 wurden 1500 
Flugschriften und 10.000 Broschüren verbreitet. 

Gouvernement Tula. — Anhang unter den Fabrik- 
arbeitern, Soldaten, Bauern und Schullehrern. Bei den 
Dumawahlen wurden 40 soz.-rev. Wahlmänner des 
ersten und 3 des zweiten Wahlganges gewählt. Im 
Monat Oktober 1906 wurden 20.000 Flueblätter verteilt. 

Gouvernement Orel. — Grosse Verbreitung der 
Parteilitteratur and namentlich lokaler Aufrufe. Zahl- 
reiche Meetings. Acht Wahlmänner des ersten und zwei 
des zweiten Wahlganges gewählt. 

Gouvernement Rjasan — Örganisierte Bauern 
giebt es nur 300, der gesamte Anhang wird auf 4280: 
geschätzt. Zur zweiten Duma wurde Genosse Uspenski 
gewählt, welcher später Sekretär des Präsidiums gewor- 
den ist. 

Organisation der Kauffahrteiarbeiter an der 
Wolga. — Existiert mit Unterbrechungen seit der 
« Epoche der Freiheiten » und hat jetzt Anhang auf 
90 Handelsschiflen. Wurde vom letzten Parteitage als 
autonome Organisation im Bereiche des Zentralgebietes 
anerkannt. Zählt 550 Mitglieder ausser den Gruppen in 
den Winterstationen. 


II. Das Wolgagebiet. — Der Provinzialverband 


an 


‘wurde im Monat März 1905 gegründet. Er lieferte aus 
seiner Druckerei im Laufe des Jahres 1905 mehr als 
150,000 Exemplare von Broschüren, Proklamationen ete. 
Er organisierte die Hinrichting des Gouverneurs von 
„Samara, Block, und die Bombenattentate gegen die 
Gendarmeriedirektionen in Tambofl' und Samara. Die 
Kampfesorganisationen wurden jedoch später den loka- 
len Komitees unterstellt. 

Die Organisation der Tschuwasche. — Der 
Anschluss dieses Volksstammes an die Partei datiert 
seit 1903-5. Die Agitation umfasst 69 Volosten und 
1053 Kommunen. Sie wählten zur Duma den Genossen 
Fjodoroff. 

Die tatarische Organisation ist der vorhergehen- 
den ähnlich. Sie hatte im Jahre 1906 eine eigene Zeitung 
Tanlouldouz (der Polarstern). Zur Duma wurde Gen. 
Atlassoff gewählt. 

Gowernement Kazan. — Die Bevölkerung be- 
steht zum grössten Teile aus Tataren, Tehuwaschen 
.ete. und hängt von jenen Organisationen ab. Sonst 
zählt die Partei etwa 100 organisierte Fabrikarbeiter, 
Studentenorganisation an der Universität zu Kazan, 
‚namentlich aber Bauernorganisationen in 20 Volosten 
und 70 Dörfern, was 3 ganze Bezirke und einen grossen 
Teil von zwei anderen ausmacht. Zur zweiten Duma 
‚wurden die Gen. Baturoff'und Petruchin gewählt. 

Gouvernement Simbirsk. — Tiefgehender Erfolg 
bei den Bauernmassen. Zuspruch bei allen Militärarten 
‚ausser Kosaken. Im Monat Januar 1907 wurden mehr 
als 20.000 Flugschriften verbreitet. Von terroristischen 
Akten ist die Hinrichtung des Gouverneurs Starynke- 
witz zu verzeichnen. Für die Dumawahlen wurde ein 
Abkommen mit den Sozialdemokraten, der Sozialisti- 
schen Volkspartei und den unabhängigen Sozialisten 
‚getroffen, wonach 2 Soz.-Rev., 2 S.-D., je 1 Soz. 
Volksparteiler und unabh. Soz. gewählt werden sollten. 
Die Regierung beseitigte jedoch eine Anzahl Wahl- 
männer und erreichte dadurch, dass von unserer Partei 
nur Genosse Simin gewählt wurde. | 

Gouvernement Pensa. — Mehr als 400 organisierte 
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Dörfer mit sehr entwickeltem Parteibewusstsein. 
Die Felder verhafteter oder in Parteiangelegenheiten 
beschäftigter Genossen werden von den Uebrigen 
bebaut. Zum ersten Mai kamen 100 Bauern mit ihren 
Fahnen nach Pensa, um an der Feier teilzunehmen. 
Örganisierte Arbeiter giebt es 200, ebenso etwa 100 
Studierende. 

Gouvernement Samara. — Die Propaganda er- 
streckt sich über 100 Dörfer. Zur Duma wurden die Ge- 
nossen Archangelski und Glasojf gewählt. 

Gouvernement Saratoff. — In den Fabriken und 
Grubenwerken 390 organisierte Arbeiter. Ausser dem 
abgelegenen Bezirk Chralynsh giebt es kein einziges 
Dorf, unter dessen Bauernschaft keine Sozialrevolu- 
tionäre wären. Die Berzirkssetkion Balaschof besitzt 
eine eigene Druckerei. Zur Duma wurden die Genossen 
Kirnosso/f, Pokrowski, Chworostuchin und Rsechin 
gewählt. 

Das Zaritziner Gebiet. — Den Parteimeetings 
wohnen 1500 Arbeiter bei. Vier Professionalverbände 
sind durch die Partei gegründet. In den Verwaltungen 
sämtlicher Arbeitersyndikate sind Soz.-Rev. vorhanden. 
Bauerngruppen giebt es namentlich im Bezirke Zaritzin 
und zählen sie 200 organisierte Mitglieder. Für die 
Dumawahlen wurde zur Abwehr der « schwarzen Hun- 
derte » ein Abkommen mit Soz.-Dem. und « K.-D. » 
getroflen und wurden in Zaritzin 4 « K.-D. », 2 Soz.- 
Rev., 1 Soz.-Dem. und 1 Soz.-Volksp. gewählt, während 
im übrigen Gebiete 3 Soz.-Rev., 1 Soz.-Dem. 7 unabh. 
Linke, 7 Rechte und 2 Gemässigte gewählt wurden. 

Gouvernement Astrachan. — 171 organisierte 
Fabrikarbeiter. Die Arbeit zu Lande ist durch die 
grossen Entfernungen erschwert, doch geht sie mit 
solchem Erfolge vor sich, dass bei den Wahlen viele 
Soz.-Rev. als Wahlmänner gewählt worden sind. Die 
Agitation beim Militär wird fortdauernd betrieben. Das 
städtische Komitee von Astrachan hat im Jahre 1906 
mehr als 55.000 Flugschriften veröffentlicht. Mit Unter- 
stützung der Soz.-Dem. wurde unser Genosse Jewrei- 
ro/f in die zweite Duma gewählt. 


Gouvernement Orenburg.— Das Komitee nalım im 
November 1906 die Veröflentlichung einer Parteizeitung 
vor. Anhang in einem Infanteriebataillon. 

Gouvernement Tamboff. — Aus den im Berichte 
des Zentralkomitees angegebenen Gründen kann der 
Tambofter Bericht nicht veröftentlicht werden. An der 
Parteitätigkeit, welche hier sehr bedeutend ist, berei- 
ligte sich zu Beginn der Berichtsperiode Marie Spiri- 
donowa. Den autokratischen Satrapen des Gouverne- 
ments wurde durch die Partei mancher harter Schlag 
versetzt. 

III. Der Norden. — Der Provinzialverband 
wurde im Jahre 1906 gegründet. Er lieferte bereits 
mehr als 50.000 Broschüren. Seine Kampfesorganisalion 
hat durch Sinaida Konopljanikowa und Nicolaus Jegoroft 
den berüchtigten General Minn und den nicht minder 
berüchtigten ersten Staatsanwalt am obersten Kriegs- 
gericht, General Pawloff, hingerichtet. 

Gouvernement Petersburg (1). — Fast ausschliess- 
lieh bäuerliche Organisationen. 72 Bibliotheken. In 
Laufe des Jahres 1906 wurden 183.000 Flugschriften 
verbreitet. 

Gouvernement Nowgorod. — Bauerngruppen in 
mehr als 200 Dörfern. ' 

Gouvernement Pskoff. — Im Jahre 1906 gab es 
Bauerngruppen in 684 Dörfen. Die Besucherzahl 
sämtlicher Meetings betrug 25.000. Mitglieder des 
Bauernbundes gab es 10.000. Sympathisierende Anhän- 
ger zählte man nach Hunderttausenden. Organisierte 
Parteigenossen gab es 480. Das städtische Komitee in 
Pskoft widmet sich namentlich den Eisenbahnarbeitern. 
Im Jahre 1906 wurden 37.500 Flugblätter und 3000 
Zeitschriften verbreitet. 

Gouvernement Wologda. — Die Agitation wurde 
im Jahre 1905 durch die politischen Verbannten einge- 
leitet und fand grossen Anklang bei den Eisenbahn- 
arbeitern und dem industriellen Proletariate. Zu Lande 


(1) Der Bericht der Stadt Petersburg konnte, wie schon im 
Berichte des Parteivorstandes angegeben, nich zur Veröffent- 
lichung gelangen. 
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giebt es vorläufig nur in 12 Volosten Bauerngruppen, 
«doch zeigt die Bauernschaft überall grosses Interesse 
für unsere Litteratur. 

Gouvernement Olonetzk. — Erste Organisation im 
Mai 1906. Bis zum Ende des Jahres 7 000 Flugblätter 
verbreitet. 

Gouvernement Archangelsk. — Ca. 350 organi- 
sierte Arbeiter. Bauernpropaganda in 10 Bezirken. In 
die Duma wurde Genosse Lebedeff gewählt. 

Riga. — Durch die Straiexpeditionen sind die 
baltischen Provinzen terrorisiert, aber auch revolu- 
tionisiert. Man zählt 10-15.000 organisierte Bauern. 

Dorpat-Stadt. — Arbeiter-, Militär- und Studenten- 
gruppen, jedoch Mangel an esthonischer Litteratur. 


IV. Nordwesten. Der Provinzialverband war 
der erste seiner Art in unserer Partei. Existiert seit 
1904. Eigene Druckerei. Grosse Schwierigkeiten 
wegen der sprachlichen Verschiedenheit der Bevöl- 
kerung, welche häufig das Bestehen paralleler Organi- 
sationen an denselben Stellen erforderlich macht. 
Trotzdem sehr grosser Erfolg. 27 organisierte und 175 
propagandierte Dörfer mit 2300 organisierten Bauern. 

Das Smolensker Gebiet. — Etwa 530 organisierte 
Arbeiter und Bauern. Im allgemeinen schwache Orga- 
nisation bei genügender Propaganda. 

Brjansk. — Agitation seit 1903 nach jahrelangen 
vergeblichen Versuchen der Sozialdemokraten. Im Jahre 
1906 gab es bereits 625 organisierte Arbeiter und 
Bauerngruppen in vielen Volosten. 

Polessje. — Organisationen in mehr als 175 Dörfern 
mit zahlreichen Bibliotheken. In den industriellen 
Zentren (Kliney, ete.) giebt es Parteigenossen in allen 
Fabriken. 

Gomel. — Etwa 700 organisierte Genossen in den 
Städten und 2200 Bauern zu Lande. 

Mogileff. — Etwa 85 organisierte Parteigenossen, 
60 Mitglieder des Eisenbahnarbeiterverbandes, 75 
Bauernorganisationen. 

Minsk. — Örganisierte Eisenbahnarbeiter und 
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Handwerker; Parteigenossen in den Professionalver- 
bänden. 650 organisierte Arbeiter und Bauern. 

Pinsk. — Unter den Eisenbahnarbeitern zählt 
unsere Partei 500 Mitglieder und 600 Anhänger. Bei 
den Wahlen wurden die soz.-rev. Wahlmänner gewählt. 
35000 Flugschriften im Jahre 1906 verbreitet. 

Grodna. — 325 Arbeiter, Handwerker ete., welche 
sich zum Programm bekennen. Bauernpropaganda in 
der Umgegend von Byalostock. 

Wilna. — 500 organisierte Genossen. Anhang im 
Heere. 

Dwinsk. — 391 organisierte Arbeiter. Anhang bei 
der gesamten Bevölkerung. 4 Nummern einer « Arbei- 
terzeitung » veröffentlicht. Junge Sektion der Eisen- 
bahnarbeiter unter Anleitung von Soz.-Rev. Mehr 
als 200 propagandierte Dörfer mit 400 organisierten 
Bauern und 500 Anhängern. 

Witebsk. — 520 organisierte Arbeiter, 50 anhän- 
gende Eisenbahner und 260 Studierende. Lehrerver- 
band. 274 organisierte und 175 propagandierte Dörfer 
mit 2300 organisierten Bauern. Im Monat Septem- 
ber 1906 mehr als 54.000 Flugblätter verteilt. 


V. Uralgebiet. — Der Provinsialverband wurde 
durch Beschluss des Provinzialparteitages am 18 und 
19 Februar 1906 geschaffen. 

Gouvernement Wiatka. — 173 organisierte Arbei- 
ter, worunter auch Eisenbahnarbeiter. In manchen 
Bezirken geht unsere Propaganda in allen Volosten 
ohne Ausnahme, in manchen anderen wird in der 
grösseren Hälfte agitiert. Viele Dorfbibliotheken. Im 
Laufe des Jahres 123.000 Flugschriften verbreitet. Zur 
Duma wurden unsere Parteigenossen : Saitse/f, Jefre- 
mof], Naoumoff, und Schablin gewählt. 

Sarapul. — 100 organisierte Arbeiter in 4 Fabriken. 
Propaganda in sämtlichen Dörfern. 50.000 Flugblätter 
verteilt. 

Gouvernement Ufa. — Mehr als 300 organisierte 
Arbeiter in 9 Fabriken. Eigene Druckerei und Zeitung 
(« der Sozialist »). Propaganda in 50 Dörfern. Hinrich- 
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tung des Gouverneurs Bogdanowitsch. Bewafineter 
Widerstand gegen das Heer nach dem Generalstreik im 
Oktober 1905. Zur Duma wurde Genosse Kosloff ge- 
wählt. 

Slatoust. — 175 organisierte Arbeiter. Alle Wahl- 
männer zur Duma waren unsere Parteigenossen. 

Jekaterinburg. — 300 organisierte Arbeiter. Das 
Komitee muss. grosse Tätigkeit entfalten, um den 
nach Sibirien in die Verbannung Gehenden, sowie den 
Flüchilingen von dort, welche alle Jekaterinburg 
passieren, Hılfe zu leisten. An Flugschriften wurden 

150.000 exemplare verbreitet. 

Gouvernement Perm. — Der Hohia Komitees 
ist nicht eingegangen. Zur Duma wurde Genosse Sigoff 
gewählt. 


VI. Ukraina (Klein-Russland) (ausser Podolien, 
Volhynien und Poltawa, deren Berichte nicht eingehen 
konnten). — Der Provinzialrerband hielı seine erste 
Versammlung im Oktober 1906. 

Gouvernement Woronesh. — Bauernorganisa- 
tionen in 75 Dörfern, Propaganda in 200. Etwa 1700 
organisierte Bauern, SO organisierte und 600 anhän- 
gende Arbeiter. Propaganda im Heere. Eigene Drucke- 
rei. Zur Duma wurde Genosse Dolgopolojf gewählt. 

Gouvernement Kursk. — Anhang unter den Eisen- 
bahnarbeitern, Handwerkern, Professionalverbänden, 
ete. 175 organisierte Genossen, worunter auch Soldaten. 
Propaganda und Parteigruppen in den meisten Dörfern. 
Zur zweiten Duma wurden die Genossen : Afanasjef} 
Lochwitzki, Muschenko, Owodoff, Pjanych und 
Russano/f gewählt. 

Gouvernement Charkoff. — Propaganda in 60 von 
den 203 Volosten des Gouvernements. 1595 organisierte 
und 39,000 sympathisierende Bauern. 

Gowvernement Tschernigoff. — Ausschliesslich 
Bauernpropaganda. Eigene Druckerei, welche in 6 Mo- 


- naten 133,200 Flugschriften geliefert hat. Zur Duma 


wurde Genosse Chwost gewählt. 
Gouvernement Jekaterinoslaff. — Entwickelte 


Propaganda im industriellen Proletariat. Die Bauern- 
organisationen, welche nach den Repressionen im 
Dezember 1905 eingegangen waren, beginnen, sich 
wieder zu regen. 

Gouvernement Kieff. — 412 organisierte Arbeiter. 
Bauernpropaganda in 8 von den 12 Bezirken des Gou- 
vernemenis. 


VII. Der Süden. Gouvernement Bessarabien. — 
Eigene Druckerei. 110 organisierte Arbeiter, worunter 
70 Eisenbahnarbeiter. 5 Bauerngruppen. 

Gouvernement Cherson. — Die Berichte der sehr 
wichtigen Stadtkomitees (Odessa, Nikolajefl ete.) fehlen. 
Bauernorganisationen in mehr als 60 Volosten. Zahl- 
reiche Wahlmänner bei den Dumawahlen gewählt. 

Taurisches Gouvernement. — Es liegen nur 
Berichte aus Sebastopol-Stadt und von den bandkreisen 
Sympheropol und Melitopol vor. 

In Sebastopol : etwa 3000 nahestehende Arbeiter. 
Eigene Druckerei, Arbeiter- und Militärzeitungen. Hin- 
richtung des Admirals Tsuchnin, des Gendarmerie- 
obersten Ragol, des Hafenkommandanten Dumbadse 
und von etwa 20 Spionen. Bei den Wahlen zur Duma 
erhielten wir mehr als 2000 Stimmen gegen nur 80 so- 
zialdemokratische. Als Abgeordneter wurde Genosse 
Jemeljanoff gewählt. 

Im Bezirk Sympheropol : Bauernpropaganda in 
30 Dörfern. 

Im Bezirk Melitopol : in 19 Dörfern etwa 1200 orga- 
nisierte und etwa 24,000 anhängende Bauern. In Meli- 
topol-Stadt 25 organisierte Eisenbahnarbeiter. 


VIII. Das Gebiet Asoff-Don. — Die Berichte 
fehlen, 


IX. Kaukasus. — Der Provinzialverband wurde 
im Jahre 1906 geschaffen. Mehrere Druckereien. 

Gouvernement Stawropol. — Etwa 200 organi- 
sierte Genossen. Bauernpropaganda in 4 Bezirken. 

Provinz Kuban. — 1080 organisierte Parteige- 
nossen in den Dörfern und 125 im Lehrerverband. Aus 


hg 


2 Bezirken liegen keine Berichte vor. Zur Duma wurde 
‘Genosse Schirski gewälilt. 

Provinz des Schwarzen Meeres. — A450 organi- 
sierte Bauern. Propaganda unter den Arbeitern in 
Noworossisk. 

Provinz Terek. — Eigene Druckerei. Grosser An- 
hang unter den Arbeitern der Naphtawerke. Zur Duma 
wurde Genosse Gorbunoff gewählt. 

Transkaukasien. — Mehrere Druckereien. 717 or- 
ganisierte und 18,800 sympathisierende Genossen. 


X. Sibirien. — Eigene Druckereien. Die Partei- 
tätigkeit ist erst neueren Datums und treten die Erfolge 
noch wenig in Erscheinung. In Städten, wie Omsk, 
‚giebt es bereits je einige Hunderte organisierter Ge- 
nossen. Die Komitees haben viel für die Flüchtlinge 
aus Sibirien zu tun, welche mit Pässen u. dgl. versorgt 
werden müssen. 


XI. Turkestan. — Parieigruppen bestehen in : 
"Taschkent, Kokand, Askhabad, Andisan, Margelan, 
'Tschernajewo, Merw, Samarkand, u. $. w., u. s. wW. 
Wegen der Verschiedenartigkeit der Bevölkerung ist 
die Arbeit schwierig, doch zeigen sich bereits Erfolge 
unter den Eisenbahnarbeitern, beim Militär u. s. w. 


or 


D. 


Bericht der Sozial-Revolutionären 
Fraktion der zweiten Duma. 


Die Soz.-Rev. Partei hatte die Wahlen zur ersten 
Duma boyeottiert. Dem gegenteiligen Entschlusse für 
die zweite Duma gingen Diskussionen in allen Partei- 
kreisen voraus. Die Frage wurde an den verschiedenen 
Stellen verschiedenartig gelöst, aber im allgemeinen 
zeigte sich zu Beginn der Wahlkampagne bei Bauern 
sowohl wie bei städtischen Arbeitern eine ausgeprägte 
Tendenz, an den Wahlen und an den Arbeiten der 
zweiten Duma mitzuwirken. Der im Oktober 1906 ein- 
berufene Parteiausschuss beschloss, an den Wahlen 
teilzunehmen, tunlichst Parteikandidaten durchzu- 
bringen und da, wo dieses unmöglich erscheint, die 
Kandidaten der übrigen linken Parteien zu unter- 
stützen. Hinsichtlich Zusammenwirkung mit anderen 
Parteien wurde der Einsicht der örtlichen Komitees 
ein genügender Spielraum gelassen. In einer ganzen 
Reihe von Parteitagen einzelner Provinzen und Gouver- 
nements herrschte die Ansicht vor, dass Uebereinkom- 
men mit den rechten Parteien = jenseits der K.-D. » 
unter allen Umständen zu verwerfen, mit den = K.-D. » 
dagegen im letzten Stadium der Wahlen, d. h. unter den 
Wahlmännern der letzten Ordnung, zulässig, während 
mit allen linken Parteien je nach den örtlichen Bedin- 
gungen Einigungen und sogar Blockbildungen wün- 
schenswert seien. 

Die Wahlen gingen unter ganz ausserordentlichen 
repressiven Massregeln vor sich. Fast alle Teile Russ- 
lands waren im Kriegszustande oder mindestens im 
« Zustande des verstärkten Schutzes ». Jede Agitation 
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vor den Wahlen und sogar am Wahltage zog Verfol- 
gungen nach sich. Wählerversammlungen, wiewohl in 
Anwesenheit eines Polizeiagenten, wurden ausser den 
Hauptstädten nur in wenigen grossen Städten gestattet. 
Dagegen war den Vertretern der Regierung jede Beein- 
flössung der Walhmänner ermöglicht und es hing nur 
von der Persönlichkeit der Gouverneure ab, wenn sie 
von dieser Möglichkeit einen mehr oder minder weit- 
gehenden Gebrauch machten. Wenn manche von ihnen 
sieh damit begnügten, die Wahlmänner durch Zureden 
zur Wahl eines bestimmten, der Regierung genehmen 
Kandidaten zu bewegen, so schreckten andere auch 
vor der Verhaftung populärer Persönlichkeiten, oder 
ihrer grundlosen Streichung aus den Wahlmännerlisten 
nicht zurück. Auf diese Weise wurde vielfach den 

Wahlmännern der rechten Parteien zur Majorität ver- 
holfen. Es ist klar, dass unter diesen Umständen die 
Soz.-Rev. Partei seltenwo offen hervortreten und ihre 
Parteifahne in voller Entfaltung schwingen konnte, 
denn die blosse Zugehörigkeit zu dieser Partei zieht 
Verbannung, wenn nicht Zwangsarbeit, nach sich. Aus 
diesem Grunde durften selbst die Kandidaten, welche 
direkt von den Parteiorganisationen aufgestellt waren, 
sich nieht öffentlich als Sozialrevolutionäre geben, son- 
dern mussten als « Linke », « äusserste Linken » oder 
« Vertreter der arbeitenden Massen » auftreten. 

Eine eigentümliche Rolle spielte dabei die = Arbeits- 
gruppe ». In der ersten Duma wesentlich aus Bauern 
zusammengesetzt und innerhalb, sowie ausserhalb der 
Duma von Soz.-Rev. geleitet, natte die Arbeitsgruppe 
durch ihre Bekennung zur Losung : « Alles Land dem 
arbeitenden Volke », durch ihre scharf-oppositionelle 
Stellung gegenüber der Regierung und durch ihre Ab- 
sonderung von der « kadetisch » liberalen Mehrheit eine 
weite Popularität in den Bauernmassen gewonnen. 
Deswegen bekannten sich nun verschiedene sozial- 
revolut. Wahlkandidaten und selbst solche, die Mitglie- 
der lokaler Parteiorganisationen waren, vor den 
Wählern einfach zur Plattform der = Arbeitsgruppe » 
und wurden daraufhin gewählt. Als man aber zur Bil- 
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dung der Parteifraktionen schritt und es sich heraus- 


stellte, 


dass die Arbeitsgruppe und die Soz.-Rev. Partei 


getrennte Fraktionen bilden, hielten mehrere von den 
erwähnten Deputierten sich verpflichtet, in die Ar- 
beitsgruppe und nicht in die Soz.-Rev. Fraktion einzu- 


treten. 


Nach allerlei Schwankungen und verschiedenen 
Uebergängen von der Arbeitsgruppe zur soz.-rev. Frak- 
tion und umgekehrt bestand die Parteifraktion aus fol- 
genden 38 Mitgliedern : 


l. 
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Abramoff, Zimmermeister aus dem Bauernstand, Gouv. 
Samara. F 

Archangelski, früherer Inspektor der Volksschulen, 
Gouv. Samara. 

Afanasjeff, Bauer, Gouv. Kursk. 


. Briljantoff, Geistlicher, Gouv. Jeniseisk. 

. Gorbunoff, Arzt, Terische Provinz. 

j. Dolgopoloff N. S., Arzt, Gouv. Woronesh, 

. Dolgopoloff N. J., Arzt, Nisni-Nowgorod (Stadt). 
. Drukar, Locomotivführer, Provinz Fergan. 

. Jewreinoff, ehemaliger Student, Gouv. Astrachan. 
. Jemeljanoff, Gutsbezitzer, Taurisches Gouv. 

. Jefremoff, Bauer, Gouv. Wjatka 

. Saitzeff, Arzt im Semstwodienst, Gouv. Wjatka. 
. Simin, Volksschullehrer, Gouv. Simbirsk. 

. Kirnosoff, Bauer, Gouv. Saratoff. 


Kosloff, Versicherungsagent, Gouv. Ufa. 


5. Lebedeff, Friedensrichter a D., Gouv. Archangelsk. 
. Litwinenko, Bauer, Gouv. Kieff: 


Lochwitski, Bauer, Gouv. Kursk. 


. Muschenko, Ingenieur, Gouv. Kursk. 
. Naoumoff, Bauer, Gouv. Wjatka. 


Owodofl, Bauer, Gouv. Kursk. 


. Pokrowski, Sekret. am Bezirksgerichte a. D., Gouv- 


Saratoft. 


. Pjanych, Bauer, Gouv Kursk. 

- Rsechin, Agronom, Gouv. Saratoff. 

. Russanoff, Bauer, Gouv. Kursk. 

. Sigoff, Staatsbeamter a. D.. Gouv. Perm. 
. Strelkoff, Techniker, Gouv. Samara. 


Tolmacewski, Bauer, Gouv. Twer. 


. Uspenski, Arzt, Gouv. Rjazan. 


Finejeff, Bauer. Gouv. Wjatka. 
Fokejeff, Student, Gouv. Nisni-Nowgorod. 


. Chworostuchin, Bauer, Gouv. Saratoff. 
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33. Chwost, Bauer, Gouv. Tsernigoft. 

` 34. Schabalin, Bauer, Gouv. Wjatka. 

35. Schirski, Rechtsanwalt, Provinz Kuban. 

Während einer der ersten Fraktionssitzungen erschie- 
nen die Deputierten der armenischen Partei « Dasch- 
nakzutjun » und erklärten, dass mit Rücksicht auf die 
nahe Verwandtschaft ihres Parteiprogramms mit dem 
der Soz.-Rev. ihnen seitens ihrer Wähler und des Zen- 
tralrates ihrer Partei vorgeschrieben wurde, in allen 
Angelegenheiten Hand in Hand mit der Soz.-Rev. 
Fraktion zu gehen. Sie traten daraufhin in die Fraktion 
als vollberechtigte Mitglieder ein und blieben es auch 
bis zuletzt. Diese Deputierten waren : 

36. Awetikjan, Volksschullehrer, Gouv. Jelisabethpol. 
37. Sagateljan. Rechtsanwalt, Gouv. Eriwan. 
38. Tigranjan, Rector des armen. Seminars, Gouv. Eriwan. 

Die meisten Fraktionsgenossen waren auch früher 
schon in der Soz.-Rev. Partei aktiv tätig und hatten 
auch vielfach Repressalien erfahren; wenige nur be- 
kannten sich erst innerhalb der Duma zum soz.-rev. 
Programm und traten der Partei bei. Von den hervor- 
ragenden Parteigenossen und den bekannten Leitern 
der Partei war keiner in der Duma, denn alle, die sich 
litterarisch oder in Versammlungen bemerkt gemacht 
hatten, also sämtliche Schriftsteller und Redner der 
Partei, waren rechtzeitig durch die Regierung von den 
Wahlen beseitigt worden, wenn sie nicht gar unter fal- 
schen Namen leben mussten. 

Vor allen Dingen hatte die Fraktion ihr Verhältnis 
zu den Parteiorganisationen und speziell zum Zentral- 
komitee festzustellen. 

In Anbetracht der Repressalien, unter welchen die 
Wahlen verlaufen waren, konnte die Fraktion nicht als 
streng parteiliche gelten. Die terroristische Tätigkeit 
der Partei — deren Fortsetzung oder Unterbrechung 
während der Dauer der parlamentarischen Session 
durch Beschluss des zweiten Parteitages dem Zentral- 
komitee anheimgestellt war — konnte die Deputierten 
in eine schiefe Stellung bringen, wenn sie sich ais ofi- 
zielle parlamentarische Vertreter derjenigen Partei 
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erklärt hätien, welche eben wegen der Unmöglichkeit 
eines parlamentarischen Kampfes zur terroristischen 
Kampfesmethode greift. Aus diesen Gründen beschlos- 
sen die Deputierten im Einverständnis mit dem Partei- 
vorstande, in der Duma keine regelrechte Parteifraktion, 
d. h. keine erklärte parlamentarische Vertretung der 
Partei, sondern eine autonome Gruppe, welche nur im 
grossen und ganzen an die Parteidirektive gebunden 
sein sollte, zu bilden. 

Dieses Verhältnis zur Partei wurde in den Statuten 
der Gruppe folgendermassen formuliert: « Die Gruppe 
bleibt in ihren Handlungen autonom. Sie fügt sich nur 
den allgemeinen Direktiven der Parteitage bezw. der sie 
ersetzenden Konferenzen des Parteiausschusses. Den- 
selben Instanzen erstattet sie auch über ihre Tätigkeit 
Bericht. » 

Ihre Aufgaben formulierte die Gruppe, wie folgt : 
« Die Gruppe erstrebt: 4. eine weite Verbreitung der 
Parteigrundsätze in den Volksmassen, 2. einen Einfluss 
auf die Tätigkeit der Duma im Sinne des Parteipro- 
gramms und 3. ausserparlamentarische Förderung der 
Parteitätigkeit. » 


Die Taktik der Soz-Rev. Gruppe in der Duma. 


Autonom wie sie war, musste die Gruppe ihre 
Taktik selbständig bestimmen, Sie tat es unter Zugrun- 
delegung folgender Erwägungen. Die Duma ist nach 
einem beschränkten Wahlgesetze unter den Bedingungen 
des Kriegszustandes gewählt und kann deswegen nicht 
als wirkliche Volksvertretung gelten. Dazu ist ihre 
Macht in Bezug auf die Befriedigung der dringendsten 
Volksbedürfnisse gleich Null. Einen Einfluss kann sie 
nur unter dem Ändrange der sozialen Kräfte des Landes, 
d. h. im Falle einer revolutionären Bewegung im 
Lande, erlangen. Nun sind aber auf den Aufschwung 
der revolutionären Bewegung im Lande in Jahre 1905 
und auf die monatelangen Aderlasse durch die Repres- 
sion zeitweilige Reaktion und naturgemässe Mattigkeit 
gefolgt. Die Intensität der Revolution hat nachgelassen, 


wogegen ihre Ausdehnung allerdings sich vergrössert 
und namentlich riesige Schichten der ländlichen Bevöl- 
kerung umfasst hat. In dieser Richtung wirkte heftig 
die Auflösung der ersten Duma, auf welcher viele Hoff- 
nungen konzentriert waren. Die neu angegliederten 
Elemente werden aber erst in die Bewegung hineingezo- 
gen und wiederholen unterdessen die früheren Fehler, 
indem auch sie Hoffnungen an die neue Duma knüpfen. 
Der gegenwärtige Augenblick wird von der Partei als 
vorbereitende Epoche für den allgemeinen Auftritt, 
d.h. für den bewaffneten Volksaufstand, betrachtet. Die 
Gruppe hat, die Tribüne der Duma dazu zu benutzen, 
um die Lage der arbeitenden Klassen in ihrem Kampfe 
mit den herrsehenden Schichten und der Regierung zu 
kräftigen. Ihr einziges Ziel, nämlich die Revolutioni- 
sierung der Massen, verpflichtet sie, ihre Taktik dem 
Verständnis der Letzteren anzupassen. Von Bauern 
und sonstigen Arbeitern entsandt, um dem Volks- 
drange nach « Land und Freiheit » das Wort zu reden, 
müssen nun die Abgeorbneten ihren Wählermassen vor 
Augen führen, dass nicht diese rechtlose Duma und 
nicht Wahlen dem Volke sein Land und seine Freiheit 
verschaffen werden. 

Welch skeptische Ansichten die Deputierten hin- 
sichtlich der « legislativen Anstrengungen » der Duma 
auch hatten, mussten sie sie immerhin als den einzigen 
Weg anerkennen, um von der Duma aus jene Evolution 
zu fördern, welche die Massen zur revolutionären 
Erkenntnis und zur revolutionären Stimmung bringen 
kann. Zu diesem Ende musste die Gruppe Gesetzen- 
twürfe, welche die Eigenheiten des Parteiprogramms 
wiederspiegeln, ausarbeiten und einbringen. Was die 
Gezetzentwürfe über bürgerliche Freiheiten und ihre 
notwendigen Garantien betrifft, deren günstige Auf- 
nahme durch die Majorität der Duma sicher war, so 
blieb der Gruppe ihnen gegenüber nur eine kritische 
Rolle übrig. Sie hatte nur ihr prinzipielles Einverständ- 
nis anzukündigen und diejenigen Abänderungen und 

. Verbesserungen zu beantragen, welche im Interesse der 
Demokratie erwünscht sind. 
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Das Interpellationsrecht der Duma kann unter den 
gegebenen Verhältnissen — d. h. gegenüber einem un- 
verantwortlichen Ministerium, dessen unbefriedigende- 
Beantwortung oder gänzliche Ablehnung einer Inter- 
pellation ohne jeglichen Einfluss auf sein Fortbestehen: 
ist — ausschliesslich zu Agitationszwecken dienen. 
Die Auswal der Themata für Interpellationen muss 
eine sehr sorgfältige sein und nur die hervorragend- 
sten Verbrechen der Regierungsbeamten dürfen ge- 
wählt werden, um an Hand dieser einzelnen Fälle 
die Allgemeinheit zu charakterisieren. Denn das rus- 
sische Leben ist gegenwärtig nichts Anderes, als eine 
unerschöpfliche Quelle für derartige Interpellationen, 
und wollte die Gruppe sie über die Duma ergiessen, so- 
würde, ohne jeglichen praktischen Erfolg, die gesetz- 
gebende Tätigkeit der Duma, d. h. die Blosstellung 
der Regierung auf dem Boden der praktischen Refor- 
men, welcher das Land so sehr harrt, gänzlich 
eliminiert werden. 

Um an dem Beispiele der Duma im Volke die Idee 
einer richtigen Volksvertretung mit Erfolg zu entwie- 
keln, war die Soz.-Rev. Gruppe bemüht, Zwiespalt mit 
den anderen linken Fraktionen zu vermeiden und von 
Fall zu Fall gemeinsame, für alle annehmbare Formu- 
lierungen zu finden. Je inniger geschlossen die Linke 
auftrat, desto bedeutender war ihr Einfluss auf den. 
Krieg des Parlamentarismus gegen die verantwor- 
tungslose Regierung. 

Das sind im grossen und ganzen die Grundsätze, 
auf welchen die parlamentarische Tätigkeit der Soz.- 
Rev. Gruppe sich aufbaute. 


Die Wahl des Präsidiums und der parlamen-- 
tarischen Kommissionen. 


Die Duma leitete ihre Tätigkeit durch die Wahl des 
Präsidiums und der nötigen Kommissionen ein. Die- 
linken Parteien, welehe zusammen über 200 Stimmen 
verfügten, durften woni einige Plätze im Präsidium , 
beanspruchen. Die Soz.-Rev. Gruppe fand jedoch, dass 
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die Rolle des ersten sowie der zweiten Vorsitzenden 
notwendigen Verkehr mit dem kaiserlichen Hofe nach 
sich ziehe und dass es aus diesem Grunde keinem Mit- 
gliede der Gruppe möglich sei, sie zu übernehmen. 
Diese Resolution wurde zur Kenntnis der übrigen Frak- 
tionen gebracht und gleichzeitig erklärte sich die 
Gruppe bereit, die Kandidaturen anderer Fraktionen 
zu unterstützen, wenn nur die vorgeschlagenen 
Persönlichkeiten ihr genehm sein werden. Daraufhin 
unterstützte sie gemeinschaftlich mit den übrigen linken 
Parteien die Kandidatur des Abgeordneten Golowin 
(« K.-D. ») als Präsidenten. Für die Stelle des ersten 
Vizepräsidenten wollte die Gruppe den Abg. Teslenko 
unterstützen, welcher als « linksstehender K.-D. » 
bekannt war und sich vielfach in Versammlungen als 
erfahrener Vorsitzender bewährt hatte. Die Kandidatur 
musste jedoch auf Verlangen der Sozial-Demokraten 
zurückgezogen werden, welche es grundsätzlich ab- 
lehnten, für einen Abgeordneten des Stadtbezirkes 
Moskau zu stimmen, nachdem die = K.-D » dort 
der Arbeiterkurie den ihr zukommenden Platz verwei- 
gert hatten. Dieser Schritt hat sich späterhin schlecht 
bewährt, indem er der Duma einen gediegenen Vorsit- 
zenden entzogen und einen anderen, welchem die nötigen 
Eigenschaften dafür nicht zur Verfügung standen, am 
seine Stelle gebracht hatte. 

Für die Stelle eines Hilfssekretärs schlug die Gruppe 
aus ihrer Mitte Genossen Uspenski vor, welcher auch 
dureh Unterstützung der übrigen Fraktionen gewählt 
wurde. Gemäss den Statuten der Reichsduma wird 
einer der gewählten Hilfssekretäre Mitglied des Präsi- 
diums mit entscheidender Stimme und haben sich die 
fünf G wählten auf Genossen Uspenski geeinigt. 

Bei den Wahlen zu den einzelnen Kommissionen: 
wurde auf Vertretung aller Fraktionen entsprechend 
ihren Mitgliederzahlen gehalten und war auch die 
Soz.-Rev. Gruppe überall vertreten. 
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Die Deklaration des Ministeriums. 


In einer der ersten Sitzungen las Ministerpräsident 
Stolypin die Deklaration des Kabinets betreffs der Poli- 
tik der Regierung vor. Die Soz.-Rev. Gruppe beschloss, 
von einer Kritik der Regierungstätigkeit zur Beantwor- 
tung der Deklaration abzusehen. Die Berichte der 
Abgeordneten über die Stimmung im Lande während 
und nach der Wahlkampagne verrieten eine allgemeine 
Depression, welche besonders von den Mitgliedern der 
« Arbeitsgruppe » betont wurde, und deswegen waren 
alle Deputierten im Wunsche einig, « die Duma zu 
bewahren ». Die »K.-D.-, welche ein Misstrauens- 
votum für das Ministerium am ersten Anfange ver- 
meiden wollten, machten sich dieses zu Nutze und 
überzeugten die Mitglieder der «Arbeitsgruppe» dass 
ein derartiges Votum eine direkte Auflösung zur Folge 
haben würde. Bei dieser Stimmung der Abgeordneten 
und bei der völligen Unbestimmtheit, welches die Be- 
ziehungen des Kabinets zur « linken » Duma sein wer- 
den, war die Gruppe der Gefahr ausgesetzt, sich die 
Mehrheit der Bauerndeputierten von vorneherein zu 
entfremden, wenn sie jetzt schon mit einer scharfen 
Kritik hervorträte. Infolgedessen begnügte sich die Soz.- 
Rev. Gruppe mit der Erklärung, dass die Tätigkeit des 
Kabinets im Lande zur Genüge bekannt und das Votum 
des Volkes bei den letzten Wahlen eine unzweideutige 
Einschätzung derselben sei, und schloss sich dem 
einfachen Uebergange zur Tagesordnung an. 


Terrorismus. 


Zu Beginn der Session wurde der Gruppe viel seitens 
der Rechten zugesetzt, welche sich nicht darin finden 
konnte, dass eine nötigenfalls terroristisch kämpfende 
Partei in der Duma vertreten sein sollte. Am 7/20. März 
erklärte der Wortführer der Rechten, Abgeordneter 
Purischkewitz, aus Anlass einer Vorlage der Soz.-Rev. 
Gruppe, dass er noch begreife, wenn Anträge von 
Sozialdemokraten «Bebelschen Schlages » zur Diskus- 
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sion gestellt werden, dass dieses aber keinesfalls für 
Sozialrevolutionäre zulässig sei, welche ausserhalb 
der Duma nach § 129 des Strafgesetzbuches behandelt 
werden und deswegen nieht gleichzeitig Gesetzgeber 
sein könnten. Derselbe Angriff wurde von Purisch- 
kewitz fünf Tage später unter Berufung auf den Be- 
schluss des Parteitages zu Tammerfors betrefls des 
zentralen und des lokalen Terrorismus wiederholt. 
Ministerpräsident Stolypin berührte während der Dis- 
kussion zur Frage der Feldgerichte die Anwesenheit 
von Soz.-Dem. und Soz.-Rev. in der Duma und meinte, 
dass die Abgeordneten die Parteiprogramme wahr- 
scheinlich nicht teilen. Aus diesen Gründen konnie 
die Soz.-Rev. Gruppe nicht umhin, von der Tribüne der 
Duma aus den Standpunkt der Partei in Sachen des 
Terrorismus zu entwickeln. In der Sitzung von 12./25. 
März setzte Genosse Rsechin auseinander, wie einst 
die Prediger des Sozialismus friedlich ihr Evangelium 
in die Massen tragen wollten und wie die Regierung 
durch ihre unerhörten repressiven Massregel sie in die 
Bahnen des Terrorismus hineingedrängt hat. Nach 
wie vor empfinde die Partei den Terrorismus als eine 
schwere, aber notwendige Last, verurteile aufs schärfste 
seine Anwendung in allen politisch freien Ländern und 
werde ihn sofort aufgeben, wenn auch unser Vaterland 
die Möglichkeit erlangen wird, sich als freiheitlicher 
Rechtsstaat zu entwickeln. 

Am nächtsten Tage kam Genosse Archangelski in 
der Diskussion der Feldgerichte auf die Straflosigkeit 
der Regierungsagenten zu sprechen, erwähnte die Er- 
mordung des Generals Pawloff, welchen die erste Duma 
durch einstimmige Zurufe als Mörder und Henker ge- 
brandmarkt hatte, und erklärte ebenfalls, dass die 
Partei die Notwendigkeit, sich des Terrorismus zu be- 
dienen, schwer empfinde und mit Ungeduld dem 
Augenblicke entgegensehe, welcher eine friedliche Ar- 
beit möglich machen wird. 

Die Feldgerichte waren im Zeitraume zwischen den 
beiden Dumas auf Grund des § 87 der « Reiehsgrund- 
‚gesetze » eingeführt worden und, da die Regierung nicht 
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den Mut hatte, ihre Sanktionierung durch die Duma im 
Laufe der zwei ersten Monate der Session nachzusuchen, 
musste ihre Existenz am 30 April (a. St.) erlöschen. 
Die Abgeordneten hatten ihrerseits gleich nach Eröft- 
nung der Duma die sofortige Abschaffung der Feldge- 
richte beantragt, die Vorlage konnte aber, gemäss der 
Geschäftsordnung, erst am 17 (30) April zur Verhand- 
lung gelandgen, zu welcher Zeit es schon klar war, 
dass die Regierung das legale Fortbestehen der Schöp- 
fung ihrer Willkür nicht anstreben wird. Aus diesem 
Grunde und weil die Tage der Feldgerichte auch 
ohnehin schon gezählt waren, war die Duma geneigt, 
von einer Diskussion der Vorlage ganz abzusehen. Die: 
Soz.-Rev. Gruppe hielt aber grosse Stücke darauf, 
dass dieses unerhörte Institut durch ein Votum der 
Duma ausdrücklich verurteilt würde, und brachie einen 
dringenden Antrag ein, die Vorlage sofort ohne Debat- 
ten anzunehmen, was auch erfolgt ist. Der Reichsrat 
hat allerdings später das Gesetz aus formalen Gründen 
abgelehnt. ‚ 

Am 7/20 Mai beantwortete Ministerpräsident Stoly- 
pin eine Anfrage von rechter Seite bezüglich einer Ver- 
schwörung gegen den Zaren und behauptete dabei, dass 
ein grosser Teil der Verhafteten der Zugehörigkeit zu 
einer innerhalb der Soz.-Rev. Partei gebildeten Vereini- 
gung, welche terroristisch gegen den Zaren, die Gross- 
fürsten und den Ministerpräsidenten vorgehen wolle 
und deren Mitglieder versucht hätten, in das kaiser- 
liche Schloss zu dringen, überführt werde. 

Nach dieser Erklärung beschloss die Duma den 
Uebergang zur Tagesordnung, wobei sie ihrer Freude 
über das Scheitern der Verschwörung, sowie ihrer Em- 
pörung über das verbrecherische Vorhaben Ausdruck 
gab. Alle sozialistischen Fraktionen, einschliesslich 
der Arbeitsgruppe, blieben während dieser Verhandlung 
abwesend und im Sitzungsaal war kaum das nötige 
Quorum zugegen. Sofort nach der Rückkehr der Linken 
in den Saal gab Genosse Schirski im Namen der Soz.- 
Rev. Gruppe die Erklärung ab, dass laut Mitteilung des 
Zentralen Parteivorstandes, die eben besprochene Ver- 


schwörung, wenn sie auch tatsächlich stattgehabt haben 
und nieht Polizeimache zu Provokationszwecken sein 
sollte, in keinerlei Beziehungen zur Soz.-Rev. Partei 
gestanden hat. 

Endlich hatte die Gruppe es noch einmal mit der 
Frage des Terrorismus zu tun, als die Rechte einen 
Antrag auf Verurteilang der politischen Morde stellte 
und die Majorität seine Diskussion abehnte. Die Soz.- 
Rev. Gruppe stimmte für die Diskussion, indem sie, 
wie Gen. Schirski als Fraktionsredner ausführte, wegen 
der hervorragenden Bedeutung, welche die terroristi- 
schen Akte in Russland gehabt haben, und andererseits, 
weil die Vorlage der Rechten absichtlich diese Akte 
mit jenen gewöhnlichen Morden, mit welchen sie nichts 
als die landläufige Bezeiehnung gemeinsam haben, 
vermengt hatte, eine öffentliche Auseinandersetzung 
für nützlich hielt. 


Die Verpflegung der hungernden Bevölkerung. 


Diese Frage spielte in der zweiten Duma eine grosse 
Rolle. Eine ganze Reihe von Gouvernements war vom 
Hunger heimgesucht. Die Milderung des eigentlichen 
Hungers war noch nicht zu Ende geführt und schon 
trat die Notwendigkeit hervor, dieselbe Bevölkerung 
mit Saat zu versorgen. Die Frage kam zuerst aufs Tapet 
im Zusammenhange mit der Wall der beständigen parla- 
mentarischen Kommissionen, als das Mitglied der Soz.- 
Rev. Gruppe, Genosse Pjanych, die Wahl einer beson- 
deren Kommission für Verpflegungsangelegenheiten in 
Vorschlag brachte. Die Berührung dieser Frage erwies 
sich dermassen zeitgemäss, dass die Diskussion als drin- 
gend anerkannt wurde und die beiden nächsten Sitzun- 
gen ausfüllte. Die Soz.-Rev. Gruppe hielt eine spezielle 
Kommission für notwendig und schlug für sie folgende 
Funktionen vor : 

«1. Sofortige Aufstellung an Hand der zur Verfü- 
gung stehenden Daten eines angenäherten Kostenan- 
schlages für die Verpflegung der hungernden Bevölke- 
rung; 2. Sofortige Ausarbeitung und Einbringung eines 
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Reglements für die Bildung von demokratischen Komi- 
tees, welche die Unterstützung aller von Missernten 
und Arbeitslosigkeit Betroffenen zu leiten hätten und 
zu deren Verfügung die von der Volksvertretung zu 
gewährenden Geldzuschüsse gestellt werden sollten; 
3. Ausarbestung eines Gesetzentwurfes betrefls einer 
permanenten Organisation der Volksverpflegung in dem 
Sinne, dass diese in die Hände der Bevölkerung selbst, 
d. h. der volkstümlichen Komitees, übergeben würde; 
4. Sorgfältige Prüfung der diesbezüglichen Tätigkeit 
der Regierungsorgane in den Jahren 1905-1907 und 
speziell der verausgabten Geldsummen einschliesslich 
der von der ersten Duma bewilligten 15.000.000 Rubel. 

Die Organisation der örtlichen Komitees und die 
Kontrolle der Regierungsbeamten sollten unter Auf- 
sicht der Duma und von ihr zu enisendender Kommis- 
sionen oder einzelner Abgeordneten erfolgen. » 

Ein Gegenantrag der « K. D. » verlangte « die Bildung 
einer Kommission nur zwecks Prüfung der im Budget 
vorgesehenen Ausgaben für die Volksverpflegung und 
im Zusammenhang damit die Untersuchung der Verpfle- 
gungsoperationen überhaupt. » Die Mehrforderungen 
unserer Gruppe und der anderen Fraktionen betrefts : 
Kontrolle an den Erfüllungsorten, Ausarbeitung zeit- 
weiliger Normen und später eines allgemeinen Gesetz- 
entwurfes zur Verpflegungsfrage wurden als Ergän- 
zungen zur Vorlage der « K. D. » zur Abstimmung 
gestellt und der Reihe nach durch die vereinten «K.D.» 
und Rechten verworfen. 

In der Sitzung vom 17./30. April gelangte ein Antrag 
der in Rede stehenden Kommission auf Bewilligung von 
6.000.000 Rubel zur Verhandlung. Die Soz.-Rev. Gruppe 
unterstützte den sozialdemokratischen Vorschlag, diese 
Summe zur Verfügung der zuständigen Zentralorgani- 
sation der Semstwos zu stellen. Als es sich aber zeigte, 
dass dieser Vorschlag keine Aussicht auf Erfolg hatte, 
und mit Rücksicht darauf, dass die Verpflegung überall 
durch soziale Körperschaften, welche von der Regierung 
nur die Mittel bekommen, besorgt wird, schloss die 
Gruppe sich der Majorität an, um die 6 Millionen dem 
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# Zentralkomitee für Verpflegung und ärztliche Hilfe » 
zu übergeben. 

Der nächste Antrag derselben Kommission empfahl 
eine Bewilligung von 17,500.000 R. hauptsächlich zur 
Deckung bereits erfolgter Ausgaben, wobei die Kommis- 
sion selbst hervorhob, dass sie nicht in der Lage gewe- 
sen war, die Gesetzmässigkeit der Letzteren zu prüfen. 
Die Soz.-Rev. Gruppe äusserte sich gegen die Gewäh- 
rung (dieser Summe an die unverantwortliche Regierung 
und für die Aufklärung des Volkes über den Grund der 
Ablehnung. 

Für die Hilfeleistung an Arbeitslose in den Städten 
wurde auf Veranlassung der Linken bei Unterstützung 
der « K.-D. » eine besondere Kommission eingesetzt, in 
welcher unser Genosse Gorbunoff zum Vorsitzenden 
gewählt wurde. Sie verfertigte eine Vorlage bezüglich 
Gewährung von Mitteln und ihrer Verwendung zu ‘dem 
in Frage stehenden Zwecke, konnte sie aber nicht vor 
der Auflössung der Duma einbringen. 


Die Rekrutenaushebung. 


Am I0/23-ten April brachte der Kriegsminister eine 
Vorlage betr. der im Jahre 1907 auszuhebenden Rekru- 
tenzahl ein. Nach den « Reichsgrundgesetzen » steht 
es dem Kaiser anheim, die Aushebung nach seinem 
Dafürhalten zu dekretieren, wenn die betreftende Vor- 
lage nicht im Wege der Gesetzgebung bis zum 1/14 Mai 
angenommen ist. Die Soz.-Rev. Gruppe wollte sich die 
Gelegenheit, der Regierung auf dem Boden (dieser 
wichtigen Frage eine Schlacht zu liefern, nicht entgehen 
lassen und stimmte mit der Mehrheit für die Dringlich- 
keit der Diskussion. Beiden Kommissionsverhandlungen 
brachte Genosse Gorbunoff einen motivierten Vorschlag 
der Minderheit ein, die Vorlage der Regierung abzuleh- 
nen, welchen er auch in der Plenarsitzung am 17/30-ten 
April verteidigte. Um dem Volke die Gründe oftensicht- 
licher zu machen, aus welchen die Soz.-Rez. Gruppe 
der Regierung keine Soldaten gewähren wollte, stellte 
sich Genosse Gorbunoft nicht so sehr auf den Standpunkt 
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der grundsätzlichen Verwerfung stehender Heere, als 
auf denjenigen, dass das Heer in den Händen der 
gegenwärtigen Machtliaber nur zur Unterdrückung des 
eigenen Volkes dient. 

Die Aushebung der von der Regierung geforderten 
763050 Rekruten: wurde jedoch durch die Rechte, die 
= K.-D. » und einen Teil der Arbeitspartei bewilligt. 

Während der Diskussion dieser Frage ereignete 
sich der berühmte + Fall Suraboff ». Als der Soz.-Dem. 
Abgeordnete, Gen. Surabofl, erklärte, dass die Armee, 
solange die Autokratie bestehe, nur Niederlagen erfahren 
werde, wollte der Vorsitzende, der Rechten zu Liebe, 
darin eine Beleidigung der Armee erblicken, entzog dem 
Redner das Wort und beantragte, ilm einen Verweis 
zu erteilen. Zum Proteste dagegen, vorliessen die Mit- 
glieder der Soz.-Rev. Gruppe zusammen mit den Genos- 
sen aus den anderen linken Fraktionen den Sitzungsaal. 


Der Etat. 

Gleich nach dem Zusammentritt der Duma legte die 
Regierung ihr den Staatshaushaltsetat vor. Anlässlich 
der Diskussion bezüglich Ueberweisung der Vorlage an 
die Kommissionen wurde in den Sitzungen vom 20, 22, 
23 und. 27 März (a. St.) die allgemeine Politik der 
Regierung besprochen. Im Namen der Soz.-Rev. Gruppe 
traten Genosse Saitsefl' mit der allgemeinen Kritik des 
Budgets und Genosse Schirski mit folgender Resolution 
hervor : Mit Rücksicht darauf, dass naclı den Statuten 
vom 8 März die Budgetrechte der Reichsduma ganz 
minimal sind, und ferner, dass die zeitweilige Regierung, 
im Bewusstsein ihrer Unabhängigkeit von der Volks- 
vertretung, einen fortlauernden Krieg für die politische 
und ökonsmische Unterjochung der Bauern und Arbei- ` 
ter führt, will die Soz.-Rev. Gruppe einerseits nicht die 
irrige Ansicht begünstigen, als befünde sich der Staats- 
haushalt unter Kontrolle der Volksvertretung, und ande- 
rerseits nicht die Regierung durch Bewilligung der 
Geldmittel in ihrem Kriege gegen das Volk unterstützen 
und schlägt daher vor, den von der Regierung einge- 
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brachten Etat ohne Ueberweisung an eine Kommission 
abzulehnen. » 

Nun hatte das Ministerium oflenbar an der Annahme 
des gesamten Budgets gezweifelt und deswegen eine 
ganze Reihe von Kostenanschlägen, welche Kultur- 
zwecke betrafen und somit der Bekämpfung seitens 
‚er Opposition weniger ausgesetzt sein durften, als 
selbständige Vorlagen eingebracht. Die Soz.-Rev. 
Gruppe musste, ihrer Deklaration gemäss, sich auch 
diesen gegenüber ablehnenend - verhalten, hob aber 
jedesmal hervor, dass selbst für Kulturzwecke keinerlei 
Mittel in die Hände der jetzigen Regierung übergeben 
werden dürfen. 


Das Agrarproblem. 


Die Reichsduma konzentrierte auf sich Erwartiun- 
gen der Volksmassen, welche eine gründliche Reform 
der Agrarverhältnisse zum Gegenstande hatten, und 
ist es daher nur begreiflich, wenn sie dieser Frage 
eine ganz besondere : Aufmerksamkeit zugewandt hat. 
Jede Woche wurden zwei Tage ausschliesslich der 
Agrarfrage gewidmet und auf diese Weise konnten in 
einer Reihe: von Sitzungen 60 Abgeordnete gehört 
werden. Die Soz.-Rev. Gruppe wusste, mit welcher 
SpannungdieBauernschaft alles auffing, wasin der Duma 
zur Agrarfrage gesprochen wurde, und überliess es daher 
ihren Mitgliedern, nach Wunsch das Wort zu nehmen. 
Es machten davon Gebrauch die Genossen : Simin, 
Afanasjefl, Chworostuchin, Archangelski, Schirski, 
Pjanych, Uspenski, Kirnosofl, Fokejeft, Jewreinoft, 
Muschenko und Awetinjan. Genosse Jewreinofi ent- 
wiekelte das Parteiprogamm in Bezug auf die Soziali- 
sierung des Bodens; Genosse Uspenski unterzog die 
Agrargesetze, welche die Regierung nach der Auflösung 
der ersten Duma erlassen hatte, einer scharfen Kritik; 
Genosse Schirski begründete die von der gesamten 
Linken unterstützte Vorlage betrefts Bildung agrarischer 
Lokalkomitees; die Abgeordneten aus dem Bauern- 
stande, Genossen Kirnosoff und Pjanych schilderten 
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die Landnot de Bauernschaft und die Notwendig- 
keit, sie auf dem Wege der zwangsweisen und kosten- 
losen Enteignung des gesamten Bodens zu befriedigen ; 
Gen. Muschenko brachte zuletzt im Namen der Sozial- 
Revolutionären Gruppe den Entwurf eines Agrarischen 
Grundgesetzes (1) ein und gab die theoretische Begrün- 
dung der Sozialisierung des Bodens und der Ueber- 
gangsmassregel zu deren Duchführung. Derselbe Ge- 
nosse besprach auch in vernichtender Weise die ministe- 
rielle Deklaration zur Agrarfrage und das Agrar- 
programm der «K.-D.» . 

Die Soz.-Rev. Gruppe konnte bei der Einbringung 
ihres Agrarischen Grundgesetzes natürlich nicht darauf 
rechnen, es durch die Duma verwirklicht zu sehen.. 
Die Vorlage ist im Grunde genommen nichts Anderes, 
als eine Uebertragung des Parteiprogramms in die 
Form eines regelrechten Gesetzes, und ist es daher 
beachtenswert, dass ihre Grundlagen so sehr der Auffas- 
sung entsprechen, welche die Bauern von einer gerechten: 
Lösung der Agrarfrage haben, dass ausser der Soz.-Rev. 
Gruppe auch viele Abgeordneten aus den übrigen 
Fraktionen und speziell aus der Arbeitsgruppe dem 
Entwurf mitunterschrieben haben nnd dass er im 
Namen von 104 Volksvertretern hat eingebracht werden 
können. 

Als die Duma den Schluss der allgemeinen Debatten 
über die Agrarfrage beschloss, beantragten verschiedene- 
Fraktionen, der eingesetzten agrarischen Kommission 
eine Leitschnur in der Form einer Resolution zu geben. 
Gen. Muschenko legte im Namen der Soz.-Rev. Gruppe 
folgende Resolution vor : « In Anerkennung dessen, 
dass die Lösung des Agrarproblems durch unentgeltliche 
Verwandlung des gesamten Bodens in Gemeingut erfol- 
gen, dass die Nutzniessung auf Grundlage der ausglei- 
chenden Bearbeitungsnormen, welche sich aus dem 
gleichen Rechte aller Bürger auf Arbeitsland ergiebt, 
reguliert werden, dass die Ausarbeitung der agrarischen 


(1) Der Wortlaut des Entwurfes liegt diesem Berichte bei 
(s. Seite, 93 ff.) 
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Reformen unter Mitwirkung der Bevölkerung in nach 
allgemeinem, gleichem, direktem und geheimem Wahl- 
rechte gewählten Agrarischen Komitees geschehen und 
dass alle einschlägigen, von der Regierung auf Grund 
des § 87 erlassenen Gesetze unverzüglich abgeschafft 
werden müssen, — geht die Duma zur Tagesordnung 
über. » Für die von allen Seiten eingebrachten Resolu- 
tionen schlug die Soz.-Rev. Gruppe namentliche Abstim- 
mung vor. Die « K.-D. » brachten jedoch die grund- 
sätzliche Frage zur Abstimmung, ob eine Resolution 
überhaupt erforderlich sei, und trotz lebhafter Proteste 
seitens der S.-R., der S.-D. und der Arbeitsgruppe 
gelang es ihnen, einen negativen Beschluss durch- 
zusetzen. 

Innerhalb der Agrarischen Kommission verteidigten 
die Soz.-Rev. den Grundsatz der Sozialisierung und, als 
die Bildung eines beständigen Reichsfondes an Arbeits- 
land abgelehnt wurde, verteidigten sie den Grundsatz 
der zwangsweisen Enteignung überhaupt, welcher 
auch von der Majorität gebilligt worden ist. 


Die Verwerfung der Regierungsanträge. 


Nach Auflösung der ersten Duma erliess die Regie- 
rung eine Reihe von Verordnungen, um die Repressa- 
lien zu verstärken. Diese mussten, den Grundgesetzen 
entsprechend, der zweiten Duma innerhalb 2 Monate 
nach ihrem Zusammentritie zur Genehmigung unter- 
breitet werden; andernfalls verloren sie ihren gesetz- 
lichen Wert. Daraufhin suchte die Regierung die 
Genehmigung der Duma für folgende Gesetze nach: 

1) Betr. Verantwortlichkeit für die Anpreisung (in 
Wort oder Schrift) von verbrecherischen Handlungen. 

2) Betr. Abänderung des Militärdienstes für Perso- 
nen, welche unter der Anschuldigung politischer Ver- 
brechen sich im Stadium der Voruntersuchung befinden 
oder unter Polizeiaufsicht stehen. Die Aenderung sollte 
darin bestehen, dass ihnen der Militärdienst bis zur 
Abbüssung der Strafe oder der Polizeiaufsicht gestundet 
werden sollte. : 
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3) Betr. Massregel zur Verhinderung des Entkommens 
von Verhafteten, welche sich zufällig ausserhalb der 
Gefängnismauern befinden. Unter anderem sollten 
«Preventivklammer» dazu dienen, welche nach Einsicht 
des Transportaufsehers allen Verhafteren ohne Unter- 
schied des Geschlechtes und des Alters auferlegt werden 
sollten. 

4) Betr. Bestrafung der Propaganda im Heere. Die 
bereits bestehenden Stralen sollten bis zu Zwangsar- 
beiten erhöht werden. 

Allediese Desiderata der Regierung wurden durch die 
einmütige Haltung der ganzen Duma mit Ausnahme 
der Rechten verworfen. Die Diskussionen nutzte die 
Soz.-Rev. Gruppe dazu aus, um die gesetzgebende Tätig- 
keit der Regierung in der Zwischenzeit zwischen den 
beiden Dumas in ihr wahres Licht zu stellen. 

Mit gleicher Einmütigkeit wurde die Vorlage der 
Regierung angenommen, durch welche die Bestrafung 
des heimlichen Unterrichts in Polen und den Westpro- 
vinzen abgeschafft wurde. 


Amnistie. 


Gemeinsam mit der Arbeitsgruppe und der Sozialis- 
tischen Volkspartei unterbreitete die Soz.-Rev. Gruppe 
der Duma einen Gesetzentwurf betr. Amnistierung aller 
Opfer des politischen Krieges. Auf die Behauptung des 
Justizministers hin, die Amnistie sei ein Vorrecht der 
Krone, beschloss die Mehrheit, die Zuständigkeit der 
Reichsduma durch eine Kommission begutachten zu 
lassen. Nur die sozialistischen Fraktionen stimmten 
dafür, dass die Kommission nicht diese formale Frage, 
sondern die Vorlage sachlich behandeln sollte. 


Die Volksaufklärung. 


Diese Frage wurde angeschnitten, als die Regie- 
rung der Duma einen Gesetzentwurf betreffs Ein- 
führung des allgemeinen Unterrichts vorlegte und 
dessen Ueberweisung an eine eigens dafür eingesetzte 


— = 


Kommission beantragt wurde. In der Sitzung vom 
4/17 Mai kritisierte Genosse Tigranjan in scharfer 
Weise die Lage des Schulunterrichtes in Russland und 
schlug als Dircktive für die Arbeiten der Kommission 
vor : Demokratisierung, Dezentralisierung und Natio- 
nalisierung dzs Schulunterrichts. 


Das Kanzleipersonal der Duma. 


Die Regelung der Gehälter, sowie der Anstellung und 
intlassung von Beamten in der Kanzlei der Reichs- 
duma rief lange Debatten hervor. Die Soz.-Rev. 
Gruppe erklärte hierzu durch den Genossen Schirski, 
dass ihre Grundsätze zahlreiche Verbesserungsanträge 
zur Vorlage erheischten, dass sie aber die Konstituie- 
rung der Kanzlei für dringend halte, während jede 
Abänderung des Reglements im demokratischen Sinne 
sie hinausschieben -würde. Die Gruppe sei daher ge- 
zwungen, von Verbesserungsanträgen abzusehen, und 
müsse sich infolgedessen auch der Diskussion und den 
Abstimmungen bezüglich der Vorlage enthalten. 


Die Geschäftsordnung der Reichsduma. 


Die Fraktionen der Majorität sahen ihre Hauptauf- 
gabe in der » organisatorischen Tätigkeit » und in der 
Schaffung - neuer, guter Gesetze ». Die vielen Reden 
der Linken, welche nur für das Land bestimmt waren 
und ausschliesslich Agitationszwecke verfolgten, waren 
für die Majorität lästig und deswegen suchten die 
« K.-D. » die Annahme des Reglements zu beschleu- 
nigen. Dieses war nämlich in Bezug auf Schluss der 
Rednerliste, sowie der Diskussion derartig abgefasst, 
dass die Duma dabei leichteres Spiel, als zuvor, haben 
sollte. Während bis dalıin eine Opposition von 50 Stim- 
men genügte, um einen Antrag auf Schluss der Liste 
oder Beschränkung der Redezeit zu verwerfen, sollten 
jetzt 100 Stimmen dafür erforderlich werden. Da aber 
aus den Kreisen der « K.-D. » und namentlich der viel- 
fach mit den Soz.-Rev. Hand in Hand gingenden Ar- 
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beitspartei häufige Vorwürfe vernehmbar wurden, dass 
Soz.-Rev. und Soz.-Dem. durch ihre Reden die Durch- 
fürung von Gesetzen hinderten, hielt die Soz.-Rev. 
Gruppe es nicht für geboten, sich die Arbeitspartei zu 
entfremden, und schloss sich dem Votum der Majorität 
zu Gunsten der vorgeschlagenen Beschränkung an. 

Eine weitere Beschränkung betraf die zulässige Zahl 
von Rednern bei der Einbringung von Interpellationen. 
Nach der beantragten Geschäftsordnung sollten zur 
Frage über Annahme oder Ablehnung einer einge- 
brachten Interpellation nur zwei Redner, u. zw. einer 
für und einer gegen die Annahme, zugelassen werden. 
Da aber die Vertreter der Regierung berechtigt sind, 
die Diskussion einer jeden Interpellation um einen 
ganzen Monat hinauszuschieben, während es im Inte- 
resse der Agitation häufig geboten ist, das in Frage 
stehende Ereignis unverzüglich in sein richtiges Licht 
zu stellen, musste die Soz.-Rev. Gruppe die Vorlage 
entschieden bekämpfen. Auf Antrag des Gen. Schirski 
wurde die projektierte Beschränkung tatsächlich ver- 
worfen. = 

Noch vor der Einbringung des Reglements, schlugen 
die « K.-D. » vor, wöchentlich vier statt sechs öffent- 
licher Sitzungen zu halten. Die Soz.-Rev. Gruppe 
stimmte gegen diese Verkürzung, indem sie wusste, 
wie gierig die Sitzungsberichte im Volke gelesen wur- 
den, und daher deren Anzahl nicht vermindern wollte. 
« K.-D. » und Rechte brachten jedoch die Beschrän- 
kung zur Annahme. 

Es bleibt noch die Haltung der Gruppe bei den beiden 
Anträgen auf Ausschluss von Abgeordneten für eine 
oder mehrere Sitzungen zu erwähnen. Zum ersten Mal 
"wurde diese Massregel gegen das Mitglied der äussersten 
Rechten, Abg. Schulgin, vorgeschlagen. Am 3/16 April 
wandte sich der Abg. Schulgin während der Diskussion 
über die Behandlung politischer Verhafteten in Riga 
an die linke Seite der Duma mit den Worten : « Hat 
nicht jemand von den Herren in der Tasche eine Bombe 
bereit? » Es entstand ein furchtbarer Lärm und die 
Arbeitsgruppe regte die Ausschliessung des Abg. Schul- 
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gin für eine Sitzung an. Zum zweiten Male kam eine 
solche Vorlage am 4/47 Mai zur Verhandlung und 
betraf gleichfalls Mitglieder der äussersten Rechten, 
nämlich die Abgeordneten Kelepowsky, Purischkewitz 
und Sasonowitz, welche einen Heidenlärm machten, als 
ein Abgeordneter in seiner Rede meinte, wir lebten 
jetzt nicht mehr in einer Autorkatie, sondern in einem 
konstitutionellen Staate. 

Die Ausschliessung für eine Sitzung wurde ange- 
nommen und, als die Ausgeschlossenen sich weigerten, 
dem Beschlusse Reehnung zu tragen, brachte der Vor- 
sitzende die höchtsie zulässige Strafe — nämlich die 
Ausschliessung für 15 Sitzungen — in Anregung und 
fand auch dafür eine Majorität. Die Soz.-Rev. Gruppe, 
welche grundsätzlich Gegnerin solcher Gewaltakte, 
wie Massregelung von Volksvertretern, war, sah 
jedoch in dem ganzen Verhalten der Rechten einen 
systematischen Kampf gegen die Reichsduma und den 
Wunsch, diese in den Augen des Volkes zu entwür- 
‚digen, und stimmte deswegen mit der Majorität für 
den Ausschluss der Lärmmacher. 


Die Interpellationen. 


Das Interpellationsrecht der Duma nutzte die Soz.- 
Rev. Gruppe sowohl durch die Einbringung einer 
Reihe eigener Interpellationen, sowie durch die Unter- 
stützung der von anderen Seiten eingebrachten aus. 
Seitens der Gruppe wurden folgende Interpellationen 
-eingebracht : 

1. Betr. Misshandlungen des Publikums seitens der 
Polizei’und Kosaken in Krasnoufimsk, bei welchen die 
Abgeordneten Sigofl und Jerschoff, sowie Leute aus 
dem Publikum, zu Schaden gekommen sind. Die Inter- 
pellation wurde an die zuständige Kommission zur 
Formulierung überwiesen. 

2. Betr. Misshandlungen politischer Verhafteten im 
‚Gefängnis zu Algatsinsk, bei welchen Russlands Be- 
freier von Joche Plehwes, Jegor Sasonofl, ferner Manja 
‚Schkolnik und andere zu leiden hatten. Die Interpella- 
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tion wurde angenommen und, nach ihrer Beantwortung 
dureh den Minister, nahm die Duma folgende Resolu- 
tion des Abg. Teslenko (= K.-D. ») an : « Die Duma 
stellt fest, dass in der Erklärung des Justizministers. 
die Gewalttaten, welchen die politischen Verhafteten 
in Algatsinsk ausgesetzt wurden, nicht in Abrede ge- 
stellt worden sind, und ferner, dass aus derselben 
Erklärung hervorgeht, wie sehr die Art der Behand- 
lung in unseren Galeeren veraltet und einer schleu- 
nigsten Acnderung bedürftig ist, und geht zur Tages- 
ordnung über. » Die Soz.-Rev. Gruppe stimmte für 
diese Resolution, nachdem die von ihr selbst einge- 
brachte, welche schäferer Natur war, von der Duma 
abgelehnt worden war. 

3. Betr. des Judemassakres, welche die Regierung 
unter. Heranzichung des Heeres und der Polizei im 
Jahre 1906 in Sedleez veranstaltet hatte. Die Interpel- 
lation wurde an die Kommission überwiesen, in welcher 
sie bis zur Auflösung der Duma nicht zur Behandlung 
kommen konnte. 

4. Betr. Ermordung von Fabrikarbeitern durch die 
Petersburger Polizei im Hofe der Gescherschen Fabrik, 
wo sie versammelt waren. Die Interpellation wurde 
angenommen, aber vom Ministerium bis zur Auflösung 
der Duma nicht beantwortet. 

5. Betr. Verbannung des Mitglieds der ersten Duma 
Masloff aus der Terischen Provinz im Wege der Ver- 
waltungsverordnung. Die Interpellation blieb in der 
zuständigen Kommission. 

6. Betr. Haussuchung beim Mitgliede der Sozial- 
demokratischen Fraktion, Gen. Ozol, am 5/18 Mai, 
deren Ergebnisse die Regierung späterhin vorschützte, 
um sämtliche sozialdemokratischen Abgeordneten we- 
gen Hochverrats zu verklagen. Die Genossen Schirski, 
Chwost und Archangelski, welehe die Interpellation 
begründeten, beleuchteten den Fall als direktes Attentat 
auf die Rechte der Volksvertreter und als einen der- 
jenigen noch zu erwartenden Anschläge der Regierung, 
gegen welche nur ein Aufstand des Volkes die Duma 
sichern könnte. Die Interpellation wurde angenommen. 
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Die Mitglieder der Gruppe beteiligten sich ferner an 
der Diskussion fremder Interpellationen, u. zw. : 

a) Betr. Marterung politischer Verhafteten in den 
Östseeprovinzen; b) Betr. Arbeiterstreik in den Petro- 
leumwerken zu Baku; c) Betr. Machtüberschreitung 
des Moskauer General-Gouverneurs Gerschelmann, wel- 
eher aus eigenen Stücken das endgültige Urteil eines 
Feldgerichtes kassiert hatte, um drei von diesem zu 
Zwangsarbeiten verurteilte Personen durch ein anderes 
Gericht zum Tode verurteilen zu lassen; d) Betr. Ent- 
sendung einer Strafexpedition nach Langschuty, Gouv. 
Kutais. 

Zu jeder der aufgezählten Interpellationen brachte die 
Soz.-Rev. Gruppe Formel für den Ucbergang zur Tages- 
ordnung ein oder unterstützte die von den anderen 
linken Fraktionen eingebrachten. Wurden diese — 
wie das bis auf die Rigaer Interpellation regelmässig 
der Fall war — abgelehnt, so stimmte sie für die 
minder scharfen, aber immerhin ‘die Regierungs- 
beamten tadelnden Resolutionen der « K.-D. 
Jedenfalls hielt die Gruppe darauf, dass die Gewalttaten 
und Willkür, welche sogar im langatmigen Russland 
Aufsehen erregen, nicht ohne Widerhall in der Duma 
bleiben sollten. 


Die Auseinanderjagung der Duma und die 
Aenderung des Wahlgesetzes. 


In der Sitzung vom 1/14 Juni verlangte der Minister- 
präsident plötzlich den Ausschluss der Oeffentlichkeit, 
um dann in geheimer Sitzung einen Beschluss des Peters- 
burger Untersuchungsrichters bekannt zu geben, nach 
welchem gegen 55 Mitglieder der Sozialdemokratischen 
Fraktion Voruntersuchung wegen Hochverrats eröfinet 
werden sollte. Dieses vorausgeschickt, verlangte der 
Ministerpräsident die Genehmigung der Duma für die 
Verhaftung von 16 Angeklagten und den Ausschluss 
der übrigen aus den Sitzungen der Duma. Die Forderung 
wurde durch die- Erklärung eingeleitet, dass jede Ver- 
zögerung in ihrer Gewährung oder ihre, wenn auch nur 
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teilweise Ablehnung es der Regierung unmöglich 
machen würde, dieOrdnungim Lande zu sichern. Jeder- 
mann verstand die Bedeutung dieser Worte, welche 
nichts Anderes sagen sollten, als dass die Verweigerung 
des Geforderten die Auflösung der Duma zur Folge 
haben würde. Die « K.-D.» und die Arbeitsgruppe 
verlangten, dass die gestellte Frage nicht kurzwegs 
beantwortet, sondern zunächst von einer eigens dafür 
eigesetzten Kommission begutachtet werden sollte. Im 
Namen der Soz.-Rev. Gruppe erklärte Gen. Schirski, 
dass hinsichtlich der Antwort, welche der Regierung 
zu erteilen sei, die Gruppe nicht den mindesten Zweifel 
hegen könne, dass sie aber im gegebenen hochwichtigen 
Augenblicke keine Spaltung der Opposition verschul- 
den wolle und deswegen die Einsetzung einer Kommis- 
sion gutheisse, wenn ihr die minimalste Frist ein- 
‚geräumt werden und ihre Entscheidung noch im Laufe 
derselben Sitzung zur Verhandlung gelangen sollte. Als 
diese Bedingungen abgelehnt wurden, sah die Gruppe 
darin ein Zeichen, dass die Duma die Behandlung der 
Frage hinausschieben wollte, und stimmte gegen die 
Einsetzung der Kommission. 

Diese wurde trotzdem gewählt und zählte unter ihren 
22 Mitgliedern auch zwei Vertreter der Soz.-Rev. Frak- 
tion, u. zw. die Genossen Tigranjan und Schirski. 
Letztere erklärten in der Sitzung der Kommission, dass, 
ihrer Auffassung nach, die Begutachtung des gesammel- 
ten Materials nicht Sache der Kommission sei, welche 
nur folgende Frage zu beantworten habe : « Ist es poli- 
tisch und sittlich mit dem Ansehen der Reichsduma ver- 
träglich, wenn Leute aus ihrer Mitte nach § 100 des 
‚Strafgesetzbuches (Hochverrat in Bezug auf die Person 
der Kaisers) verklagt sind ». Als die Kommission trotz- 
-dem die Prüfung des Materials vornalım, enthielten sich 
die Vertreter der Soz.-Rev. Gruppe jeglicher Beteili- 
gung an ihren Arbeiten. Am Samstag, dem 2/15-ten Juli, 
welcher der letzte Tag der Duma werden sollte, fand 
eine gemeinschaftliche Sitzung aller linken Fraktionen 
— S.-R., S.-D., Soz. Volkspartei und Arbeitsgruppe — 
unter Vorsitz des Soz.-Dem. Abgeordneten, Gen. Üzere- 
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telli statt, welche besehloss, ungeachtet der Geschäfts- 
ordung der Duma, sofort den Etat und die von der 
Regierung auf Grund des S 87 erlassenen Agrargesetze 
vorzunehmen und diese wie jene abzulehnen. Hierzu 
war es erforderlich, die Diskussion der an jenem Tage 
zur Verhandlung gestandenen Reform der Gerichte 
abzubrechen. Einer auf den anderen folgten die Redner 
der linkten Parteien, um in Anbetracht des nahe 
bevorstehenden Staatsstreiches die Beiseitelegung der 
Justizretorm und die Erledigung der dringendsten 
Fragen zu empfehlen, aber jedesmal wurden sie durch 
die kompakte Majorität der « K.-D. » und der Rechten 
besiegt. Und so wurde der leizte Tag der Duma durch 
Reden zur Justizreform ausgefüllt! In der Nacht vom 
2-ten zum 3-ten Juni wurden zahlreiche Verhaftungen 
sozialdemokratischer Abgeordneten vorgenommen. 
Am nächsten Tage wurde dann das Manifest über die 
Auflösung der Duma und die Aenderung des Wahl- 
gesetzes durch Anschlag in den Strassen bekannt 
gegeben. Die Mitglieder der Soz.-Rev. Gruppe mussten 
ihre Wohnungen meiden, um nicht vorzeitig in Haft 
zu gelangen, und konnten daher zwei Tage lang 
nicht zusammenkommen. Bei ihrer Versammlung am 
dritten Tage konnten sie feststellen, dassausder Gruppe 
vorläufig nur Genosse Simin verhaftet worden war. 
‚Sie genehmigten den Entwurf eines Aufrufes an die 
arbeitenden Volksklassen, in welchem die Gruppe zur 
Auflösung der Duma und Aenderung der Wahlordnung 
Stellung nahm. Der Vorschlag, die Mandate als fort- 
dauernd gültig zu erklären und die Mitglieder der 
anderen Fraktionen zu demselben Schritte aufzufordern, 
konnte nicht in Erfüllung gebracht werden, weil die 
Mehrheit der Abgeordneten bereits Petersburg verlassen 
hatte, bei den übrigen die nötige Stimmung dafür nicht 
vorhanden zu sein schien und die Hauptstadt sich völlig 
ruhig verhielt. 

Am nächsten Tage versammelten sich die noch in 
Petersburg gebliebenen Abgeordneten nochmals — dies- 
mal in Finnland — und beschlossen einen zweiten Auf- 
ruf an das Land, welcher mit der Unterschrift der 
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Soz.-Rev. parlamentarischen Gruppe veröffentlicht 
worden ist. 


Die ausserparlamentarische Tätigkeit der 
Fraktionsgenossen. 


Sobald die Abgeordneten Petersburg erreichten, gin- 
gen der Gruppe zahlreiche Einladungen seitens Arbeiter 
der verschiedensten Fabriken zu, ihre Meetings zu 
besuchen. Mit Arbeiten für die parlamentarischen Kom- 
missionen überhäuft, konnten die Abgeordneten nur 
mit grosser Mühe einem Teile dieser Einladungen 
gerecht werden. In diesen Fällen besprachen sie stets 
vor den Arbeitern die Tätigkeit der Duma und speziell 
die der Soz.-Rev. Fraktion. 

Zu demselben Zwecke redaktierte und verbreitete eine 
gemeinschaftliche Kommission der Soz.-Rev., der Sozia- 
listischen Volkspartei und der Arbeitsgruppe Berichte, 
welche « Briefe der Abgeordneten » betitelt waren. Sie 
konnte jedoch nur 4 solcher « Briefe » veröffentlichen 
und verbreitete sie in 150.000 Exemplaren mit Hilfe der 
studierenden Jugend und auch Dank den « Wanderern », 
d. h. den Volksboten, welehe im Auftrage der Bauern- 
schaft nach Petersburg kamen, um der Gruppe die 
Wünsche des Landes einzuschärfen. 

Ausser den « Wanderern » gingen der Gruppe wäh- 
rend der ganzen Dauer ihrer Existenz auch schrift- 
liche Resolutionen und Direktive seitens Bauern und 
Arbeiter der verschiedensten Dörfer und Städte zu. 
Den « Wanderern » wurde der Gang der Arbeiten be- 
kannt gemacht und zum Besuche der Sitzungen verhol- 
fen. 

Während der Osterferien reisten mehrere Abgeord- 
neten in ihre Heimat und veranstalten in Städten und 
Dörfern Volksversammlungen. 

Als weiteren Schritt zur Beleuchtung der Verhältnisse 
nahm die Partei die Herausgabe einer Parteizeitung 
vor. Da jede Nummer die Beschlagnahme der Zeitung 
und die gerichtliche Verfolgung des verantwortlichen 
Redakteurs wegen Aufreizung zum Umsturze der 
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bestehenden Ordnung nach sich zog, stellten die Abge- 
ordneten ihre Immunität zur Verfügung der Partei und 
unterzeichneten die Zeitung als verantwortliche Redak- 
teure. Auf diese Weise erschienen während der Session 
der Duma : « Blago Naroda » (1 Nummer; Red. : Gen. 
Simin), + Narodni Goloss - und « Iswestja » (1 bezw. 2 
Nummern; Red.: Gen. Schirski), + Rodnoje Slowo » 
(1 Numm., Gen. Kolokolnikofl, welcher später die 
Gruppe verlassen hat), « Obsor » (2 Nummern, Gen. 
Saitzeff'), « Narodnoje Snamja » (1. Rsechin), « Wolja 
i “emlja » (Gen. Chworostuchin) und ein Bändchen unter 
dem Titel, « Sammlung von Artikeln » (Gen. Abramofl.) 
Mit dem Augenblicke der Auflössung. wurden diese 
sämtlichen Redakteure Staatsverbrecher. 

Während der kurzen Dauer ihres Daseins gingen der 
Gruppe zahlreiche Begrüssungen seitens verschiedener 
Organisationen und Vereine zu. Darunter war auch ein 
Gruss des Internationalen Sozialistischen Bureaus, 
welcher durch den Vertreter der Sozial-Revolutionären 
Partei im Internationalen Bureau, Genossen Rouba- 
novitch, der Gruppe persönlich übergeben worden ist. 
Aniässlich dieses Grusses nahm die Gruppe in ihrer 
Sitzung vom 25. Februar (a. St.) folgende: Resolution 
an: = Die parlementarische Gruppe der Sozialrevolu- 
tionäre entbietet durch das Internationale Sozialistische 
Bureau allen parlamentarischen sozialistischen Frak- 
tionen der Welt ihren Gruss und erklärt, dass deren 
jahrelange Erfahrungen ihr als Leitschnur für ihre 
Tätigkeit dienen werden. » 


ANHANG (1) 


Entwurf der Grundlagen eines agrarischen 
Reichsgesetzes nach Vorlage der Sozial- 
revolutionären Fraktion der Duma. 


S 1. Jedes private Grundeigentum im Gebiete des 
Russischen Reiches wird von jetzt ab für immerdar 


abgeschafft. 


(1) Vergl. S. 82. Anm. 1. 
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Anm. l. Das politisch autonome Finnland wird aus 
der Gültigkeit dieses Gesetzes ausgeschlossen. 

Anm. 2. Ebenso alle anderen Bestandteile des 
Reiches, wenn sie eine politische Selbständigkeit nach 
Art der finnländischen bekommen (Polen). 

§ 2. Der gesamte Grund und Boden mitsamt Ge- 
wässern und Gehalt an natürlichen Reichtümern 
wird als Gemeingut der gesamten Reichsbevölkerung 
erklärt. 

§ 3. Zur Nutzniessung dieses Gemeingutes sind alle 
Bürger beiderlei Geschlechts in gleichem Masse be- 
rechtigt. ; 

S 4. Die oberste Verwaltung des gesamten Bodens, 
seiner Gewässer und sonstigen Gehaltes innerhalb der 
durch dieses Grundgesetz bestimmten Grenzen steht 
dem Rate der Volksvertreter zu; für die lokale Ver- 
waltung sind in gleicher Weise die Korporationen der 
lokalen Selbstverwaltung zuständig, und zwar jede 
im Bereiche ihres Wirkungskreises; die niedrigste 
Einheit der Selbstverwaltung bildet die territoriale 
Kommune, welche cine oder mehrere Ansiedlungen- 
umfassen kann. 

S 5. Die Regierung (d. h. die Organe der zentralen 
und der lokalen Selbstverwaltungen) hat dafür zu 
sorgen: a. dass jeder Bürger sein Nutzniessungsrecht 
ausüben kann; b. dass die natürlichen Reichtümer der 
Erde vor Erschöpfung geschützt und dass Massregel zu 
ihrer Vermehrung getroflen werden. 

S 6. Folgende Kategorien der Nutzniessung sind 
für den Boden, sowohl wie für seine Gewässer und 
sonstigen Reichtümer zulässig : 

a. Gemeinnütsliche Bewirtschaftung durch die 
oberste Reichsverwaltung oder die lokalen Selbstver- 
waltungsbehörden, welche für das Gemeinwohl des 
Reiches oder des Bezirkes notwendige oder nützliche 
Anlagen organisieren und leiten. (Gemeinnützige 
Nutzniessung). 

b. Private arbeitsstandliche Bewirtschaftung 
von Privatleuten, Familien oder Gruppen (Genossen- 
schaften und Vereinigungen), welche die Wirtschaft 
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mit Hilfe ihrer eigenen Arbeitskraft betreiben. (Privat- 
arbeitsstandliche Nutzniessung). 

c. Ansiedelung und Bauten : 1. von Leuten, 
welcheihre Existenz vom Mietzinse verpachteter Häuser 
fristen, und von Handels- und Industrieunternehmungen, 
welche Lohnarbeiter beschäftigen. (Kapitalistische 
Nutzniessung) und 2. von Leuten, welche ihre Land- 
teile für Wohn- und wirtschaftliche Gebäude zum 
Privatgebrauche verwenden, und von Handels- und 


- Industrieunternehmungen ohne Lohnarbeiter. 


Ausser den in diesem Paragraphen (§ 6.) angeführten 
Kategorien ist keinerlei Art der Nutzniessung des 
Bodens, seiner Gewässer und sonstigen Gehaltes zu- 
lässig. 

ST. Grundregel der gemeinnützigen Nutz- 
niessung : 

a. Das Reich sowohl wie die lokalen Behörden 
können durch Beschlüsse der zuständigen volksver- 
tretenden Versammlungen erforderliche Ländereien 
zur gemeinnützigen Nutzniessung bestimmen, und zwar 
zum Zwecke: 

1. des Schutzes der natürlichen Reiehtümer des 
Bodens und der Fürsorge für deren Vermehrung (Be- 
wässerungs-, Trocknungs- und wasserwirtschaftliche 
Anlagen, Forstschutz und Forstkultur, Befestigung des 
Sandbodens u. dgl.). 5 

2. der Bearbeitung der wertvolleren Bestandteile des 
Bodens, deren Ertrag für allgemeine Zwecke verwen- 
det werden soll. 

3. der Anlage von Versuchs-oder Musterwirtschaften, 
sanitären, wohlltätigen und Erziehungsanstalten, u. 
dergl. gemeinnützigen Werken. 

4. der Einführung zweckmässigerer wirtschaftlicher 
Systeme. 

b) Ein Spezialgesetz soll die Bedingungen vorsehen, 
unter welchen die Produkte der « gemeinnützigen Nutz- 
niessung », abgesehen von ihrem geschäftsmässigen Ver- 
iriebe als Handelsartikel, ausnahmsweise zu ermässig- 
ten Preisen, zum Selbstkostenpreise oder gar unent- 
geltlich an die arbeitenden Klassen, innerhalb der 
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Grenzen ihres persönlichen Gebrauches, veräussert 
werden dürfen. 

c) Ein weiteres -Spezialgeseiz soll für die Kategorie 
der « gemeinnützigen Nutzniessung » die Arbeitsbedin- 
gungen in der Weise vorsehen, dass den in Betracht 
kommenden Arbeitern ein weitgehender Einfluss auf 
die Leitung des Betriebes gesichert bleibe. 

S8. — Normen der = privalarbeitsstandlichen 
Nutzniessung. » 

a) Als oberste Grenze der zulässigen Erdquote gilt 
die persönliche Bearbeitungsfähigkeit, über deren Norm 
hinaus niemand Land bekommen darf. Abweichungen 
von dieser Regel sind nur im Fallo besonders ungün- 
stiger Familienverhältnisse (d. h. wenn die Anzahl der 
arbeitsfähigen Mitglieder zum gesamten Bestande der 
Familie in besonders geringem Verhältnisse steht) oder 
im Faile zeitweiliger Verminderung der Arbeitsfähigen 
zulässig. 

b) Als unterste Grenze gilt die aus dem Normalbudget 
einer Arbeiterfamilie sich ergebende Verbrauchsnorm, 
wobei das hygienische Minimum der- persönlichen 
Bedürfnisse und die zur Aufreehterhaltung und Entwiec- 
kelung der Wirtschaft erforderlichen Kosten (alles auf 
die Einheit der Bevölkerung reduziert) mitberücksich- 
tigt werden müssen. 

c) Die oberste Grenze giebt an, bis wieweit der Besitz 
der erdreichen Nutzniesser der Entäusserung unter- 
liegen muss. 

d) Die unterste Grenze gilt als Norm für die ursprüng- 
liche Versorgung der landarmen Nutzniesser, sowie der 
Bürger, welche gar kein Land besitzen. 

e) Innerhalb dieser beiden Grenzen wird unter Berück- 
sichtigung der Volkszahl, der Anzalıl der Landbewerber 
und des Ertrages des Bodens die mittlere, allgemeine 
Norm festgestellt, welche der weiteren Regulierung der 
gleichmässigen Nutzniessung zu Grunde gelegt wird. 

f) Auf Grund dieser Daten werden von den lokalen 
Selbstverwaltungsbehörden Regel für die betreffenden 
Bezirke ausgearbeitet, welche den verschiedensten 
Zweigen der Landwirtschaft (Ackerbau, Blumenzucht, 


Gartenbau, etc.) und den vorherrschenden wirtschaft- 
lichen Systemen Rechnung tragen müssen ; diese Regel 
unterliegen der Prüfung und Bestätigung seitens der 
gesetzgebenden Körperschaften. 

Anmerkung. — In derselben Weise erfolgt, wenn 
das nötig wird, die Revision dieser Normen. 

S 9. — Regel der « privatarbeilsstandlichen 
Nutzniessung » : 

a) Für die Zuerteilung kommunalen Landes zur pri- 
vaten Bewirtschaftung darf keinerlei Zahlung erhoben 
werden, u. zw. weder in der Form einer Grundsteuer, 
noch in der eines Pachtzinses. Der Besteuerung können 
nur die Ueberschüsse der Erdquoten über die Grund- 
normen hinaus, oder Spezialeinkünfte, welche durch die 
Beschaffenheit oder durch sonstige Vorzüge des betref- 
fenden Landstückes bedingt sind (Differenzialrente), 
unterliegen. 

b) Landteile werden vergeben : 

l. an einzelne Personen oder Familien als privatein- 
heiliche Nutzniesser, 

2. an landwirtschaftliche Vereinigungen, welche sie 
untereinander verteilen, 

3. an Genossenschaften, welche sie gemeinsam 
bearbeiten und die Erzeugnisse unter einander ver- 
teilen. 

Anmerkung. — Die Organe der Selbstverwaltung 
sind nicht befugt, der Bildung von kooperativen Genos- 
senschaften oder von landwirtschaftlichen Vereinigun- 
gen irgend welche Hindernisse entgegenzubringen, oder, 
ihnen gegenüber, die privateinheitlichen Nutzniesser 
irgendwie zu begünstigen. 

c) Die Gleichmässigkeit der Nutzniessung zwischen 
den einzelnen Kommunen oder den sonstigen territoria- 
len selbstverwaltenden Einheiten wird durch die zu- 
ständigen Organe der Selbstverwaltung und die oberste 
Reichsverwaltung geregelt, und zwar: 

1. Durch Versteuerung der Ueberschüsse der Erd- 
quoten über die dekretierte Norm in Höhe des vollen 
Nettogewinnes unter der strikten Bedingung, dass der 
betreffende Ertrag aussschlieslich zur Hebung der 
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Wirtschaft landarmer Familien oder Kommunen Ver- 
wendung finde. 

2. Durch Zerstreuung und Versetzung der Bevölke- 
rung. 

3. Im Falle, dass diese Massregel sich als ungenü- 
gend erweisen, durch Aenderung der Einteilung. 

d) Durch besondere Gesetze werden die Grundlagen 
für Neueinteilungen festgelegt, unter deren Beachtung 
und zu derer Durchführung die oberste Behörde «er 
Selbstverwaltung Erlasse und Direktive veröffentlicht, 
welche vorsehen : 

1. Wie lange unter den Verhältnissen der betreften- 
den Gegend die Nutzniessung zu dauern hat. 

2. In welcher Höhe, im Falle des Ueberganges eines- 
Landteiles in andere Hände, Entschädigungen für nicht 
ausgenützte, durch Aufwand von Arbeit und Kapital 
bewirkte Verbesserungen zu gewähren sind. 

e) Die gleichmässige V erteilung des Bodens zwischen: 
Personen, Familien und Grappen liegt der untersten 
Instanz der Selbstverwaltung unter Beachtung der 
allgemeinen Normen des agrarischen Grundgesetzes. 
und unter Beaufsichtigung der oberen Instanzen ob. 

f) Jeder Bürger, der seine Arbeitskraft in der Land- 
wirtschaft anlegen will und dem es nicht gelingt, in 
irgend einer Kommune, Vereinigung oder Genossen- 
schaft Aufnahme zu finden, hat das Recht, beim land- 
wirtschaftlichen Amte einer lokalen oder der zentralen 
Selbstverwaltungsbehörde vorstellig zu werden, welches- 
dann verpflichtet ist : 

1. Ihn im Gebiete einer landreichen Kommune anzu- 
siedeln, u. zw. in einer durch ein Spezialgeseiz zu 
bestimmenden Ordnung. 

2. oder ihm aus dem Reservefonds dieser oder j jener 
grösseren territorialen Einheit eine Quote auszuson- 
dern. 

3. oder ihm Arbeitsgelegenheit in irgend einem Gebiete: 
der « gemeinnützigen Nutzniessung » zu verschaffen. 

Anmerkung. Ein besonderes Gesetz soll die Bedin- 
gungen vorsehen, unter welchen eventuell eine Quote 
verweigert oder zurückgezogen werden darf, sowie die- 
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Art, wie Leute, welche sich ungerecht geschädigt glau- 
ben, zu ihrem Rechte kommen können. 

g) Zeit und Art der erforderlichen Neueinteilungen 
des Landes oder seiner Produkte innerhalb der koopera- 
tiven Genossenschaften oder landwirtschaftlichen Ver- 
einigungen werden von diesen selbständig unter Beach- 
tung der algemeinen gesetzlichen Normen bestimmt. 

h) Jegliche freiwillige Verschiebung der Landquoten 
zwischen den einzelnen Nutzniessern (Personen, 
Familien, Vereinigungen und Genossenschaften) ist 
nur mit Genehmigung der Kommunalverwaltung und 
im Rahmen des allgemeinen Agrargesetzes zulässig. 
Private Nutzniesser, welche die Landwirtschaft auf- 
geben wollen, stellen ihre innegehabten Quoten zur 
Verfüngung der Kommunalverwaltung, wobei sie inner- 
halb einer gewissen, durch ein besonderes Gesetz für die 
verschiedenen Gegenden und Arbeitszweige festzustel- 
lenden Frist das Recht bewalıren, in derselben Kom- 
mune Land zu bekommen, über diese Frist hinaus 
‚dagegen nur das allen Bürgern gemeinsame Recht 
haben, irgendwo eine Quote zu bekommen. 

i) Ein besonderes Gesetz soll die Bedingungen der 
Kreditgewährung an privatarbeitsstandliche Nutznies- 
ser zum Zwecke der Anschaflung nötiger Geräte und 
Aufbesserung ihrer Wirtschaft behandeln. 

k) Auf Grundlage eines besonderen Gesetzes betrefls 
obligatorischer allgemeiner Versicherung, oder einer 
ähnlichen Massregel, werden die privaten Nutzniesser 
für alle Verluste entschädigt, welche (wie Feuer, Miss- 
‚ernte, Viehseuche, Invalidität u. dgl.) ihre Arbeit treffen. 

S 10. Analog dem § 8 wird die privatarbeitsstand- 
liche Nutzniessung der natürlichen Reichtümer der 
Erde, der Gewässer, der Wälder und aller sonstigen 
‚bearbeitungsfähigen Objekte geregelt. 

S11. Grundregel beir. Nutzniessung in Form 
von Bewohnung und Errichtung von Bauten. 

a) Die zur Errichtung von Bauten erforderlichen 
‚Ländereien werden auf Grund von seitens der Reichs- 
und der lokalen Selbstverwaltungen zu erlassenden 
Bestimmungen verteilt. 


— 100 — 


b) Allerlei Bauten können, wenn das im Interesse der 
Allgemeinheit erforderlich wird, auf Beschluss der 
Reichs- oder der lokalen Selbstverwaltungen auf Grund 
von Spezialgesetzen entäussert werden. 


Das Ausführungsgesetz zum agrarischen 
Reichsgesetze. 


I. Vorbereitende Massregel zur Durchfürung des 
Gesetzes und interimistische Regulierung der 
Agrarverhüältnisse. 

S 1. a.) Alle auf Grund des § 87 der « Reichsgrund- 
gesetze » erlassenen Verordnungen, welche auf die 
Landwirtschaft Bezug haben, und ebenso S 36 der 
« Allg. Gesetzgebung betr. des Bauernstandes » wer- 
den abgeschafft. 

b.) Die Tätigkeif der Adels- und der Bauernagrar- 
banken, der agrarischen Kommissionen und ihnen 
ähnlicher Institute wird suspendiert. 

c.) Jegliche Verschiebung des Grundbesitzes durch 
Kauf und Verkauf oder Schenkung wird suspendiert. 

S 2. Bis zur Neuorganisierung der lokalen Selbstver- 
waltung auf Grundlage der Territorialität und des allge- 
meinen, gleichen, direkten und geheimen Wahlrechts 
werden zur interimistischen Verwaltung agrarische 
Lokalkommissionen (nach Dörfern, Kreisen, Gouverne- 
ments und Provinzen) auf Grund allgemeiner, gleicher, 
direkter und geheimer Wahlen eingesetzt. 

Anmerkung. Die Einteilung der Provinzen je nach 
ihren landwirtschaftlichen Eigentümlichkeiten geschieht 
im Wege der Gesetzgebung. 

§ 3. Die agrarische Lokalkommission eines jeden 
Dorfes umfasst ebensoviel Volksvertreter aus diesem 
Dorfe, wie aus allen angrenzenden Dörfern zusammen- 
genommen. 

S. 4. Die agrarische Lokalkommission eines jeden 
Kreises umfasst ebensoviel Volksvertreter dieses 
Kreises, wie aller übrigen Kreise des Gouvernements 
zusammengenommen. 

S 5. Die agrarische Lokalkommission eines jeden 
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Gouvernements umfasst ebensoviel Volksvertreter dieses 
Gouvernements, wie aller übrigen Gouvernements der 
Provinz zusammengenommen. 

S6. Die agrarische Lokalkommission einer jeden Pro- 
vinz umfasst ebensoviel Volksvertreter aus der betref- 
fenden Provinz, wie aus allen übrigen Provinzen 
zusammengenommen. 

S7. Die agrarischen Lokalkomissionen haben, in 
Gemässheit der lokalen Eigentümlichkeiten und Bedin- 
gungen, Vorschläge abzufassen buzüglich : 

a.) der Grenzen der sich selbst verwaltenden territo- 
rialen Einheiten, 

b.) der Normen der privaten Nutzniessung und 

c.) der Zuteilung von Quoten. 

§ 8. Behufs Erreichung der im vorhergehenden 
Paragraphen angegebenen Ziele werden genaue Fest- 
stellungen der Bevölkerungszahl, der Land- und land- 
wirtschaftlichen Einnahmequellen, der bearbeitungs- 
fähigen Erdreiehtümer und ihrer Werte vorgenommen. 

S 9. Jedes Verfügungsrecht über das Land mitsamt 
sewässern und sonstigem Gehalt seitens der Domänen- 
verwaltung, des Privarkabinets, der Kirchen und Klös- 
ter wird unverzüglich aufgehoben und auf die agra- 
rischen Lokalkommissionen übertragen, welche auch 
die unmittelbare Verwaltung der Pachtzinsen aller 
Krongüter übernehmen. 

S 10. Pie Verteilung aller Einnahmequellen zwischen 
den kleinsten Lokalkommissionen geschieht unter 
Aufsicht der höheren, wobei die obersten Kommissionen 
befugt sind, bestimmte Einnahmequellen von beträcht- 
lichem allgemeinen Werte zu ihrer unmittelbaren Ver- 
fügung zu lassen. 

§ 11. Die Lokalkommissionen sind befugt, Massregel 
zum Schutze des Landes, seiner Gewässer und sonstigen 
Gehaltes, sowie der Interessen der arbeitenden Klassen 
zu treffen, die Beziehungen zwischen den Gutsbesit- 
zeren und den arbeitsstandlichen Nutzniesseren zu regu- 
lieren, Normen der zeitweiligen Nutzniessung fest- 
zustellen, Bedingungen für Pacht und Lohnarbeit zu 
normien u. $. W. 
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§ 12. Die Ländereien, welche Eigentum von Städ- 
ten, Semstwos, öffentlichen, Erziehungs- und Wohl- 
tätigkeitsanstalten, Ausländern und Kosaken sind, 
bleiben vorläufig zur Verfügung ihrer gegenwärtigen 
Besitzer unter Aufsicht der Reichsverwaltung und der 
agrarischen Kommissionen auf Grund besonderer, von 
diesen zu erlassender Verordnungen, welche die Inte- 
ressen der Allgemeinheit und die der arbeitenden 
Klassen sichern. 


II. Massregel zur Durchführung des Gesetzes 


§ 1. Die bisherigen Eigentümer oder Nutzniesser — 
Privatpersonen, Vereinigungen, Kommunen und koope- 
rative Genossenschaften — behalten, wenn sie es 
wünschen, innerhalb der für die betreflende Gegend 
geltenden Normen der Bearbeitungsfähigkeit, die Nutz- 
niessung der Ländereien und bearbeitbaren natürlichen 
Ertragsquellen, welche 

a. ihr Eigentum, 
b. ihnen zugeteilt (« Nadelnija »), oder 
e. von ihnen gepachtet waren. 

Anmerkung. Den Organen der lokalen Selbstver- 
waltung steht es zu, Tausch oder Neueinteilung der 
Quoten zu veranlassen. 

§ 2. Alle übrigen Ländereien mitsamt Gewässern 
und natürlichen Reichtümern werden unentgeltlich 
entäussert und zur Anlage von Reichs- und Kommunal- 
wirtschaften, sowie zur Verteilung an privatarbeits- 
standliche Nutzniesser, welche zu wenig oder gar kein 
Land haben, verwendet. 

Anmerkung. Die agrarischen 1Lokalkommissionen 
registrieren diejenigen Bürger, welche durch die Agrar- 
reform soweit geschädigt worden sind, dass ihre An- 
passung an das neue Regime der persönlichen Arbeit 
Ohne Zuschuss der Kommune nicht vor sich gehen kann. 
Ob und wieviel zugeschossen werden soll, wird im 
Wege der allgemeinen Gesetzgebung bestimmt. 

S 3. In erster Reihe werden die Ansässigen, welche 
zu wenig Land haben, versehen, darauf das ansässige 
landwirtschaftliche Proletariat (Knechte, Bauern ohne 
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wirtschaftliche Geräte ete.), dann die ansässige, nicht 
landwirtschaftliche Bevölkerung und in letzter Reihe, 
insofern noch Land verfügbar ist, Zugezogene. 

§ 4. In denjenigen Gegenden, welche wesentlich 
Hufenwirtschaften enthalten, werden diese in privat- 
einheitliche Nutznissungen — im Sinne des § 9 b, 
Absatz 1, des agrarischen Grundgesetzes mit allen 
seinen Folgen — verwandelt. 

S 5. In Gegenden mit kommunaler Wirtschaft : 

a. Dort, wo die territoriale Kommune nach der 
Anzahl ihrer Mitglieder ungefähr mit der früheren 
privatbesitzenden Kommune zusammenfällt, wird diese 
durch jene mit Uebernahme der Rechte und Pflichten 
ersetzt. 

b. Dort, wo die territoriale Kommune zwei oder 
mehrere früheren privatbesitzenden Kommunen umfasst, 
bleibt es ihnen überlassen, sich in einer einzigen zu 
vereinigen, oder eine landwirtschaftliche Vereinigung 
im Sinne des § 9, b., Abs. 2, mit allen seinen Folgen, 
zu bilden. : 

c. Was die bestehenden komplizierteren Kommunen 
(nach Volosten) betrifft, so geschieht ihre Verschmel- 
zung oder die Regulierung ihrer Beziehungen zur 
höheren territorialen Einheit in gleicher Weise. 

S 6. Durch besondere Gesetze wird die Ausdehnung 
der neuen Ordnung auf den Besitz der Ausländer und 
der Kosaken geregelt. 

§ 7. Ländereien, welche Eigentum von wohltätigen 
oder Erziehungsanstalten sind und nur dazu dienen, 
durch ihren Ertrag die Existenz dieser Letzteren zu 
sichern, werden zur Versorgung der landarmen und 
der landentbehrenden Bevölkerung verwendet, wobei 
ihre frühere Bestimmung durch Geldzuschüsse erfüllt 
wird. Ueber diese Erfordenisse hinaus kann das Land 
selbst, auf Beschluss der lokalen Selbstverwaltung und 
unter von dieser zu bestimmenden Bedingungen, der 
Nutzniessung der früheren Besitzer überlassen werden. 

§ 8. Städtische Landereien, welche ausschliesslich 
den Bedürfnissen der Stadtbevölkerung (für Viehweide 
oder zu Wohnhäusern und wirtschafltlichen Bauten). 
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dienen, behalten ihre bisherige Bestimmung und werden 
nötigenfalls vermehrt. Diejenigen dagegen, welche 
landwirtschaftlich verwendet werden, werden zur Ver- 
fügung der territorialen Kommunen bezw. der höheren 
Organe der Selbstverwaltung gestellt. 

S 9. Sämtliche Wälder, Gewässer und sonstigen 
Reichtümer des Bodens, welche für das Reich oder die 
betreffende Gegend von besonderem Werte sind, werden 
unmittelbar dem Reiche oder der lokalen Selbstverwal- 
tung untergeordnet, welche sie unter von ihnen zu 
bestimmenden Bedingungen zeitweilig ihren bisherigen 
Besitzern oder Nutzniessern überlassen können. In 
diesem Falle müssen sie ebensowohl für den Schutz der 
betreffenden Einnahmequellen, wie für das Wohl der 
sie bearbeitenden Bevölkerung Vorsorge treffen. 

§ 10. Sämtliche Bauten und Etablissements, welche 
auf eigens dazu bestimmten Ländereien errichtet sind, 
bleiben Eigentum ihrer bisherigen Besitzer, können 
aber, wenn das Interesse des Reiches oder des Bezirkes 
es erfordert, auf Beschluss der Reichs- oder Lokalver- 
waltung und unter Bedingungen, welche im Wege der 
allgemeinen Gesetzgebung zu bestimmen sind, entäussert 
werden. 
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Etwas Statistik. 


Die Zusammensetzung der Partei. Hierüber etwas 
genaues anzugeben, ist vor der Hand nicht möglich. 
Der zweite Parteitag nahm einen dahingehenden Ver- 
such vor und fand auf Grund der von den einzelnen 
Sektionen gemachten Angaben, dass die Partei 50 000 
organisierte Genossen zählt und dass etwa 300000 
Bürger bei verschiedenen Gelegenheiten ihre Sympat- 
hien für die Partei zum Ausdruck gebracht haben. 
Mindestens der dritte Teil aller bestehenden Syndikate 
und Professionalverbände, steht unter dem Einflusse der 
Partei. 

Die Heimsuchungen der Partei. Unzählige Ge- 
nossen mussten ihre Zugehörigkeit zur Partei durch 
ihre Freiheit, ja durch ihr Leben bezahlen. Unter den 
4144 Männern und Frauen, welche die Feldgerichte 
zwischen August 1906 und April 1907 ermordst haben, 
sind etwa 250 Angehörige unserer Partei. 22 Genossen 
sind aus Anlass terroistischer Akte zum Tode verurteilt 
oder ohne weiteres an Ort und Stelle niedergemetzelt 
worden. Und nun kommen die Galeeren, Gefängnisse, 
Sibirien und andere Verbannungsortle, welche uns mehr 
als 15000 Genossen genommen haben. 

Die Presse. Fast alle Provizialkomitees hatten ihre 
legalen Zeitungen, Wochen- und Monatsschriften. Der 

' Parteivorstand hat in der Berichtsperiode eine ganze 
' Reihevon Tageszeitungen erscheinen lassen, von welchen 
wir Syn Ötecestwa, Delo Naroda, Narodny Westnik, 
Goloss und Mysl erwähnen. Letztere wurde drei Tage 
vor Auflösung der ersten Duma geschlossen. Während der 
zweiten Duma kämpfte die Partei Schritt auf Schritt 
um eine Tageszeitung, doch wurde jeder Versuch sofort 
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‚unterdrückt. Verschiedene Verlagsanstalten veröffent- 
lichten Schriften unserer Parieigenossen und setzten 
sie in Millionen von Exemplaren ab. Die « populäre 
Geschichte Russlands » von Schischko wurde in mehre- 
ren Hunderttausenden von Exemplaren abgesetzt. Der 
Verfasser ist noch wollbehalten aus Petersburg entkom- 
men, während dem Verleger ein Jahr Festung beschert 
worden ist. 

Von den Petersburger Verlegern, deren Namen wir 
‚natürlich nicht nennen, hat einer 4,235,000 Exemplare 
veröffentlicht, von welchen 355,000 legal, 3,880,000 da- 
gegen nur mit Hinwegsetzung über die Pressgesetze 
-oder nur geheim erscheinen konnten; ein anderer 
1,130,000 Exemplare, ein dritter 1,230,000, u. s. w. 
Die Moskauer blieben hinter ihnen nicht zurück. 

Das Budget der Partei. — Der Haushalt des Zen- 
tralkomitees für das Jahr 1906 drückt sich durch fol- 
gende abgerundeten Zahlen aus : 

Einnahmen : Mitgliederbeiträge: 62,000 Rubel; Zu- 
schüsse seitens sozialistischer Parteien und Arbeiterver- 
eine im Auslande: 25,000; Erlös für Parteilitteratur: 
48,000 ; Zuschüsse von Freunden unserer Partei : 
120,000. Zusammen 225,000 Rubel (485,000 Mark). 

Ausgaben : Litteratur : 60,000; Kampfestätigkeit : 
65,000; Militäragitation : 30,000; Befreiung Verhaf- 
teter und Verbannter : 20,000; Zuschüsse an Partei- 
genossen und Organisationen und Generalunkosten: 
50,000. Zusammen 225,000 Rubel (485,000 Mark). 

Das oflizielle Parteiorgan hat auch die Abrechnungen 
.der Provinzialkomitees veröftentlicht, welehezusammen 
etwa 800,000 Mark betragen. 

Die Organisation im Auslande. — Die alte aus- 
ländische Organisation, deren Komitee früher eine so 
hervorragende Rolle gespielt hatte, löste sich im Okto- 
‚ber 1905 erst tatsächlich und dann auch formal auf. 
Im Januar 1907 gründete eine Konferenz von 21 Dele- 
gierten ausländischer Gruppen eine neue Organisation, 
welche mit der alten nur den Namen gemeinsam hat. 
Die neue Organisation soll einen Zusammenhang der 
‚Soz.-Rev. Gruppen im Auslande mit der Partei in Russ- 
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land sichern, steht aber, als Organisation, selbst ausser- 
halb der Partei. Die Partei übernimmt für die Tätig- 
keit der Organisation und ihrer Mitglieder keinerlei 
Verantwortung, hält sie jedoch auf dem Laufenden 
über das Parteileben und sendet ihr namentlich Partei- 
litteratur zu. Die ausländische Organisation ihrerseits 
kommt den Flüchtlingen zu Hilfe, organisiert Vorle- 
sungen und Vorträge zu ihren Gunsten u. s. w. 

Was die alte Organisation betrifft, so sollen folgende 
Zahlen ihre Bedeutung zeigen : 

Vom 15 Juli 1904 bis 15 Juli 1905 veröffentlichte sie 
1,470,000 Druckbogen, worunter 228,000 Exemplare 
(77 Nummern) des offiziellen Parteiorgans « Das Revo- 
lutionäre Russland», 179,500 Broschüren theoretischen 
Inhalts und 232,000 populäre Schriften für die Volks- 
massen. 

Sie führte auf heimlichen Wegen 6656 Kilogramm 
Parteilitteratur in Russland ein, wovon nur 771 Kgr. 
der Polizei in die Hände fielen. 

Sie verausgabte in dieser Zeitperiode 116,000 Mark, 
welche durch Beiträge, Sammlungen, Abende, Vorträge 
etc. zusammengebracht wurden. 

Die Einschmuggelung von Parteilitteratur nach Russ- 
land kostete 26,500 Mark, die von Parteikämpfern 
16,000 Mark. 
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